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62 Volkstag und Senat haben das nachſtehende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
a Geſetz 
betreffend die Einführung des deutſchen Reichsverſorgungsgeſetzes vom 12. Mai 1920, 
Neichsgeſetzbl. S. 989. 
8 1. a 

Das nachſtehend abgedruckte Geſetz über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinter- 
bliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Reichsverſorgungsgeſetz) vom 12. Mai 1920 — Reichsgeſetzbl. S. 989 — 
wird mit den ſich aus den nachſtehenden Vorſchriften ergebenden Anderungen mit rückwirkender Kraft 
vom 1. April 1920 entſprechend für das Gebiet der Freien Stadt Danzig eingeführt. 

82. ; 

Im 8 1 des Reichsverſorgungsgeſetzes werden in Zeile 1 hinter dem Worte „Hinterbliebenen“ 
die Worte „die durch den Verſailler Vertrag vom 28. Juni 1919 die deutſche Reichsangehörigkeit verloren 
und die Danziger Staatsangehörigkeit erworben haben“ eingefügt. 

88; 
Die $$ 4 bis 20 und 58 des Reichsverſorgungsgeſetzes treten mit dem 1. Aprill 1922 in Kraft. 
8 4. 

In $ 23 des Reichsverſorgungsgeſetzes werden in Zeile 5 hinter dem Worte „oder“ die Worte 
„die der Senat“ eingefügt. f 

Dahingehende Anordnungen ſind dem Ausſchuß des Volkstages für Soziale Angelegenheiten 
unverzüglich zur Kenntnis vorzulegen. N 

j 8 5. 5 

Die Ortsklaſſeneinteilung des Gebietes der Freien Stadt Danzig im Sinne des 8 7, 34 und 51 
des Reichsverſorgungsgeſetzes erfolgt durch den Senat und zwar mit Wirkung vom Erſten des auf die 
Verkündung des vorliegenden Geſetzes folgenden Monats. 

8 6. 

Über die Art der Errechnung des „reichseinkommenſteuerpflichtigen Jahreseinkommens“ (88 45, 

83, 64, 87 des Reichsverſorgungsgeſetzes) trifft der Senat Vorſchrift. 
8 7. 

In 8 99 des Reichsverſorgungsgeſetzes treten in Abſ. 2 Zeile 1 an Stelle der Worte 

„1. April 1922“ die Worte „1. Oktober 1923“, in Abſ. 3 Zeile 3 wird das Wort „zweier“ durch das 


Wort „drei“ erſetzt. 


ſuchter Tag nach Ablauf des Ausgabetades: 24. 2. 1928) 
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& 88. 
„ Der § 103 des Reichsverſorgungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 5 
3 Die Ausführungsvorſchriften ergehen durch den Senat, der auch ermächtigt wird, bindende 
Er Vorſchriften zur Durchführung der SS 7, 25 Abſ. 3 und 28 zu erlaſſen. 

8 9. 
3 $ 101 des Reichs verſorgungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 
3 Der Lauf der in den $$ 49, 52 und 54 des Reichsverſorgungsgeſetzes N Friſten 
8 beginnt früheſtens mit dem Erſten des auf die Verkündung des een Geſetzes folgenden Monats. 


Danzig, den 26. Januar 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Suhm. Dr. Schwartr. 


Geſetz 
3 über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung 
= (Reichsverſorgungsgeſetz). Vom 12. Mai 1920. 


Die Verfaſſunggebende deutſche Nationalverſammlung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das 
mit Zuſtimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 


4 Auſpruch auf Verſorgung. 


9 
Frühere Angehörige der deutſchen Wehrmacht und ihre Hinterbliebenen erhalten wegen der 
1 geſundheitlichen und wirtſchaftlichen Folgen einer Dienſtbeſchädigung auf Antrag Verſorgung. 

8 2. 
Dienſtbeſchädigung iſt die geſundheitſchädigende Einwirkung, die durch militäriſche Dienſt— 
8 verrichtungen oder durch einen während der Ausübung des Militärdienſtes erlittenen Unfall oder durch 
; die dem Militärdienſt eigentümlichen Verhältniſſe herbeigeführt worden iſt. 
| Zur Anerkennung einer Geſundheitsſtörung als Folge einer Dienſtbeſchädigung genügt die 
. Wahrſcheinlichkeit des urſächlichen Zuſammenhanges. 
* Arbeiten, zu denen Angehörige der deutſchen Wehrmacht in unverſchuldeter Kriegsgefangenſchaft 
verwendet werden, und die dieſer Kriegsgefangenſchaft eigentümlichen Verhältniſſe werden dem Militär⸗ 
dienſt und den dieſem Dienſte eigentümlichen Verhältniſſen gleichgeſtellt. Die Angaben des Beſchädigten, 
die ſich auf Vorgänge bei der Gefangennahme und in der Kriegsgefangenſchaft beziehen, ſind der Ent⸗ 
ſcheidung zugrunde zu legen, ſoweit nicht die Umſtände des Falles entgegenſtehen. 

Eine vom Beſchädigten abſichtlich herbeigeführte geſundheitſchädigende Einwirkung gilt nicht als 

Dienſtbeſchädigung. 99 


Die Verſorgung umfaßt: 

„Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld (§8 4 bis 20), 

ſoziale Fürſorge (88 21 bis 23), 

„Rente (§8 24 bis 30) und Pflegezulage ($ 31), 

Beamtenſchein ($ 33), 

. Sterbegeld und Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr (8s 34 und 35), 
6. Hinterbliebenenrente (88 36 bis 50). 


Heilbehandlung, . und Hausgeld. 


* 


or 
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Heilbehandlung wird einem Beſchädigten, 7 Anſpruch auf Rente anerkannt worden iſt, 
gewährt, um eine durch Dienſtbeſchädigung verurſachte und den Rentenanſpruch begründende Geſundheits⸗ 


i 
2 
: 
3 
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ſtörung oder Beeinträchtigung ber Erwerbsfähigkeit zu beſeitigen oder weſentlich zu beſſern, eine Ver⸗ 
ſchlimmerung zu verhüten oder körperliche Beſchwerden zu beheben. > 
Rechtfertigen die Folgen einer anerkannten Dienſtbeſchädigung den Bezug einer Rente nicht, ſo 
iſt Heilbehandlung zu gewähren, wenn dadurch eine Verſchlimmerung des durch die Dienſtbeſchädigung 
verurſachten Leidens verhütet wird. ’ 
Die Heilbehandlung kann auch vor der Anerkennung des Rentenanſpruchs gewährt werden. 
Inwieweit Beſchädigte, die ſich im Ausland aufhalten, Heilbehandlung oder an ihrer Stelle 


eine Unterſtützung erhalten, wird durch Vorſchriften geregelt, welche die Reichsregierung mit Zuſtimmung 
des Reichsrats erläßt. 15 


Die Heilbehandlung umfaßt ärztliche Behandlung, Verſorgung mit Arznei und anderen Heil⸗ 
mitteln ſowie die Ausſtattung mit Körpererſatzſtücken, orthopädiſchen und anderen Hilfsmitteln, die 
erforderlich ſind, um den Erfolg der Heilbehandlung zu ſichern oder die Folgen der Dienſtbeſchädigung 
zu erleichtern. 

An Stelle der im Abf. 1 vorgeſehenen ärztlichen Behandlung, Verſorgung mit Arznei und 
anderen Heilmitteln können Kur und Verpflegung in einer Heilanſtalt (Heilanſtaltspflege) oder, wenn 
andere Behandlungsverfahren keinen genügenden Erfolg haben oder in abſehbarer Zeit erwarten laſſen, 
Kur und Verpflegung in einem Badeorte (Badekur) gewährt werden. 

Blinde erhalten einen Führerhund. 

f 8 6. 5 

Mit Zuſtimmung des Beſchädigten kann ihm Hilfe und Wartung durch Krankenpfleger, Kranken- 
ſchweſtern oder andere Pflegekräfte (Hauspflege) gewährt werden, wenn die Aufnahme des Beſchädigten 
in eine Heilanſtalt geboten, aber nicht ausführbar iſt, oder wenn ein wichtiger Grund vorliegt, den 
Beſchädigten in ſeiner Familie zu belaſſen. 92 a - 


Die Körpererſatzſtücke, orthopädiſchen und anderen Hilfsmittel ſind in erforderlicher Zahl zu 
gewähren; ſie müſſen den perſönlichen und beruflichen Bedürfniſſen des Beſchädigten angepaßt ſein. 

Der Beſchädigte hat Anſpruch auf Inſtandſetzung und Erſatz der Hilfsmittel, wenn ihre 
Unbrauchbarkeit oder ihr Verluſt nicht auf Mißbrauch, auf Vorſatz oder auf grobe Fahrläſſigkeit des 
Beſchädigten zurückzuführen ift. - 

Die Bewilligung der Hilfsmittel kann davon abhängig gemacht werden, daß der Beſchädigte ſie 
ſich anpaſſen läßt oder ſich, um mit ihrem Gebrauche vertraut zu werden, einer angeordneten Ausbildung 
unterzieht. Der Erſatz eines unbrauchbar gewordenen Hilfsmittels kann abgelehnt werden, wenn es nicht 
zurückerſtattet wird. Bei wertvollen Hilfsmitteln kann ein Eigentumsvorbehalt gemacht werden. 

Für die Beſchaffung und den Erſatz von Führerhunden gelten dieſe Vorſchriften entſprechend; 
zum Unterhalte des Hundes werden jährlich in Orten der Ortsklaſſe A 300 Mark, in Orten der Orts- 
klaſſen B und C 240 Mark, in Orten der Ortsklaſſen D und E 180 Mark gewährt. 

8 8. 
f Korpererſatzſtücke, orthopädiſche und andere Hilfsmittel ſowie die Führerhunde für Blinde werden 
vom Reiche geliefert. 

Badekuren gewährt das Reich. 


Im übrigen wird die Heilbehandlung einſchließlich der Heilanſtaltspflege und der Hauspflege 
durch die Krankenkaſſen gewährt. Soweit weder eine Krankenkaſſe der Reichsverſicherung noch eine 
Knappſchaftskrantenkaſſe oder eine Erſatzkaſſe nach Geſetz oder Satzung zur Leiſtung der Heilbehandlung 
verpflichtet iſt, hat die Heilbehandlung des Beſchädigten, wenn er Mitglied einer dieſer Kaſſen iſt, durch 
dieſe, ſonſt durch die allgemeine Ortskrankenkaſſe oder, wo eine ſolche nicht beſteht, durch die Land⸗ 
kranlenkaſſe feines Wohnorts zu erfolgen. Während der Heilbehandlung iſt der Beſchädigte der Kranken⸗ 
ordnung und den Strafbeſtimmungen der Kaffe unterworfen, auch wenn er nicht ihr Mitglied iſt. 


rr 
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Die Heilbehandlung wird fo lange fortgeſetzt, bis durch ſie eine Beſſerung des Gefundheits- 
zuſtandes oder eine Steigerung der Erwerbsfähigkeit nicht mehr zu erwarten iſt. Die Begrenzung der 
Behandlungsdauer durch die Kaſſenſatzungen und geſetzlichen Vorſchriften über Krankenverſicherung ſind 
bei Heilbehandlungen, die auf Grund dieſes Geſetzes zu gewähren ſind, unwirkſam. 

Streitigkeiten werden in dem in der Reichsverſicherungsordnung für die Krankenverſicherung 
vorgeſchriebenen Spruchverfahren entſchieden. f 

Beſondere Vereinbarungen zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten zur Sicherſtellung der ärztlichen 
Behandlung, die den Krankenkaſſen nur nach dieſem Geſetz obliegt, bedürfen der Zuſtimmung des 
Reichsarbeitsminiſters. Das gleiche gilt für die entſprechenden Vereinbarungen zur Sicherſtellung der 
Heilanſtaltspflege und der Verſorgung mit Arznei und kleineren Heilmitteln. 

f An Stelle der Krankenkaſſen kann das Reich die Heilbehandlung einſchließlich der Heilanftalts- 
pflege und der Hauspflege ſelbſt durchführen. g b 
8 9. 

Die Landesregierungen find ermächtigt, öffentliche Kranken- und Pflegeanſtalten zu verpflichten, 
einen beſtimmten Teil ihrer Betten gegen angemeſſene Vergütung für die Heilbehandlung und Pflege 
der Beſchädigten zur Verfügung zu ſtellen. Die Reichsregierung kann mit Zuſtimmung des Reichsrats 
einheitliche Grundſätze hierfür aufſtellen. 10 


Wird bei einer Krankenkaſſe die ihr nur nach dieſem Geſetz obliegende Heilbehandlung dadurch 
ernſtlich gefährdet, daß die Kaſſe keinen Vertrag zu angemeſſenen Bedingungen mit einer ausreichenden 
Zahl von Arzten ſchließen kann, oder daß die Arzte den Vertrag nicht einhalten, ſo ermächtigt die 
Verſorgungsbehörde die Kaffe auf ihren Antrag widerruflich, ſtatt der Heilbehandlung eine bare Leiſtung 
bis zu zwei Dritteln des Durchſchnittsbetrags ihres geſetzlichen Krankengeldes zu gewähren. 
Die Verſorgungsbehörde kann zugleich beſtimmen, 
1. wie der Zuſtand des Beſchädigten, der die Leiſtungen erhalten ſoll, anders als durch ärztliche 
Beſcheinigungen nachgewieſen werden darf, 

2. daß die Kaſſe ihre Leiſtungen ſo lange einſtellen oder zurückbehalten darf, bis ein ausreichender 
Nachweis erbracht iſt, 

3. unter welchen Vorausſetzungen die Kaſſe die Beſchädigten, denen ſie Heilbehandlung nach 
dieſem Geſetze zu gewähren hat, in ein Krankenhaus verweiſen darf. s 


9 11. 


e Zur Gewährung der Heilanſtaltspflege bedarf es der Zuſtimmung des Beſchädigten, wenn er 
einen eigenen Haushalt hat oder Mitglied des Haushalts ſeiner Familie iſt. 
Bei einem Minderjährigen, der das 16. Lebensjahr vollendet hat, genügt ſeine Zuſtimmung. 
Der Zuſtimmung bedarf es nicht, wenn 
1. die Art der Beſchädigung eine Behandlung oder Pflege verlangt, die in der Familie des 
Beſchädigten nicht möglich iſt, 
2 die Krankheit anſteckend iſt, a 
3. der Beſchädigte wiederholt der Krankenordnung oder den Anordnungen des behandelnden 
Arztes zuwider gehandelt hat, 
4. der Zuſtand oder das Verhalten des Beſchädigten eine fortgeſetzte Beobachtung erfordert. 
In den Fällen des Abſ. 3 Nr. 1, 2 und 4 ſoll möglichſt Heilanſtaltspflege gewährt werden. 
8 12. Pr 
Wird die Heilbehandlung weder in einer Heilanſtalt noch als Badekur gewährt, fo erhält der 
Beſchädigte, wenn keine der im $ 8 Abſ. 3 genannten Kaſſen zur Zahlung verpflichtet iſt, Krankengeld, 
ſoweit dieſes nach Geſetz oder Satzung von der zur Leiſtung der Heilbehandlung verpflichteten Krankenkaſſe 
ihm als verſicherungspflichtigem Mitglied zu zahlen wäre. i ARE a A 
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Die Höhe des Krankengeldes iſt ſo zu bemeſſen, als ob der Beſchädigte der Krankenkaſſe 
freiwillig beigetreten wäre. Er erhält nur Krankengeld, ſoweit ſein Einkommen durch die Erkrankung 
gemindert iſt. Bezieht der Beſchädigte neben dem Krankengeld eine Rente nach dieſem Geſetze, ſo darf 
das Krankengeld nur in der Höhe gezahlt werden, daß Krankengeld und Rente zufammen den Betrag 
der Vollkente (§ 29), der Ortszulage (§ 51) und der Teuerungszulage ($ 87) nicht überſteigen. 


8 18. 


Während der Heilanſtaltspflege eines Beſchädigten werden den Angehörigen, deren Ernährer er 
geweſen iſt, zwei Drittel der Vollrente (8 29) und die nach der Vollrente bemeſſene Kinderzulage ($ 30) 
als Hausgeld gewährt. Hausgeld wird nur gewährt, inſoweit das Einkommen des Beſchädigten durch 
die Erkrankung gemindert iſt. ö 

Auf das Hausgeld ſind eine nach dieſem Geſetze gewährte Rente ſowie ein aus einer Krankenkaſſe 
der Reichsverſicherung oder aus einer Knappſchaftskrankenkaſſe oder Erſatzkaſſe gewährtes Hausgeld oder 
Krankengeld anzurechnen. 


Bei Bedürftigkeit kann dem Beſchädigten und ſeinen Angehörigen eine beſondere Unterſtützung 


gewährt werden. 
WMWaährend einer Badekur können Hausgeld und Unterſtützung nach den Vorſchriften der Abſ. 1 
bis 3 gewährt werden. f 
Eu te 

Sind die Krankenkaſſen nicht nur nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet, Heilbehandlung 
und Krankengeld zu gewähren, ſo wird ihnen für ihre Aufwendungen bis zum 1. April 1923 Erſatz 
geleiſtet. An dieſem Tage laufende Heilbehandlungsfälle werden von dieſer Befriſtung nicht berührt. 
Bei Heilanſtaltpflege beträgt der Erſatz drei Viertel, bei ſonſtigen Heilbehandlungen die Hälfte des 
ſatzungsmäßigen Krankengeldes. Daneben wird der Aufwand für kleinere Heilmittel erſetzt. 

Der Erſatz wird nur gewährt, wenn der Zuſammenhang der Krankheit mit einer Dienſtbeſchädigung 
vor dem Beginne der Heilbehandlung anerkannt war; wird dieſer Zuſammenhang erſt während der Heil- 
behandlung anerkannt, ſo wird der Erſatz nur für die auf die Anerkennung folgende Zeit geleiſtet. Tritt 
eine Dienſtbeſchädigung erſt nach dem 1. April 1920 ein, ſo wird der Erſatz bis zum Ablauf der auf die 
Dienſtbeſchädigung folgenden drei Kalenderjahre gewährt. - 

8 15. 

Soweit die Krankenkaſſe nur nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet iſt, Heilbehandlung 
einſchließlich Heilanſtaltpflege und Hauspflege ſowie Krankengeld und Hausgeld zu gewähren, werden ihr 
die entſtandenen Koſten und der entſprechende Anteil an den Verwaltungskoſten erſetzt. Die Koſten für 
die Heilbehandlung und die Verwaltungskoſten können in Pauſchbeträgen erſetzt werden. 


8 16. 

Erſatzanſprüche, die auf den Vorſchriften des $ 15 beruhen, find von der Krankenkaſſe ſpäteſtens 
vierzehn Tage nach dem Beginne der Heilbehandlung oder nach der erſten Anweiſung des Krankengeldes 
oder Hausgeldes bei der Verſorgungsbehörde vorläufig anzumelden. Werden fie ſpäter angemeldet, fo 
kann für die vor der Anmeldung liegende Zeit Erſatz abgelehnt werden. 

a ee 8 17. 

Streit über Erſatzanſprüche zwiſchen Krankenkaſſen und Reich wird in dem für die Kranken⸗ 
verſicherung vorgeſehenen Spruchverfahren entſchieden. Die Reviſion iſt hierbei ausgeſchloſſen. Iſt ſtreitig, 
ob die Krankheit mit einer Geſundheitsſtörung zuſammenhängt, die als Folge einer Dienſtbeſchädigung 
anerkannt ift, jo wird hierüber in dem Spruchverfahren vor den Verſorgungsgerichten entſchieden. 

0 8 18. 

Die Verſorgungsbehörden können jederzeit eine neue Heilbehandlung eintreten laſſen, wenn zu 

erwarten iſt, daß fie den Geſundheitszuſtand des Beſchädigten beſſert. 
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8 19. 

Hat der Beſchädigte eine die Heilbehandlung betreffende ee ohne 11 48955 oder ſonſt 
triftigen Grund nicht befolgt und wird dadurch ſeine Erwerbsfähigkeit ungünſtig beeinflußt, ſo kann ihm 
die Rente auf Zeit ganz oder teilweiſe verſagt werden, wenn er auf dieſe Folge ſchriftlich hingewieſen 
worden iſt. | 

Zur Duldung von Operationen, die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit 1 
bedeuten, kann der Beſchädigte nicht gezwungen werden. 


8 20. 

Die durch eine Heilbehandlung verurſachten notwendigen Reiſekoſten einſchließlich der Koſten der 
Verpflegung und Unterkunft ſind dem Beſchädigten zu erſetzen. 

Für die Dauer einer nach § 7 Abſ. 3 Satz 1 angeordneten Anpaſſung oder Ausbildung werden 
außer den Reiſekoſten (Abſ. 1) freie Unterkunft, Verpflegung und Erſatz für entgangenen Arbeitsverdienſt 
in angemeſſenem Umfang gewährt. 

Soziale Fürſorge. 
8 21. 

Der Beſchädigte hat Anſpruch auf unentgeltliche berufliche Ausbildung zur Wiederheiw ing 
oder Erhöhung der Erwerbsfähigkeit, inſoweit er durch die Dienſtbeſchädigung in der Ausbildung ſeines 
Berufs oder in der Fortſetzung einer begonnenen Ausbildung weſentlich beeinträchtigt iſt. 

Die Berufsausbildung wird unter der Vorausſetzung der Eignung und eifrigen Arbeit des Be 
ſchädigten innerhalb der Höchſtdauer eines Jahres bis zur Erreichung ihres Zieles gewährt. In geeigneten 
Fällen kann ſie über dieſen Zeitpunkt hinaus ausgedehnt werden. 

Über den Anſpruch auf berufliche Ausbildung entſcheidet die Hauptfürſorgeſtelle der Kriegs⸗ 
beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge oder die von ihr beauftragte Stelle. Über einen Einſpruch 
gegen dieſe Entſcheidung entſcheidet der Beirat der Hauptfürſorgeſtelle endgültig. ' 

8 22. | 

Die , Zürforgeftellen der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge ſind, abgeſehen von 
den Vorſchriften des § 21, verpflichtet, den Beſchädigten und den Hinterhliebenen bei der Wahl eines 
geeigneten Berufs, bei der Berufsausbildung und bei der Unterbringung im Erwerbsleben beizuſtehen 
und behilflich zu ſein, die Folgen einer erlittenen Dienſtbeſchädigung oder des Verluſtes des Ernährers 
nach Möglichkeit zu überwinden oder zu mildern. 

8 23. 

Für die Durchführung der Fürſorge gelten die Richtlinien, die der Reichsausſchuß der Krieg 
beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge nach 8 4 Abſ. 1 Nr. 1 der Verordnung über die ſoziale 
Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge vom 8. Februar 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 187) mit 
Zuſtimmung des Reichsgrbeitsminiſters erlaſſen hat oder erlaſſen wird. 


Reute. i 
8 24. 
Der Beſchädigte hat Anſpruch auf Rente, ſolange infolge einer Dienſtbeſchädigung feine Erwerbs- 
fähigkeit um wenigſtens 15 vom Hundert gemindert oder feine körperliche Unverſehrtheit ſchwer beein« 
trächtigt iſt. 9 25 


Die Erwerbsfähigkeit gilt inſoweit als gemindert, als der Beſchädigte infolge der Beſchädigung 
nicht mehr oder nur unter Aufwendung außergewöhnlicher Tatkraft fähig iſt, ſich Erwerb durch eine 
Arbeit zu verſchaffen, die ihm unter Berückſichtigung feiner 3 Kenntniſſe und Fähigkeiten 
billigerweiſe zugemutet werden kann. 

Die Verdienſtverhältniſſe bilden keinen Maßſtab. 


=: 11 
* Die ſchwere Beeinträchtigung der körperlichen Unverſehrtheit wird einer Minderung der Erwerbs ⸗ 
fähigkeit von 15 bis einſchließlich 50 vom Hundert gleichgeachtet, wenn die Erwerbsfähigkeit nicht oder 
nur in geringerem Maße als um 50 vom Hundert gemindert iſt. 


- $ 26. 
Für die Bemeſſung der Rente find maßgebend: 
1. die Minderung der Erwerbsfähigkeit (88 24, 25 und 27), — 
2. der Beruf (8 28), 5 
3. der Familienſtand ($ 30), 
4. der Wohnſitz ($ 51) 
des Beſchädigten. ) 
8 27. 
An Grundrente und Schwerbeſchädigtenzulage werden jährlich gewährt bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit 8 
um 20 vom Hundert 480 Mark Grundrente, 
" 30 " n 720 " " 
* 40 ” „ 960 ** 1 
0; 8 1200 „ 5 und 150 Mark Schwerbeſchädigtenzulage 
1 60 „ " 1440 „ 1 1 300 1 „ 
=; „ 1 „ 450 „ 5 
1 8⁰ " " 1920 " „ " 600 " 1 
90 2160 750 „ 5 


* * * 1 17 * 
bei Erwerbsunfähigkeit 2400 Mark Grundrente und 900 Mark Schwerbeſchädigtenzulage. 
Die vorſtehenden Hundertſätze ſtellen Durchſchnittsſätze dar; eine um 5 vom Hundert geringere 
Minderung der Erwerbsfähigkeit wird von ihnen mit umfaßt. ’ 
Wer in feiner Erwerbsfähigkeit um mehr als 90 vom Hundert beeinträchtigt iſt, gilt als 
erwerbsunfähig. 
$ 28. 


Die Beſchädigten erhalten eine Ausgleichszulage von einem Viertel der nach § 27 zu gewährenden 
Gebührniſſe, wenn ſie vor dem Eintritt in den Militärdienſt oder als Angehörige der Wehrmacht einen 
Beruf ausgeübt haben, der erhebliche Kenntniſſe und Fertigkeiten erfordert. Die Ausgleichszulage wird 
auf die Hälfte der genannten Gebührniſſe erhöht, wenn der Beruf erhebliche Kenntniſſe und Fertigkeiten 
und ein beſonderes Maß von Leiſtung und Verantwortung erfordert. 3 

Die Ausgleichszulage wird auch gewährt, wenn nur die Beſchädigung den Beſchädigten hindert, 
einen Beruf auszuüben, den er ſonſt nach ſeinen Lebensverhältniſſen, Kenntniſſen und Fähigkeiten hätte 
erreichen können und nach dem bisher betätigten Arbeits⸗ und Ausbildungswillen vorausſichtlich auch 
ausgeübt hätte. 

f § 29. 

Die Vollrente im Sinne dieſes Geſetzes beſteht aus der Grundrente, der Schwerbeſchädigten⸗ 
zulage (8 27) und der Ausgleichszulage ($ 28), ſoweit fie einem Beſchädigten bei Erwerbsfähigkeit zu 
gewähren ſind. 

Blinde erhalten die Vollrente. 8 
$ 30. 8 

Für jedes eheliche Kind wird bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs dem Beſchädigten eine Kinder⸗ 
zulage in Höhe von 10 vom Hundert der nach den 88 27 und 28 zuſtehenden Gebührniſſe gewährt. 

Den ehelichen Kindern werden gleichgeſtellt: 

1. die für ehelich erklärten Kinder, 
2. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, wenn ſie vor Anerkennung der Folgen der 
Dienſtbeſchädigung angenommen find, 
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5. die Stiefe und Pflegekinder, wenn fie vor Anerkennung der Folgen der Dieniefgöigum 
von dem Beſchädigten unentgeltlich unterhalten worden find, 
4. die unehelichen Kinder, wenn ſie vor Anerkennung der Folgen der Dienſtbeſchädigung 
erzeugt worden ſind und die Vaterſchaft des Beſchädigten glaubhaft gemacht iſt. 
Für uneheliche Kinder, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, und für Stief- und Pflegekinder 
wird die Kinderzulage nur gewährt, ſolange ſie von dem Beſchädigten unentgeltlich unterhalten werden. 
Iſt ein Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahres infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo wird die Kinderzulage gewährt, ſolange dieſer Zuſtand dauert 
und der Beſchädigte das Kind unentgeltlich unterhält. 


Pflegezulage. 
§ 31. 

Solange der Beſchädigte infolge der Dienſtbeſchädigung ſo hilflos ift, daß er nicht ohne 
fremde Wartung und Pflege beſtehen kann, wird eine Pflegezulage von 600 Mark jährlich gewährt; iſt 
die Geſundheitsſtörung ſo ſchwer, daß ſie dauerndes Krankenlager und außergewöhnliche Pflege erfordert, 
ſo iſt dieſe Zulage entſprechend auf 1000 Mark oder 1500 Mark zu erhöhen. 


Die Zahlung der Pflegezulage kann ganz oder teilweiſe eingeſtellt werden, ſolange Hauspflege 


ewährt wird. 
es übergangsgeld. 
8 32. 

Zur Erleichterung des Überganges in das Erwerbsleben kann einem nicht verſorgungsberechtigten 
Angehörigen der Wehrmacht, deſſen Erwerbsfähigkeit bei dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt infolge 
einer Geſundheitsſtörung gemindert it, im Falle der Bedürftigkeit längſtens bis zum Ablauf von 
drei Jahren nach dem Ausſcheiden ein Übergangsgeld gewährt werden. Es darf zwei Drittel der 
Vollrente G 29), der Ortszulage ($ 51) und der Teuerungszulage (8 87) nicht überſteigen. 

An Stelle des Übergangsgeldes kann Heilbehandlung einſchließlich Krankengeld (8 12), Haus⸗ 
geld und Unterſtützung ($ 13) gewährt werden. 


Beamteuſchein. 
8 33. 
Berforgungsbereitigte, deren Erwerbsfähigfeit infolge Dienſtbeſchädigung um mindeſtens 50 vom 
Hundert gemindert iſt (Schwerbeſchadigte), erhalten neben der Rente einen Beamtenſchein, wenn ſie 
1. infolge ihrer Beſchädigung und unter Berückſichtigung der nach § 21 zu gewährenden 
beruflichen Ausbildung nachweislich außerſtande ſind, ihren vor dem Eintritt zum Militär⸗ 
dienſt zuletzt ausgeübten oder einen anderen Beruf, der ihnen unter Berückſichtigung ihrer 
Lebensverhältniſſe, Kenntniſſe und Fähigkeiten billigerweiſe zugemutet werden kann, in 
wettbewerbsfähiger Weiſe aufzunehmen, und 
2. nach ihrem geſamten Verhalten zum Beamten geeignet e i 
Die Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber des Beamtenſcheins erläßt die Reichsregierung 
mit Zuſtimmung des Reichsrats. 


Sterbegeld. 0 


8 34. 
Stirbt ein Rentenempfänger, ſo wird ein Sterbegeld gewährt. 
Die Höhe des Sterbegeldes richtet ſich nach der Zugehörigkeit des Wohnorts des 3 Verstorbenen 
zu den Ortsklaſſen, die in dem Ortsklaſſenverzeichniſſe zum Beſoldungsgeſetze vom 30. April 1920 
genannt find. Es beträgt 


für die Ortsfläfle A k 400 Mark. 
„ Otrtsklaſſen B und Oo 350 „ 
lee) 3 900 
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Vom Sterbegeld werden zunächſt die Koſten der Beſtattung beſtritten und an den gezahlt, der 
die Beſtattung beſorgt hat. Bleibt ein Überſchuß, jo find nacheinander der Ehegatte, die Kinder (5 30), 
der Vater, die Mutter, der Großvater, die Großmutter, die Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder bezugs⸗ 
berechtigt, wenn ſie mit dem Verſtorbenen zur Zeit des Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben. 
Fehlen ſolche Berechtigte, jo kommt der Uberſchuß nicht zur Auszahlung. ee 

Ein auf Grund anderer geſetzlicher Vorſchriften zu zahlendes Sterbegeld iſt auf den im Abſ. 2 
feſtgeſetzten Betrag anzurechnen. Ba Er 5 a 

Sind die Koſten der Beftattung aus öffentlichen Mitteln beſtritten worden, jo wird kein Sterbe- 


geld gewährt. 3 
Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr. 
. § 85. SEE 

Stirbt ein Rentenempfänger, fo werden für die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate 
noch die Beträge gezahlt, die dem Verſtorbenen nach den 88 27 bis 30 und 51 zu zahlen geweſen wären. 

Bezugsberechtigt ſind nacheinander der Ehegatte, die Kinder ($ 30), der Vater, die Mutter, der 
Großvater, die Großmutter, die Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder, wenn ſie mit dem Verſtorbenen zur 
Zeit des Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben. 

Hat der Verſtorbene mit keiner der im Abſ. 2 bezeichneten Perſonen in häuslicher Gemeinſchaft 
gelebt, ſo beſtimmt die Verſorgungsbehörde, ob und an wen die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr 
zu zahlen ſind. a 
. Hinterbliebenenrente. 

s 5 8 36. 
Iſt der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung, ſo wird die Hinterbliebenenrente (Witwenrente, 
Waiſenrente, Elternrente) gewährt. f ne ur 

Die Witwe erhält 30 vom Hundert der Vollrente, die dem Verſtorbenen im Falle der Erwerbs’ 
unfähigkeit bei Lebzeiten zuſtehen würde (Witwenrente). a a 

Die Witwe erhält 50 vom Hundert, ſolange ſie erwerbsunfähig oder wegen der Pflege und 
Erziehung von Kindern nicht in der Lage iſt, einem Erwerbe nachzugehen, oder ſobald ſie das 
50. Lebensjahr vollendet hat. N a 

Als erwerbsunfähig gilt die Witwe, die infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen nicht nur 
vorübergehend außerſtande iſt, durch eine Tätigkeit, die ihr unter Berückſichtigung ihrer Lebensverhältniſſe, 
Kenntniſſe und Fähigkeiten zugemutet werden kann, ein Drittel deſſen zu erwerben, was geſunde Frauen 
derſelben Art mit ähnlicher Ausbildung in derſelben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 

8 38. 8 9 

Im Falle der Scheidung oder der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erhält die frühere Ehe⸗ 
frau des Verſtorbenen Witwenrente ($ 37), wenn der Verſtorbene allein für ſchuldig erklärt oder wenn 
die Ehe wegen Geiſteskrankheit des Verſtorbenen geſchieden worden iſt. 

§ 39. a ee 

Im Falle der Wiederverheiratung mit einem Deutſchen erhält die Witwe an Stelle der Witwen⸗ 
rente eine Abfindung in Höhe des dreifachen Jahresbetrags der von ihr zuletzt bezogenen Rente. - 

Im Falle der Wiederverheiratung mit einem Ausländer oder Staatenloſen erliſcht die Witwen⸗ 
rente; doch können die Vorſchriften des Abſ. 1 Anwendung finden. 


§ 40. 


Jer Oed micht die Folge einer Dienftbefhäbigung, fo kann der Witwe eines Nentenempfängers 


im Falle der Bedürftigkeit eine Witwenbeihilfe gewährt werden. 2% 
Die Witwenbeihilfe darf zwei Drittel der Witwenrente ($ 37), der Ortszulage ($ 51) und der 

Teuerungszulage ($ 87) und, wenn die Witwe für Kinder ($ 41) zu ſorgen hat, den vollen Betrag dieſer 

Gebührniſſe nicht überſteigen. a f BEE ER 


> 
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Iſt der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung, fo erhalten die ehelichen Kinder des Verſtorbenen 
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres Waiſenrente. 
Den ehelichen Kindern werden gleichgeſtellt: 
1. die für ehelich erklärten Kinder, 
2. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, N 
3. die Stiefe und Pflegekinder, die der Verſtorbene unmittelbar vor feinem Tode mindeſtens 
ein Jahr lang unentgeltlich unterhalten oder für die er Kinderzulage ($ 30) bezogen hat, 
4. die unehelichen Kinder, wenn die Vaterſchaft des Verſtorbenen glaubhaft gemacht iſt. 
Iſt ein Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahrs infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo wird die Waiſenrente gewährt, ſolange dieſer Zuſtand dauert. 
842. 
Die Waiſenrente beträgt für jedes Kind, deſſen Mutter noch lebt, 15 vom Hundert, für jedes 
Kind, deſſen Mutter nicht mehr lebt, 25 vom Hundert der Vollrente des Verſtorbenen. 
8 43. ; 
Iſt der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung, jo erhalten der Vater, die Mutter, der Groß‘ 
vater und die Großmutter Elternrente. 


Den Eltern werden gleichgeſtellt: 
1. Adoptiveltern, wenn ſie den Vorſtorbenen vor der Dienſtbeſchädigung an Kindes Statt 


8 44. 


angenommen, 
2. Stiefe und Pflegeeltern, wenn fie den Verſtorbenen vor der Dienſtbeſchädigung unent⸗ 
geltlich unterhalten haben. — 


$ 45. 

Die Elternrente wird gewährt für die Dauer der Bedürftigkeit, wenn der Verſtorbene der 
Ernährer geweſen iſt oder nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſte geworden wäre. 

Bedürftig iſt nur, wer erwerbsunfähig ($ 37 Abſ. 3) iſt oder das 60. Lebensjahr vollendet hat, 
nach einem Jahreseinkommen von weniger als eintauſendfünfhundert Mark zur Reichseinkommenſteuer 
veranlagt iſt und keinen Unterhaltungsanſpruch gegenüber Perſonen hat, die imſtande ſind, ausreichend 
für ihn zu ſorgen. 

8 46 


Die Elternrente beträgt für die Eltern zuſammen 30 vom Hundert, für den Vater oder die 
Mutter allein 20 vom Hundert der Vollrente des Verſtorbenen. f 
Die Elternrente erhöht ſich, wenn mehrere Söhne infolge einer Dienſtbeſchädigung geſtorben 
ſind, für jeden weiteren Sohn um ein Fünftel ihres Betrags. 
$ 47. 
Großeltern erhalten die Rente nur, wenn keine anſpruchsberechtigten Eltern vorhanden ſind. Die 


Vorſchriften des 8 45 und des 8 46 Abſ. 1 gelten entſprechend. 


e 9 48. BE 
Die Elternrente darf die halbe Vollrente des Verſtorbenen nicht überſteigen. 
ae 8 49. | : 
Der Anſpruch auf Elternrente kann nur bis zum Ablauf von zwei Jahren nach dem Tode des 


Beſchädigten erhoben werden. 2 


$ 50. 
Iſt eine Perſon, deren Hinterbliebenen eine Rente zuſtehen würde, verſchollen, ſo kann ihnen 
die Rente auch ſchon vor der Todeserklärung gewährt werden, wenn das Ableben des Verſchollenen mit 
hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt. Die Zahlung beginnt früheſtens mit dem Monat, der auf den 
mutmaßlichen Todestag folgt. . ö 5 SL 
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Die Rentenzahlung hört mit dem Ablauf des Monats auf, in dem nachgewieſen wird, daß der 
Totgeglaubte noch lebt. 5 f 


Ortszulage. 
$ 51. a 
Hat ein Rentenempfänger an einem der im Ortsklaſſenverzeichniſſe zum Beſoldungsgeſetze vom 
30. April 1920 genannten Orte mindeſtens ein halbes Jahr lang ununterbrochen ſeinen Wohnſitz, ſo 


erhält er zu den nach den 88 27 bis 30, 37 bis 39 und 41 bis. 50 zu gewährenden Gebührniſſen eine 
Ortszulage. d 


Dieſe beträgt: 


ir die Ortenlaſſe aa „ 35 vom Hundert, 
1 7 1 B — Ten 30 7 5 
7 " * „* O a EEE ET a) 20 „ 15 
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dieſer Gebührniſſe. 

Bei einer Aufhebung oder einem Wechſel des Wohnſitzes fällt die Zulage nach einem halben 
Jahre fort, ſoweit nicht auf Grund eines neuen Wohnſitzes eine Ortszulage zu gewähren iſt. Durch den 
Wechſel des Wohnſitzes innerhalb einer Ortsklaſſe wird der Anſpruch auf die Ortszulage nicht berührt. 
Der Wohnſitz an dem Orte einer höheren Ortsklaſſe wird zugunſten des Rentenempfängers dem 
Wohnſitz an dem Orte einer niedrigeren Ortsklaſſe gleichgeachtet. 


Beſteht der Wohnſitz gleichzeitig an mehreren Orten verſchiedener Ortsklaſſen, ſo iſt die höhere 
Ortsklaſſe maßgebend. i 


Hat der Rentenempfänger ſeinen Wohnſitz im Ausland, ſo kann ihm eine Ortszulage entſprechend 
den Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 gewährt werden. 


Friſten. 
§ 52. 


Der Beſchädigte muß den Verſorgungsanſpruch zur Vermeidung des Ausſchluſſes innerhalb 
zwei Jahre nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt anmelden. 


$ 53. 


Nach Ablauf der Friſt kann der Anſpruch noch geltend gemacht werden, wenn 

1. Folgen einer Dienſtbeſchädigung erſt ſpäter in einem die Verſorgung begründeten Grade 
bemerkbar geworden ſind, \, 

2. Folgen einer Dienſtbeſchädigung zwar ſchon innerhalb der Friſt in einem die Verſorgung 
begründeten Grade bemerkbar geworden ſind, aber erſt nach Ablauf der Friſt, wenn auch 
in allmählicher, gleichmäßiger Entwicklung des Leidens, ſich weſentlich verſchlimmert haben, 

3. der Berechtigte an der Anmeldung durch Verhältniſſe verhindert worden iſt, die außerhalb 
ſeines Willens liegen, f 

4. der Berechtigte ſich während eines unfreiwilligen Aufenthalts im Ausland in einer entſchuld⸗ 
baren Unkenntnis über die Friſtvorſchrift befunden hat. 

a Der Anſpruch iſt in dieſen Fällen binnen drei Monaten anzumelden, nachdem die Folgen der 
Dienſtbeſchädigung oder die Verſchlimmerung bemerkbar geworden ſind oder die Vorausſetzungen der 
Nr. 3 und 4 weggefallen ſind. £ 

8 54. 
Hinterbliebene müſſen den Verſorgungsanſpruch zur Vermeidung des Ausſchluſſes innerhalb 
zweier Jahre nach dem Tode des Beſchädigten anmelden. ER le 
Die Vorſchriften des § 53 Abſ. 1 Nr. 3 und 4 und Abſ. 2 gelten entſprechend. 


r 
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ä Beginn, Änderung und Aufhören der Verſorgung. 
$ 55. 

Die Zahlung der Rente beginnt, wenn der Anſpruch auf Verſorgung vor dem Ausscheiden aus 
dem Militärdienſt angemeldet worden iſt, mit dem Ablauf des Monats, für den Beſoldungsgebührniſſe 
zuletzt zugeſtanden haben. Stehen dem Verſorgungsberechtigten für die auf den Monat des Ausſcheidens 
folgende Zeit Beſoldungsgebührniſſe zu, deren Betrag geringer iſt als die Rente, ſo wird ihm der 

Sn Anterſchied vergütet. i 
5 Iſt der Anſpruch erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Dienſte en worden, ſo beginnt 
die Zahlung mit dem Monat, in dem die Vorausſetzungen für die Gewährung der Rente erfüllt ſind, 
früheſtens mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt oder das der Anmeldung entgegenſtehende 
Hindernis (5 53 Abſ. 1 Nr. 3) eingetreten iſt. Das gleiche gilt bei Anmeldung eines höheren Anſpruchs. 

Eine Minderung oder Entziehung der Rente tritt mit dem Ablauf des Monats ein, der auf 
die Zuſtellung des die Veränderung ausſprechenden Beſcheids folgt, bei Kinder⸗ und Ortszulage mit 
dem Ablauf des Monats, in dem die Vorausſetzungen weggefallen ſind. 

Die Heilbehandlung (88 4 bis 20) und die berufliche Ausbildung (8 21) beginnen bei Anmeldung 
vor dem Ausſcheiden aus dem Dienſte mit dem Tage des Ausſcheidens, bei Anmeldung nach dem Aus- 
ſcheiden aus dem Dienſte mit dem Tage, an dem die Bedingungen für die Gewährung der Heil— 
N behandlung oder der beruflichen Ausbildung erfüllt ſind, früheſtens mit dem Tage der Anmeldung. 

0 

Die Zahlung der Hinterbliebenenrente beginnt früheſtens mit dem auf den Sterbetag folgenden 
Monat, wenn jedoch Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr nicht gezahlt werden, mit dem auf den 
Sterbetag folgenden Tage. 

Wird ein Anſpruch auf Hinterbliebenenrente er it nach Ablauf eines Jahres ep dem Tode 
geltend gemacht, ſo beginnt die Zahlung mit dem Monat, in dem die Vorausſetzungen für die Gewährung 
der Rente erfüllt ſind, früheſtens mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt iſt oder das der 
Anmeldung entgegenſtehende Hindernis ($ 53 Abſ. 1 Nr. 3) eingetreten ift. 

i Für die nach dem Tode ihres Vaters geborenen Waiſen beginnt die Zahlung der Rente, wenn 
der Anſpruch innerhalb eines Jahres nach der Geburt geltend gemacht worden iſt, mit dem Monat der 
Geburt, ſonſt mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt iſt. 

Eine Erhöhung der Hinterbliebenenrente beginnt mit dem Monat, der auf das die Erhöhung 
begründende Ereignis folgt, die Erhöhung der Witwenrente ($ 37) jedoch früheſtens mit dem Monat, 
in dem der Antrag auf Erhöhung geſtellt wird. 

Sind Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr gewährt, ſo werden ſie auf die für den gleichen 
Zeitraum zu zahlende Hinterbliebenenrente angerechnet. arte der Geſamtbetrag der für das 
Sterbevierteljahr zuſtehenden Hinterbliebenenrente die Gebührniſſe für das Sterbeviertelſahr, ſo a 
. Weſorgungs behörden le an wen der Mehrbetrag zu zahlen ift. 

f 3 8 
= Die Verſorgungsgebührniſſ werden neu feſtgeſtellt, wenn in den Behne die für die Feſt⸗ 
\ ftellung maßgebend geweſen find, eine weſentliche Veränderung eintritt. 
Er Die Grundrente und die Schwerbeſchädigtenzulage dürfen nicht vor Ablauf von zwei Jahren 
nach Zustellung des Feſtſtellungsbeſcheids gemindert oder entzogen werden. Iſt durch eine Heil 
behandlung oder durch eine berufliche Ausbildung eine weſentliche und nachhaltige Beſſerung der 


Erwerbsfähigkeit erreicht worden, ſo kann eine neue Feſtſtellung ſchon früher erfolgen. 


8 58. N N 
N Wird der Beſchädigte von der Verſorgungsbehörde zu einer ärztlichen Unterfucjung vorgeladen 
oder zur Beobachtung einem Krankenhaus. überwieſen, ſo ſind ihm die dadurch verurſachten notwendigen 
Reiſekoſten einſchließlich der Koſten der Band und et ſowie entgangener Arbeitsverdienſt 
in angemeſſenem Umfang zu «wegen. 


Iſt die Vorladung oder Beobachtung durch einen unbegründeten Antrag bei Beſchädigten vr 
anlaßt worden, ſo kann der Erſatz abgelehnt werden, ſofern ſich der Beſchädigte nicht in einem entſchuld⸗ 
baren Irrtum befunden hat. f 
Erlöſchen und Ruhen des Rechtes auf Verſorgung. 
| $ 59. 
. Das Recht auf Verſorgung erliſcht durch rechtskräftige Verurteilung zu Zuchthausſtrafe wegen 
Hochverrats, Landesverrats, Kriegsverrats oder wegen Verrats militäriſcher Geheimniſſe. 
: $ 60. 5 
Der Beamtenſchein erliſcht, ſobald der Inhaber aus einer Stelle, die er auf Grund dieſes 
Scheines erhalten hat, mit Ruhegeld ausgeſchieden iſt. 3 
Er iſt verwirkt, wenn gegen den Inhaber rechtskräftig auf eine Strafe erkannt worden iſt, 
welche die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter von Rechts wegen zur Folge hat. 
8 61. 
Die Verſorgung ruht: i : 
1. für die Dauer der Wiederverwendung im aktiven Militärdienſte, i 8 . 
2. ſolange der Verſorgungsberechtigte nicht Reichsangehöriger iſt; jedoch kann Ausländern oder 
Staatenloſen, die in der deutſchen Wehrmacht Dienſt geleiſtet haben und hierdurch nach 
dieſem Geſetze verſorgungsberechtigt geworden ſind, und ihren Hinterbliebenen ſowie den nicht 
reichsangehörigen Hinterbliebenen eines Deutſchen Verſorgung bewilligt werden; 5 
3. ſolange der Verſorgungsberechtigte ohne Genehmigung der zuſtändigen Stelle ſeinen Wohnſtitz 
außerhalb des Deutſchen Reichs hat; 8 ä 
4. wenn gegen den Verſorgungsberechtigten wegen Hochverrats, Landesverrats, Kriegsverrats 
oder wegen Verrats militäriſcher Geheimniſſe die öffentliche Klage erhoben worden iſt, ſolange 
der Aufenthalt des Verſorgungsberechtigten unbekannt iſt. Die einbehaltenen Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe werden ausgezahlt, wenn das Verfahren gegen den Verſorgungsberechtigten 
rechtskräftig eingeſtellt oder er rechtskräftig außer Verfolgung geſetzt, freigeſprochen oder zu 
geringerer als Zuchthausſtrafe verurteilt worden iſt; f 

5. ſolange der Verſorgungsberechtigte eine Freiheitsſtrafe von wenigſtens drei Monaten verbüßt 

oder in einem Arbeitshaus oder in einer Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt. 

In den Fällen der Nr. 3, 4 und 5 können den Angehörigen, deren Ernährer der Verſorgungs⸗ 
berechtigte geweſen iſt, bei Bedürftigkeit die Verſorgungsgebührniſſe ganz oder teilweiſe überwieſen werden, E 
ſoweit fie nicht die Hälfte der Vollrente und die nach der Vollrente bemeſſene Kinderzulage überſteigen. 

.$ 62. > 

Das Recht auf Verſorgungsgebührniſſe mit Ausnahme des Hausgeldes (8 13) ruht, ſolange dem 
Verſorgungsberechtigten Kur und Verpflegung in einer Heilanſtalt oder in einem Badeorte gewährt wird; 
während der Verpflegung in einer Heilanſtalt ruht auch die Pflegezulage. 


9 6². VVV 
BEER Das Recht des Beſchädigten auf Verſorgungsgebührniſſe ruht: i 3 
. 1. bei einem nach Ausſcheidung der Verſorgungsgebührniſſe verbleibenden reichseinkommenſteuer⸗ 
pflichtigen Jahreseinkommen a a EA EEE 
von mehr als bis einſchließlich in Höhe von ER 25% 
5000 Mak 6000 Mark einem Zehntel, 22 
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von mehr alls bits einſchließlich in Höhe von 
10 000 Mark 11000 Mark ſechs Zehnteln 
11000 „ 12 000 „ ſieben A 

12 000 „ 13 000 „ acht 5 

13 000 „ 14 000 neun 1 


14 000 in Höhe des vollen Betrags 
der Verſorgungsgebührniſſe ausſchließlich der Pflegezulage. Dem Beſchädigten verbleibt je⸗ 
doch die Schwerbeſchädigtenzulage mit der entſprechenden Ausgleichs- und Ortszulage und 
die Pflegezulage. 

Bei Berechnung des reichseinkommenſteuerpflichtigen Jahreseinkommens des Beſchädigten 
bleibt das Arbeitseinkommen der Ehefrau außer Anſatz. 

Beträgt ein Zehntel der Rente mehr als 800 Mark, ſo ruht an Stelle jedes Zehntels 
nur der Betrag von 800 Mark. 

Bleibt das Einkommen einſchließlich der nicht ruhenden Rententeile hinter dem Ein- 
kommen zurück, das ſich unter Zugrundelegung des Höchſtbetrages der vorhergehenden 
Einkommensſtufe ergeben würde, ſo wird der Kürzungsbetrag um dieſen Unterſchiedsbetrag 
ermäßigt. 

Für die Feſtſtellung der Höhe des Einkommens kann die Veranlagung zur Reichs⸗ 
einkommenſteuer zugrunde gelegt werden. Die Steuerbehörden Find zu amtlicher Auskunft 
verpflichtet; 

2. neben einer Unfallrente der Reichsunfallverſicherung in Höhe dieſer Rente, wenn beide Renten 
durch dieſelbe Geſundheitsſtörung bedingt ſind und die der Unfallrente zugrunde gelegte 
Minderung der Erwerbsfähigkeit bei Feſtſtellung der Minderung der Erwerbsfähigkeit im 
Sinne dieſes Geſetzes in vollem Umfang einbezogen worden iſt; 

3. neben Verſorgungsgebührniſſen, die aus einem anderen Militärverſorgungsgeſetze gezahlt 
werden, in Höhe dieſer Gebührniſſe; 

4. neben einer Penſion, die an einen penſionierten Beamten der Wehrmacht aus einem Beamten⸗ 
geſetze gezahlt wird, in Höhe dieſer Penſion; dies gilt nicht für die in den 8s 96 und 97 
aufgeführten Perſonen. 

8 64. 

Das Recht auf Witwenrente und Waiſenrente ruht: 

1. neben einem reichseinkommenſteuerpflichtigen Jahreseinkommen nach Maßgabe des 8 63 Nr. 1; 

2. neben einer Witwen- und Waiſenrente der Reichsunfallverſicherung in Höhe dieſer Witwen⸗ 

und Waiſenrente; 

3. neben einem Witwen⸗ und Waiſengelde, das aus einem anderen Militärverſorgungsgeſetze 
gezahlt wird, in Höhe dieſer Gebührniſſe; 

4. neben einem Witwen- und Waiſengelde, das an Hinterbliebene eines Beamten der Wehr⸗ 
macht aus einem Beamtengeſetz gezahlt wird, in Höhe dieſer Gebührniſſe; dies gilt nicht für 
die Hinterbliebenen der in den 88 96 und 97 aufgeführten Perſonen. 

Wenn die Witwe und die Waiſen in häuslicher Gemeinſchaft leben, werden ſowohl ihre Ein- 

kommen als auch ihre Verſorgungsgebührniſſe zuſammengerechnet. 

Soweit das unter Nr. 1 genannte reichseinkommenſteuerpflichtige Jahreseinkommen aus dem 

Arbeitseinkommen der Witwe und Waiſen beſteht und nicht über zehntauſend Mark hinausgeht, iſt die 
Waiſenrente unverkürzt zu zahlen. 18 


Das Recht auf Elternrente in neben einer Elternrente der ee eee in Höhe 
dieſer Nente. 


a ne 
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Tritt das Erlöſchen oder Ruhen des Rechtes auf Verſorgungsgebührniſſe nach den 88 59 bis 65 
im Laufe eines Monats ein, ſo wird die Zahlung mit dem Ende des Monats eingeſtellt, tritt es am 
erſten Tage eines Monats ein, ſo hört die Zahlung mit dem Beginne des Monats auf. 

Lebt das Recht auf Verſorgungsgebührniſſe nach den 88 61 bis 65 wieder auf, ſo hebt die 
Zahlung mit dem Beginne des Monats an. 

8 Zahlung. 

8 67. 

Die Verſorgungsgebührniſſe werden in Monatsbeträgen zuerkannt und monatlich im voraus 
gezahlt. Der Jahresbetrag iſt nach oben ſo abzurunden, daß bei Teilung durch drei ſich volle Mark⸗ 
beträge ergeben. f 8 

Hausgeld wird tageweiſe zuerkannt und mit Ablauf jeder Woche gezahlt. Die Gebührniſſe für 
das Sterbevierteljahr können auf einmal gezahlt werden. 


Übertragung, Verpfändung und Pfändung. 
5 68. 
Der Anſpruch auf Verſorgungsgebührniſſe kann übertragen, verpfändet und gepfändet werden nur 
1. wegen eines Darlehns oder Vorſchuſſes, die dem Verſorgungsberechtigten auf ſeine Anſprüche 
von einer Hauptfürſorgeſtelle oder Fürſorgeſtelle der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegs⸗ 
hinterbliebenenfürſorge, von Gemeinden und Armenverbänden ſowie von ſolchen gemeinnützigen 
Einrichtungen gewährt werden, denen von der Landeszentralbehörde die Gewährung von 
Darlehen und Vorſchüſſen erteilt iſt, 

2. wegen eines Anſpruchs auf Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht, 

3. wegen eines Anſpruchs des Reichs auf Rückzahlung zu Unrecht erhobener Verſorgungsgebührniſſe, 

4. wegen eines Anſpruchs einer öffentlich-rechtlichen Körperſchaft auf Rückzahlung einer nach 

geſetzlicher Verpflichtung gewährten Leiſtung. 

Mit Genehmigung der Hauptfürſorgeſtelle der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenen⸗ 
fürſorge kann der Verſorgungsberechtigte auch abgeſehen von den Vorſchriften des Abſ. 1 den Anſpruch 
auf Verſorgungsgebührniſſe ganz oder zum Teil auf andere übertragen. 

8 60. 

In den Fällen des § 68 Nr. 1 und 4 iſt die Übertragung, Verpfändung und Pfändung vor 
der Anweiſung der Verſorgungsgebührniſſe unbegrenzt, nach der Anweiſung nur bis zum halben Betrage 
der angewieſenen Gebührniſſe zuläſſig. 

Der Erſatzanſpruch der Hauptfürſorgeſtellen oder Fürſorgeſtellen der Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge geht den gleichen Anſprüchen anderer Berechtigter vor, es ſei denn, daß 
ſie vor dem Entſtehen ihres Anſpruchs den Anſpruch eines anderen Berechtigten gekannt haben. 

8 8 70. 

In den Fällen des 8 68 Nr. 2 ift die Übertragung, Verpfändung und Pfändung inſoweit unzuläffig, 
als der Verſorgungsberechtigte der Gebührniſſe zur Beſtreitung ſeines Unterhalts oder zur Erfüllung 
einer ihm ſonſt geſetzlich obliegenden vorgehenden oder gleichſtehenden Unterhaltspflicht bedarf. 

| 1 ö 
In den Fällen des 8 68 Nr. 3 iſt die Pfändung nur dem Verſorgungsberechtigten gegenüber 
zuläſſig, an den die Verſorgungsgebührniſſe zu Unrecht gezahlt worden find. 
Kapitalabfindung. 
8 72. N 

Perſonen, die auf Grund dieſes Geſetzes Anſpruch auf Verſorgungsgebührniſſe haben, können 
zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes durch Zahlung eines Kapitals 
abgefunden werden. Eine Kapitalabfindung kann auch dann gewährt werden, wenn Verſorgungsberechtigte 
zum Erwerb eigenen Grundbeſitzes einem gemeinnützigen Bau⸗ oder Siedlungsunternehmen beitreten wollen. 
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8 73 

Eine Röptfnfabfinbung kann bewilligt werden, wenn 

1. die Verſorgungsberechtigten das 21. Lebensjahr vollendet und das 55. Rehensjch og nicht 
zurückgelegt haben; ausnahmsweiſe kann auch nach dem 55. Lebensjahr eine 8 
Abfindung gewährt werden; 

2. der Verſorgungsanſpruch anerkannt iſt; 

3. nach Art des Verſorgungsgrundes nicht zu erwarten iſt, daß ſpäter die Berorungnee 
ganz wegfallen; 

4. für eine nützliche Verwendung des Geldes Gewähr beſteht. 

Erſcheint eine nützliche Verwendung des Geldes nicht gewährleiſtet, ſo iſt dem Antragſteller vor 

de cute ſchriftlich Kenntnis von den Gründen und Gelegenheit zur Außerung zu geben. 


§ 74. 


Die Kapitalabfindung kann umfaſſen: 
1. für Beſchädigte die gemäß 88 27 und 28 zuerkannte Rente bis zu einem Viertel des 
Betrags, der vorausſichtlich dauernd zu zahlen bleibt; 
2. für Witwen des hegten die gemäß § 37 Abf. 1 zuſtehende Witwenrente bis zur Hälfte. 
a 8 75. 
Dier Berechnung der Abfindungsſumme wird das Lebensjahr zugrunde gelegt, das der Antrag⸗ 
ki in dem auf den Tag der Antragſtellung folgenden Jahre vollendet. A 
Der Anſpruch auf die Gebührniſſe, an deren Stelle die Kapitalabfindung tritt, erlicht mit dem 
Erſten des auf die Auszahlung der Abfindungsſumme folgenden Monats. 
§ 76. 
IR Als Abfindungsſumme iſt unter Berückſichtigung des Lebensalters das aus der nachſtehenden 
n erſichtliche Vielfache der Verſorgungsgebührniſſe 8 (74) zu zahlen, und zwar bei dem 
21. Lebensjahre das 18 ½ fache 39. Lebensjahre das 14 fache 
22 40. 


8 * 1 18 7 „ 0 „7 13 N57 1 
23. „ 164 555 18 " 4. " " 13 7 7 
24. „ „ 17 gi 4 42. " * 13 U 4 
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34 „ 1 154, ES 52. " „ 9 935. „ 
35 m U 15 „ 53. U 9 =} Sn 
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37 " Br 14 0 . 55 „ „ 8 „. 4 „ 
38 14 / „ 


des „ dieſer Gebührniffe. En 

Die beſtimmungsgemäße Verwendung des Kapitals ift durch die Form der Auszahlung und in 

da Regel durch Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger Weiterveräußerung des Grundſtücks oder des 

. ihm beſtehenden Rechtes zu ſichern. Zu dieſem Zwecke kann insbeſondere angeordnet werden, daß 
die Weiterveräußerung und Belaſtung des auf Grund der Kapitalabfindung erworbenen Grundſtücks 


201 a e 
innerhalb einer Zrift von nicht über fünf Jahren nur mit Genehmigung der Behörde zuläſſig iſt. 
Dieſe Anordnung wird mit der Eintragung in das Grundbuch wirkſam. Die Eintragung erfolgt auf 
Erſuchen der zuſtändigen Behörde. a 

Die Abfindungsſumme iſt auf Erfordern inſoweit zurückzuzahlen, als ſie nicht innerhalb einer 
von der Behörde bemeſſenen Friſt beſtimmungsgemäß verwendet iſt. 

8 79. 

Wird der Zweck der Kapitalabfindung vereitelt, ſo iſt auf Erfordern der Behörde die Abfindungs⸗ 
ſumme zurückzuzahlen. 

Zur Sicherung der Rückzahlung der Abfindungsſumme kann die Behörde die Eintragung einer 
Sicherungshypothek verlangen. a i 

Die Verpflichtung zur Rückzahlung beſchränkt ſich auf den Betrag, auf den die Abfindungsſumme 
feſtzuſetzen geweſen wäre, wenn der Abgefundene den Antrag auf Kapitalabfindung im Zeitpunkt der 
Rückforderung geſtellt hätte. a u 2 


Dem Abgefundenen können auf Antrag die durch die Kapitalabfindung erloſchenen Gebührniſſe 
gegen Rückzahlung der Abfindungsſumme wieder bewilligt werden, wenn er zur Erlangung einer anderen 
Erwerbsmöglichkeit das Grundſtück weiter veräußert oder wenn andere wichtige Gründe vorliegen. 

Die Vorſchrift des § 79 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung; der Berechnung iſt der Zeitpunkt 
der Rückzahlung zügrunde zu legen. sa 

Der nach $ 75 Abſ. 2 erloſchene Anſpruch lebt mit Wirkung vom Erſten des Monats wieder 
auf, in dem die Abfindungsſumme zurückgezahlt iſt. 

$ 82. g 

Schließt eine abgefundene Witwe eine weitere Ehe, ſo iſt die Abfindungsſumme binnen drei 
Monaten nach der Eheſchließung inſoweit zurückzuzahlen, als ſie den Geſamtbetrag der bei ihrer Feſt⸗ 
ſetzung berückſichtigten und bis zu ihrer Wiederverheiratung fällig geweſenen Verſorgungsgebührniſſe über⸗ 
ſteigt. Von dem hiernach zurückzuzahlenden Betrag iſt der Witwe der dreifache Jahresbetrag desjenigen 
Verſorgungsteils zu belaſſen, der der Kapitalabfindung zugrunde gelegt iſt. 

Zur Sicherung der Rückzahlung kann die Eintragung einer Sicherungshypothek oder eine andere 
Sicherheit verlangt werden. 5 

Liegen beſondere Umſtände vor, ſo kann von der Rückzahlung ganz oder teilweiſe abgeſehen werden. 


9 83. 


Innerhalb der im $ 78 vorgeſehenen Friſt iſt ein der ausgezahlten Abſindungsſumme gleich 
kommender Betrag an Geld, Wertpapieren und Forderungen der Pfändung nicht unterworfen. 


8 84. 
Die Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei der Durchführung der von der Behörde an— 
geordneten oder verlangten Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger Weiterveräußerung des Grundſtücks 


oder des an ihm beſtehenden Rechtes ſowie zur Sicherung der Rückzahlung der Abfindungsſumme ſind 


koſten- und ſtempelfrei. Dieſe Vorſchrift findet auf die den Notaren zukommenden Gebühren und Auslagen 
keine Anwendung i 
$ 85. 


Für Verſorgungsberechtigte, denen vor dem 1. April 1920 eine Kapitalabfindung auf Grund 
der Geſetze über Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsverſorgung bereits gewährt iſt, bleibt bei Zu⸗ 
billigung von Verſorgungsgebührniſſen auf Grund dieſes Geſetzes die bisherige Kapitalabfindung nach 
aßgabe jener Geſetze beſtehen; auf die nach dieſem Geſetze feſtgeſtellten Verſorgungsgebührniſſe wird 
der Betrag, für den die Kapitalabfindung bewilligt worden ift, angerechnet. er 5 
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Sind Verſorgungsgebührniſſe auf Grund des 8 9 des Kapitalabfindungsgeſetzes für Offiziere 
vom 6. Juli 1918 abgetreten, ſo wird der abgetretene Jahresbetrag auf die nach dieſem Geſetze zu⸗ 
ſtehenden Verſorgungsgebührniſſe angerechnet. b 
Liegen beſondere Umſtände vor, jo kann von der Anrechnung ganz oder teilweiſe abgeſehen werden. 
Schadenserſatz. f 
| 8 86. er L 
Die nach dieſem Geſetze verſorgungsberechtigten Perſonen haben aus dem Grunde einer Dienſt⸗ 


i beſchädigung gegen das Reich nur die auf dieſem Geſetze beruhenden Anſprüche. 
ar Soweit ihnen ein geſetzlicher Anſpruch auſ Erſatz des ihnen durch die Dienſtbeſchädigung ver⸗ 
= urſachten Schadens gegen Dritte zuſteht, geht dieſer Anſpruch im Umfang der durch dieſes Geſetz 
5 begründeten Pflicht zur Gewährung von Verſorgungsgebührniſſen auf das Reich über. 
Teuerungszulage. 
8.87. 


Zur Anpaffung an die Veränderungen der allgemeinen Wirtſchaftslage iſt eine veränderliche 
Teuerungszulage zu den nach dieſem Geſetze zu zahlenden Gebührniſſen mit Ausnahme des Krankengeldes 
zu gewähren. Die Höhe des Hundertſatzes wird durch den Reichshaushaltsplan beſtimmt. Bis zur 
erſten Feſtſetzung im Reichshaushaltsplan wird die Teuerungszulage auf 25 vom Hundert der vorgenannten 
Gebührniſſe feſtgeſetzt. 

Die Reichsregierung wird ermächtigt, mit Zuſtimmung des Reichsrats im Falle einer Erhöhung 
der Teuerungszulage zur Anpafjung an die Veränderungen der allgemeinen Wirtſchaftslage in dem 845 
Abſ. 2 und dem $ 63 Nr. 1 die Grenzen des einkommenſteuerpflichtigen Jahreseinkommens zu erhöhen. 


Ausdehnung des Perſonenkreiſes. 
Das Geſetz findet entſprechende Anwendung auf 5 | 
1. Perſonen, die ſich, in der Abſicht Militärdienſt zu leiſten, auf dem Wege zum Beſtimmungsort 
oder unmittelbar nach der Entlaſſung aus dem Militärdienſt auf dem Heimweg befinden, 
2. Perſonen, die zur Feſtſtellung ihrer Kriegsbrauchbarkeit einer militäriſchen Anordnung folgen, 
3. Beamte der Zivilverwaltung, die auf Befehl ihrer Vorgeſetzten zur Unterſtützung militäriſcher 
Maßnahmen verwendet und damit einem militäriſchen Befehlshaber unterſtellt find, 
4. das Perſonal der freiwilligen Krankenpflege, 
5. Perſonen, die auf Erſuchen eines militäriſchen Befehlshabers freiwillig Dienſt geleiſtet haben, 
6. Perſonen, die der Wehrmacht durch privatrechtlichen Dienſtvertrag zur Dienſtleiſtung ver⸗ 
pflichtet ſind, 5 f 
7. Schijsjungen. 3 
Den unter Nr. 5, 6 und 7 genannten Perſonen ſteht der Anſpruch nur zu, wenn die Dienſt⸗ 
beſchädigung auf die beſonderen nur dem Kriege eigentümlichen Verhältniſſe zurückzuführen iſt, den Schiffs⸗ 
jungen ferner, wenn die Dienſtbeſchädigung ſich auf einem in Dienſt geſtellten Schiffe ereignet hat. 
Ausſchluß der Aurechnung von Verſorgungsgebührniſſen auf das Arbeitsentgelt. 
a 8 89. 
Bei der Belſieſſung des Arbeitsentgelts von Beſchäftigten, die Verſorgungsgebührniſſe nach dieſem 
Geſetz oder einem anderen Militärverſorgungsgeſetze (Renten, Penſionen, Verſtümmelungs⸗, Kriegs⸗ oder 
andere Zulagen, Witwen- oder Waiſengeld, Kriegselterngeld uſw.) empfangen, dürfen dieſe Gebührniſſe 
nicht zum Nachteil der Veſchäftigten berückſichtigt werden; insbeſondere iſt es unzuläſſig, die Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe ganz oder teilweiſe auf das Entgelt anzurechnen. 1 5 1 


| 5 0. N 
Wird gegen die Vorſchrift des 8 89 verſtoßen, ſo können die in den 88 15 ff. der Verordnung 
über Tarifverträge, Arbeiter und Angeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten vom 
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23. Dezember 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 1456) vorgeſehenen Schlichtungsausſchüſſe gemäß § 20 daſelbſt 
angerufen werden. Hierzu iſt auch der beteiligte Beſchäftigte befugt; beſteht jedoch in dem Betriebe, dem 
Geſchäft oder der Verwaltung, dem er angehört, eine Betriebsvertretung der Arbeiter oder der Angeſtellten, 
ſo gilt dies nur dann, wenn dieſe ihre Vermittlung oder nach erfolgloſer Vermittlung die Anrufung des 
Schlichtungsausſchuſſes abgelehnt hat. 1 4 

In den Schlichtungsausſchuß ift, falls er nicht bereits entſprechend zuſammengeſetzt iſt, ein un⸗ 
parteiiſcher Vorſitzender und als nichtſtändiger Vertreter der Arbeitnehmer ein Bezugsberechtigter im 2 
Sinne des 8 89 dieſes Geſetzes (§ 15 Abſ. 2, 4 und 5 der Verordnung vom 23. Dezember 1918) zu berufen. Be 

Kommt ein Schiedsſpruch zuſtande, dem ſich nicht beide Parteien unterwerfen, ſo kann er auf 


Antrag von der zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde für verbindlich erklärt werden. In dieſem Falle 3 
gilt der Arbeitsvertrag als dem Schiedsſpruch gemäß abgeändert. 1 
§ 91. 4 
Die Landeszentralbehörden beſtimmen, welche Stellen höhere Verwaltungsbehörden im Sinne 
des § 90 Abſ. 3 dieſes Geſetzes find. 
Übergangs: und Schluß vorſchriſten. 
§ 92. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft. 
Es findet auch auf die Perſonen Anwendung, deren Verſorgungsanſpruch ſich auf eine nach dem 
31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 beendete Dienſtleiſtung gründet. N 
Soweit ſich Verſorgungsanſprüche auf eine vor dem 1. Auguſt 1914 beendete Dienſtleiſtung ˖ 
gründen, bleiben die bisher geltenden Vorſchriften in Kraft. 0 
Treffen Anſprüche, die ſich auf Geſundheitsſtörungen, wenn auch nicht auf Dienſtbeſchädigungen 
gründen, nach den Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 bei einer Perſon zuſammen, ſo gilt nur dieſes Geſetz. 5 E 
8 98. 3 
Die auf Grund der bisher geltenden Geſetze zu zahlenden Verſorgungsgebührniſſe werden nach 1 
dem 1. April 1920 ſo lange weitergezahlt, bis die Gebührniſſe nach dieſem Geſetze feſtgeſtellt ſind. Die 
Feſtſtellung erfolgt rückwirkend vom 1. April 1920 an; die nach Satz 1 gezahlten Beträge ſind anzu 
rechnen. Sind die nach dieſem Geſetze feſtgeſtellten Gebührniſſe niedriger als die bisher gewährten 
Gebührniſſe, ſo tritt die Minderung mit dem Ablauf des Monats ein, der auf die Zuſtellung des Beſcheids folgt. 


Ss 94. 
| Beziehen die im $92 Abſ. 2 genannten Perſonen am 1. April 1920rauf Grund des Mannſchafts⸗ Be 
| verſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 eine Teilrente von 10 vom Hundert, jo werden die ihnen nach 3 
dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und den hierzu bis zum 1. April 1920 ergangenen Verordnungen und 3 
Erlaſſen zu zahlenden Gebührniſſe bis zum 31. Dezember 1920 weitergezahlt. Mit dem 1. Januar 1921 > 


wird an Stelle dieſer Gebührniſſe von Amts wegen eine einmalige Abfindung in Höhe des dreifachen 
Saßreäbeirags diejer Gebührniſſe gewährt. 
Beziehen die im $ 92 Abſ. 2 genannten Perſonen am 1. April 1920 auf Grund des Mann⸗ 
Ichafgverforgungsgejepes eine Teilrente von mehr als 10 vom Hundert und wird bei der erſten Nach— 
prüfung auf Grund dieſes Geſetzes feſtgeſtellt, daß ihre Erwerbsfähigkeit infolge einer Dienſtbeſchädigung 
nicht oder um weniger als 15 vom Hundert gemindert iſt, ſo wird ihnen an Stelle der bisher bezogenen 
Gebührniſſe als Abfindung der Betrag gezahlt, der ihnen nach dem Mannſchaf ſtsverſorgungsgeſetz und 
den hierzu bis zum 1. April 1920 ergangenen Verordnungen und Erlaſſen bei einer Beeinträchtigung 
der Erwerbsfähigkeit um 10 vom Hundert bis zum 31. Dezember 1923 zu zahlen wäre. 
Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten entſprechend, wenn ein Verſorgungsanſpruch vor dem 
1. April 1920 angemeldet, aber erſt nach dieſem Zeitpunkt anerkannt worden iſl. 
Wer durch unverſchuldete Kriegsgefangenſchaft, Internierung oder ähnliche äußere Umſtände 
verhindert war, ſeine Anſprüche vor dem 1. April 1920 anzumelden, erhält, wenn er iunerhalb dreier 
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Monate nach dem Fortfall der Hinderungsgründe feine Anſprüche anmeldet und feine Erwerbsfähigkeit 
um nur 10 vom Hundert gemindert iſt, eine der Vorſchrift des Abſ. 2 entſprechende Abfindung, mindeſtens 
aber den dreifachen Jahresbetrag der dort genannten Teilrente von 10 vom Hundert. 

Nach Zahlung der Abfindungsſumme entſteht ein neuer Anſpruch auf Verſorgung nur nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes. Ein auf die Zeit der neuen Verſorgung entfallender Teilbetrag der Ab- 
ſindungsſumme wird angerechnet. 0 

8 95. 8 f 

Die Verſorgung der zu den Löhnungsempfängern gehördenden Kapitulanten, die ſeit den 
1. Auguſt 1914 aus dem aktiven Militärdienſt ausgeſchieden ſind, wird, ſoweit nicht nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes eine günſtigere Verſorgung zu gewähren iſt, nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom 
31. Mai 1906 feſtgeſtellt. Hierbei treten an Stelle der im § 9 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes 
genannten Beträge der Vollrente für Feldwebel 2000 Mark, für Sergeanten 1850 Mark, für Unter, 
offiziere 1700 Mark, für Gemeine 1500 Mark. 

Sind Löhnung oder Gehalt empfangende Kapitulanten, denen eine Dienſtzeitrente nach 8 1 
Abſ. 3 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes zuſteht, ſeit dem 1. Auguſt 1914 im aktiven Militärdienſt 
wieder verwendet worden, ſo erhöht ſich ihre Rente mit jedem weiteren Dienſtjahr um drei Hundertſtel 
der Vollrente (Abſ. 1) bis auf ihren vollen Betrag. 

Für jedes eheliche oder für ehelich erklärte Kind wird bis zur Vollendung des 18. Lebens- 
jahres eine Kinderzulage in Höhe von 10 vom Hundert der dem Kapitulanten zuſtehenden Rente gewährt. 


8 96. 

Die Offiziere, Dedoffiziere und Beamten des Beurlaubtenſtandes, deren Verſorgungsanſpruch 
ſich auf eine nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 beendete Dienſtleiſtung gründet und 
die in dieſer Zeit Penſionsanſprüche angemeldet haben, erhalten, wenn ihnen nach den bisher geltenden 
Vorſchriften höhere Gebührniſſe als nach dieſem Geſetze zuſtehen, bis zum 31. Dezember 1920 dieſe 
höheren Gebührniſſe an Stelle der nach dieſem Geſetze zuſtehenden Verſorgungsgebührniſſe. Vom 
1. Januar 1921 ab wird ihnen Verſorgung nur nach dieſem Geſetze gewährt. Zum Ausgleich für den 
Fortfall der früheren höheren Gebührniſſe wird eine einmalige Abfindungsſumme gewährt. Dieſe beträgt 
das Dreifache des Unterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der nach dieſem Geſetze zu zahlenden Gebühr, 
niſſe und den Gebührniſſen, die nach den früheren Vorſchriften am 1. Januar 1921 zu zahlen wären. 

Wer durch unverſchuldete Kriegsgefangenſchaft, Internierung oder ähnliche äußere Umſtände ver- 
hindert war, vor dem 1. April 1920 auszuſcheiden und ſeine Anſprüche anzumelden, erhält, wenn er 
innerhalb dreier Monate nach dem Fortfall der Hinderungsgründe ſeine Anſprüche anmeldet, eine der 
Vorſchriſt des Abſ. 1 entſprechende Abfindung, mindeſtens aber den dort genannten dreifachen Unter⸗ 
ſchiedsbetrag. Bei der Berechnung dieſes Betrags tritt an Stelle des 1. Januar 1921 der erſte Tag 
des auf die Anmeldung des Anſpruchs folgenden Monats. 

Die Vorſchrift des § 94 Abſ. 5 gilt entſprechend. 
8 97. He Sn 

Beamte der Zivilverwaltung, Geiſtliche und andere kirchliche Beamte, die nach dem 31. Juli 1914 
und vor dem 1. April 1920 als Beamte der Wehrmacht verwendet worden find, ohne zu den Beamten 
des Beurlaubtenſtandes zu gehören, und die im § 88 Nr. 3 genannten zur Unterſtützung militäriſcher 
Maßnahmen verwendeten Zivilbeamten haben wegen einer in dieſer Zeit erlittenen Dienſtbeſchädigung 
Anſpruch auf Verſorgung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ohne Rückſicht anf das Verbleiben im 
Zivildienſt. i f 

Iſt der Beamte nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 aus dem Zivildienſt aus⸗ 
geſchieden, ſo erhält er, wenn ihm nach den bisher geltenden Vorſchriften höhere Gebührniſſe als nach 
dieſem Geſetze zu zahlen find, bis zum 1. Dezember 1920 an Stelle der niedrigeren dieſe höheren 
Gebührniſſe. Vom 1. Januar 1921 ab wird, unabhängig von den Anſprüchen auf Zivilpenſion, Ver. 
ſorgung nur nach dieſem Geſetz gewährt. Daneben ſteht dem Beamten zum Ausgleich gegenüber den 
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früheren höheren Penſionsgebührniſſen eine einmalige Abfindungsſumme zu. Dieſe beträgt das Drei⸗ 
fache des Unterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der nach dieſem Geſetze zuſtehenden Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe und der Zivilpenſion einerſeits und dem Jahresbetrage der im $ 34 des Offizierpenſions⸗ 
geſetzes vom 31. Mai 1906 erwähnten insgeſamt zuſtehenden Penſionsgebührniſſe anderſeits. 

Die Vorſchriften des $ 94 Abſ. 5 und des 8 96 Abſ. 2 gelten entſprechend. 


c $ 98. 

Perſonen, die nach $ 35 des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 nach dem 31. Juli 1914 
und vor dem 1. April 1920 einen Verſorgungsanſpruch angemeldet haben, erhalten, wenn ihnen nach 
den bisher geltenden Vorſchriften höhere Gebührniſſe als nach dieſem Geſetze zu zahlen ſind, bis zum 
31. Dezember 1920 an Stelle der niedrigeren dieſe höheren Gebührniſſe. Vom 1. Januar 1921 ab 
wird ihnen Verſorgung nur nach dieſem Geſetze gewährt. Daneben ſteht ihnen zum Ausgleich gegen⸗ 
über den früheren höheren Penſionsgebührniſſen eine einmalige Abfindungsjumme zu. Dieſe beträgt das 
Dreifache des Unterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der nach dieſem Geſetze zu zahlenden Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe und der nach § 35 des Offizierpenſionsgeſetzes zahlbaren Penſionsgebührniſſe. 

Iſt die Erwerbsfähigkeit um nur 10 vom Hundert gemindert, ſo erhalten ſie bis zum 31. De⸗ 
zember 1920 die nach $ 35 des Offizierpenſionsgeſetzes zuſtehenden Gebührniſſe. Mit dem 1. Januar 1021 
wird an deren Stelle eine einmalige Abfindungsſumme in Höhe des dreifachen Jahresbetrags der Penſions⸗ 
gebührniſſe gewährt. 

Die Vorſchriften des § 94 Abſ. 5 und des 8 96 Abſ. 2 gelten entſprechend. 


9 99. 

Den Offizieren des Friedensſtandes, den Deckoffizieren der Marine, den Beamten und den 
Gehalt empfangenden Kapitulanten der Wehrmacht ſowie den infolge der Mobilmachung wieder ver- 
wendeten penſionierten Offizieren, Deckoffizieren, Beamten und Gehalt empfangenden Kapitulanten, 
deren Verſorgungsanſpruch ſich auf eine nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 beendete 
Dienſtleiſtung gründet und vor dem 1. April 1920 angemeldet worden iſt, ſteht die Wahl zwiſchen einer 
Verſorgung nach dieſem Geſetz und nach den bisher für ſie geltenden Geſetzesvorſchriften frei. 

Die Wahl muß bis zum 1. April 1922 getroffen ſein. Dies gilt auch beim Bezuge von 
Übergangszulage und Übergangsgebührniſſen nach dem Offizierentſchädigungsgeſetze vom 13. September 
1919 (Reichsgeſetzbl.-S. 1654); die gewählte Verſorgung ſetzt aber erſt mit dem Fortfall dieſer Gebühr⸗ 
niſſe ein. Wird die Wahl nicht ausgeübt, ſo bleiben die bisher geltenden Vorſchriften in Kraft. 

Wenn die Dienſtleiſtung nach dem 1. April 1920 beendet worden iſt, ſo kann zwiſchen einer 
Verſorgung nach dieſem Geſetz und nach den ſonſt geltenden Geſetzesvorſchriften gewählt werden. Die 
Wahl muß innerhalb zweier Jahre nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt erfolgen; wird ſie nicht 
ausgeübt, ſo werden die ſonſt geltenden Geſetzesvorſchriften angewendet. Neben der Penſion werden bei 
einer durch Dienſtbeſchädigung veranlaßten Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindeſtens 50 vom 
Hundert die Schwerbeſchädigtenzulage (8 27), die Pflegezulage ($ 31), Körpererſatzſtücke, orthopädiſche 
und andere Hilfsmittel ($ 7) nach Maßgabe dieſes Geſetzes gewährt, wenn die Folgen der Dienſt⸗ 
beſchädigung in einer Verſtümmelung beſtehen oder infolge der Dienſtbeſchädigung ein vorzeitiges Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Militärdienſte veranlaßt wird; dieſe Verſorgung wird jedoch nur gewährt, ſolange 
infolge der Dienſtbeſchädigung keine Gebührniſſe auf Grund anderer Geſetzesvorſchriften zuſtehen. 

Die nach Abſ. 1 bis 3 zugelaſſene Wahl iſt endgültig. Der Verſorgungsberechtigte hat jedoch 
jederzeit das Recht, wenn er auf die ihm infolge Dienſtbeſchädigung zuſtehende Verſorgung verzichtet, 
die Gebührniſſe zu beziehen, die er auf Grund ſonſtiger geſetzlicher Vorſchriften ohne Rückſicht auf 
Dienſtbeſchädigung beanſpruchen kann. 1 100 


Hinterbliebene von Verſtorbenen, deren Dienſtleiſtung nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 


1. April 1920 beendet worden iſt, haben Anſpruch auf Verſorgung nach den früheren Geſetzen, wenn 
dieſe für ſie günſtiger iſt. 
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$ 101. 


Der Lauf der in den 8$ 32, 49, 52 und 54 bezeichneten Friſten beginnt früheſtens mit dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 


— 


8 102. 
Nachzahlungen für einen vor dem 1. April 1920 liegenden Zeitraum finden nicht ſtatt. 


§ 103. 


Die Reichsregierung iſt ermächtigt, mit Zuſtimmung des Reichsrats und eines aus 28 Mit— 
gliedern beſtehenden Ausſchuſſes des Reichstags bindende Vorſchriften zur Durchführung der 88 7, 


25 Abſ. 2 und $ 28 zu erlaſſen. Im übrigen erläßt der Reichsarbeitsminiſter die Ausführungs- 
beſtimmungen. a 


Berlin, den 12. Mai 1920. 


Der Reichspräſident. 
Ebert. 


Der Reichsarbeitsminiſter. 
Schlicke. 


63 Volkstag und Senat haben das nachſtehende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
i Geſetz 
betreffend die Einführung des deutſchen Altrentnergeſetzes vom 18. Juli 1921, 
Neichsgeſetzblatt S. 953. Vom 26. Januar 1923. 
8 1. 

Das nachſtehend abgedruckte „Geſetz über die Verſorgung der vor dem 1. Auguſt 1914 aus der 
Wehrmacht ausgeſchiedenen Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz) vom 18. Juli 1921“ 
— Reichsgeſetzbl. S. 953 — wird mit den ſich aus den nachſtehenden Vorſchriften ergebenden Anderungen 
mit rückwirkender Kraft vom 1. Januar 1921 für das Gebiet der Freien Stadt Danzig entſprechend 
eingeführt. Soweit hierbei Vorſchriften des Reichsverſorgungsgeſetzes in Anwendung kommen, gelten 
gleichmäßig die aus dem Danziger Geſetz betr. die Einführung des Reichsverſorgungsgeſetzes für das 
Gebiet der Freien Stadt Danzig ſich ergebenden Anderungen. 

8 8 2. 

Im 8 1 des Altrentnergeſetzes werden in Zeile 1 hinter dem Worte „Hinterbliebenen“ die 
Worte „die durch den Verſailler Vertrag vom 28. Juni 1919 die deutſche Reichsangehörigkeit verloren 
und die Danziger Staatsangehörigkeit erworben haben“ eingefügt. 

8 . 
§ 12 des Altrentnergeſetzes erhält folgende Faſſung: 
Der Lauf der in den 88 49 und 54 des Reichsverſorgungsgeſetzes bezeichneten Friſten beginnt 


für die im $ 1 genannten Hinterbliebenen früheſtens mit dem Erſten des auf die Verkündung des 
vorliegenden Geſetzes folgenden Monats. 


Danzig, den 26. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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| Geſetz 
über die Verſoraung der vor dem 1. Auguſt 1911 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen 
Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altreutnergeſetz). 
Der Reichstag hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats hiermit 
verkündet wird: ai 
a 


Für die früheren Angehörigen der deutſchen Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen gilt, ſoweit 
ihnen Verſorgungsgebührniſſe nur infolge einer vor dem 1. Auguſt 1914 beendeten Dienſtleiſtung zuerkannt 
find oder nach den vor dem Reichsverſorgungsgeſetze vom 12. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 989) 
erlaſſenen Militärverſorgungsgeſetzen noch zuerkannt werden können, das Reichsverſorgungsgeſetz nach 
Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften. Der Verſorgungsberechtigte wird jedoch nach den bisher für 
ihn geltenden Geſetzen verſorgt, wenn er dies innerhalb eines Monats nach Zuſtellung des Beſcheids 
über die Neufeſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe beantragt. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nicht für die mit Ruhegehalt verabſchiedeten Berufsoffiziere, 
«dedöffiziere und »beamten der Wehrmacht ſowie ihre Hinterbliebenen. 

82. 

Die neue Feſtſtellung der ſchon früher bewilligten Verſorgungsgebührniſſe erfolgt ohne Antrag. 
Dabei gelten die nach den vor dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom 31. Mai 1906 (Reichsgeſetzbl. 
S. 593) erlaſſenen Militärverſorgungsgeſetzen als „dauernd gänzlich erwerbsunfähig“ anerkannten Be⸗ 
ſchädigten auch im Sinne des Reichsverſorgungsgeſetzes als erwerbsunfähig, die dauernd größtenteils 
Erwerbsunfähigen“ als 70 vom Hundert und die „dauernd teilweiſe Erwerbsunfähigen“ als 30 vom 
Hundert in der Erwerbstätigkeit gemindert, es ſei denn, daß eine Nachprüfung ein anderes Ergebnis hat⸗ 

8 

Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld ſoll den Beſchädigten nach den Vorſchriften der 
ss 4 bis 20 des Reichsverſorgungsgeſetzes gewährt werden. Auf Körpererſatzſtücke, orthopädiſche und 
andere Hilfsmittel haben fie in dem im 87 des Reichsverſorgungsgeſetzes vorgeſehenen Umfang Anſpruch. 

8 4. 
/ Die in den §s 32, 33 und 52 des Reichsverſorgungsgeſetzes erhaltenen Vorſchriften über das 
UÜbergangsgeld, den Beamtenſchein und die Anmeldefriſt finden auf die nach dieſem Geſetze zu verſorgenden 
Perſonen keine Anwendung. 


8 5. 
Die Landeszentralbehörden können an Stelle der nach den §8 68 bis 71 des Reichsverſorgungs. 
geſetzes zur Mitwirkung berufenen Hauptfürſorgeſtellen und Fürſorgeſtellen der Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge deren Aufgaben auf andere Behörden übertragen. 
6 


8 6. a 
Nur auf ſolche Perſonen, die auf Grund der Kapitalabfindungsgeſetze vom 3. Juli 1916 
(Reichsgeſetzbl. S. 680) (mit dem Ergänzungsgeſetze vom 26. Juli 1918 — Reichsgeſetzbl. S. 993) oder 
vom 26. Juli 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 994) Kapitalabfindung erhalten konnten, finden die Vorſchriften 
der 88 72 bis 85 des Reichsverſorgungsgeſetzes Anwendung. 
8 7. 


Soweit die im § 1 Abf. 1 genannten Beſchädigten am 1. Januar 1921 eine Teilrente von 
10 vom Hundert nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom 31. Mai 1906 (Reichsgeſetzbl. S. 593) 
oder unabhängig von der Minderung der Erwerbsfähigkeit eme Invalidenpenſion fünfter Klaſſe nach 
dem Militärpenſionsgeſetze vom 27. Juni 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 275) oder eine Invalidenpenſion 
vierter Klaſſe nach dem preußiſchen Geſetze vom 6. Juli 1865 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 777) oder 
dieſen Penſionen entſprechende Verſorgungsgebührniſſe auf Grund anderer Militärverſorgungsgeſetze 
bezogen haben, werden ihnen die nach den bisher für ſie geltenden Geſetzen und den hierzu bis zum 
1. Januar 1921 ergangenen Verordnungen und Erlaſſen zu zahlenden Gebührniſſe bis zum 31. De⸗ 
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zember 1921 weitergezahlt. Mit dem 1. Januar 1922 wird an Stelle dieſer Gebührniſſe von Amts 
wegen eine einmalige Abfindung in Höhe des dreifachen Jahresbetrags gewährt. Der Berechnung des 
Jahresbetrags wird der für Dezember 1921 gezahlte Monatsbetrag zugrunde gelegt, ſoweit er nach den 
bis zum 1. April 1920 ergangenen Verordnungen und Erlaſſen zu zahlen war. 

Das gleiche gilt für alle in den 88 45 Nr. 1 und 2 und 47 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes 
genannten Beſchädigten und für die im § 74 Abſ. 1 und 2 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes genannten 
früheren Schutztruppenangehörigen, deren Erwerbsfähigkeit nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz um 
10 vom Hundert gemindert oder wiederhergeſtellt iſt, die aber die für ſie günſtigere Verſorgung nach den 
vor dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz ergangenen Militärverſorgungsgeſetzen oder zum Ausgleich des 
Unterſchieds zwiſchen dieſer Verſorgung und der nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz einen Zuſchuß 
bezogen haben. 

Wenn die im $ 1 Abſ. 1 genannten Beſchädigten zwar höhere geſetzliche als die vorſtehend 
genannten Verſorgungsgebührniſſe am 1. Januar 1921 bezogen haben, aber bei der erſten Nachprüfung 
auf Grund dieſes Geſetzes feſtgeſtellt wird, daß ihre Erwerbsfähigkeit infolge einer Dienſtbeſchädigung 
nicht oder um weniger als 15 vom Hundert gemindert ift, jo wird ihnen an Stelle der bisher bezogenen 
Gebührniſſe als Abfindung der Betrag gezahlt, der ihnen unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 
(als Empfängern einer Teilrente von 10 vom Hundert, einer Invalidenpenſion fünfter Klaſſe uſw.) bis 
zum 31. Dezember 1924 zu zahlen wäre. 

Nach Zahlung der Abfindungsſumme entſteht ein neuer Anſpruch auf Verſorgung nur nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes. Ein auf die Zeit der neuen Verſorgung entfallender Teilbetrag der 
Abfindungsſumme wird angerechnet. 9 


Für die im § 1 Abf. 2 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes genannten Kapitulanten (Löhnungs⸗ 
und Gehaltempfänger) und die nach den Vorſchriften des Militär⸗Penſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 
oder den Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes vom 6. Juli 1865 oder den entſprechenden Vorſchriften 


die Vorſchriften des § 95 Abſ. 1 und 3 des Reichsverſorgungsgeſetzes. Für alle nach 8 95 Abſ. 3 des 
Reichsverſorgungsgeſetzes zu gewährenden Kinderzulagen gilt auch der § 30 Abſ. 2, 3 und 4 des 
Reichsverſorgungsgeſetzes. 

Die nach einer Dienſtzeit von mindeſtens 18 Jahren auf Grund des $ 1 Abſ. 3 des Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetzes verſorgten Kapitulanten einſchließlich der ſeit 1. Auguſt 1914 ausgeſchiedenen Löhnung 
empfangenden und der in der Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 31. März 1920 ausgeſchiedenen Gehalt 


berechneten Renten. An Stelle der Vollrente des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes tritt hierbei die 
Vollrente des Reichsverſorgungsgeſetzes ( 29), zu dieſer Rente wird Kinderzulage ($ 30), Ortszulage 
($ 51) und Teuerungszulage ($ 87) gewährt. Sind dieſe Perſonen ſeit 1. Auguſt 1914 im aktiven 
Militärdienſt wieder verwendet worden, ſo erhöht ſich ihre Rente mit jedem weiteren Dienſtjahr um 
drei Hundertſtel dieſer Vollrente bis auf ihren vollen Betrag. ; 

Für alle auf Grund der Ab. 1 und 2 und auf Grund des 8 95 des Reichsverſorgungsgeſetzes 
verſorgten Perſonen gelten hinſichtlich des Ruhens die Vorſchriften des § 36 des Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetzes, jedoch wird die im $ 36 Nr. 3e vorgeſehene Einkommensgrenze von 2000 M auf 9000 M, die 
im $ 36 Nr. 4 vorgeſehene Einkommensgrenze von 2000 M auf 6750 M erhöht. 

Die Abf. 1 bis 3 gelten auch für die Gehalt empfangenden Kapitulanten, die auf Grund des 
§ 99 des Reichsverſorgungsgeſetzes Verſorgung nach den vor dem Reichsverſorgungsgeſetz erlaſſenen 
Geſetzesvorſchriften gewählt haben. 
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Für die Hinterbliebenen der im Abſ. 2 genannten Kapitulanten und für die Hinterbliebenen 
der während der Zugehörigkeit zur Wehrmacht nach zehnjähriger Dienſtzeit geſtorbenen Militärperſonen 
der Unterklaſſen wird Verſorgung nach den Vorſchriften der 88 36 bis 39 und 41 bis 42 des Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetzes gewährt, ohne daß der Nachweis eines urſächlichen Zuſammenhanges des Todes mit 
einer Dienſtbeſchädigung geführt werden braucht. f 

Für das Ruhen der Hinterbliebenenbezüge, die auf Grund des Abſ. 5 gewährt werden, gilt das 
Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907 (Reichsgeſetzbl. S. 214). 

8 9. 

Die Offiziere, Deckoffiziere und Beamten des Beurlaubtenſtandes, die Beamten der Zivil⸗ 
verwaltung, Geiſtliche und andere kirchliche Beamte, die nicht zu den Beamten des Beurlaubtenſtandes 
gehören, ferner die im 8 35 des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (Reichsgeſetzbl. S. 565) ge⸗ 
nannten Perſonen, die gegen den Militärfiskus Anſpruch auf Penſion haben und die nach 8 1 zu ver⸗ 
ſorgen ſind, erhalten, wenn ihnen nach den bisher geltenden Vorſchriften höhere Gebührniſſe als nach 
dieſem Geſetze zuſtehen, bis zum 31. Dezember 1921 dieſe höheren Gebührniſſe. Vom 1. Januar 1922 ab 
wird ihnen Verſorgung nur nach dieſem Geſetze gewährt. Zum Ausgleich für den Fortfall der früheren 
höheren Gebührniſſe wird eine einmalige Abfindungsſumme gewährt. Dieſe beträgt für die Offiziere, 
Deckoffiziere und Beamten des Beurlaubtenſtandes und für die im § 35 des Offizierpenſionsgeſetzes 
genannten Perſonen das Dreifache des Unterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der nach dieſem Geſetze zu 
zahlenden Gebührniſſe und den Gebührniſſen, die nach den früheren Vorſchriften am 1. Januar 1922 
zu zahlen wären. N 

Für die Beamten der Zivilverwaltung, die Geiſtlichen und anderen kirchlichen Beamten beträgt 
die Abfindungsſumme das Dreifache des Unterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der ihnen nach dieſem 
Geſetze zuſtehenden Verſorgungsgebührniſſe und der ihnen daneben zuſtehenden Zivilpenſion einerſeits 
und dem Jahresbetrage der ihnen bisher zuſtehenden Penſionsgebührniſſe anderſeits. 

Die Vorſchrift des $ 7 Abſ. 4 gilt entſprechend. 

1 \ 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1921 in Kraft. Nachzahlungen für einen vor 
dem 1. Januar 1921 liegenden Zeitraum finden nicht ſtatt. i 

8 11. » 

Die auf Grund der bisher geltenden Geſetze zu zahlenden Verſorgungsgebührniſſe werden nach 
dem 1. Januar 1921 ſolange weitergezahlt, bis die Gebührniſſe nach dieſem Geſetze feſtgeſtellt ſind. Die 
Feſtſtellung erfolgt rückwirkend vom 1. Januar 1921 an; die nach Satz 1 gezahlten Beträge ſind an⸗ 
zurechnen. Sind die nach dieſem Geſetze feſtgeſtellten Gebührniſſe niedriger als die bisher gewährten 
Gebührniſſe, ſo tritt die Minderung mit dem Ablauf des Monats ein, der auf die Zuſtellung des 
Beſcheids folgt. s 13 m 

Der Lauf der in den §§ 49 und 54 des Reichsverſorgungsgeſetzes bezeichneten Friſten beginnt 
für die im $ 1 genannten Hinterbliebenen früheſtens mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 

§ 13. 
Sofern in einzelnen Fällen aus den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſondere Härten ſich ergeben, 


kann der Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen einen Ausgleich = 


gewähren. 8 11. 


Die Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Reichsarbeitsminiſter. 
Berlin, den 18. Juli 1921. i 
Der Reichspräſident. 
Ebert. 
Für den Reichsarbeitsminiſter. 
Bauer. 
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84 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 7 
betreffend das Verfahren in Verſorgungsſachen. Vom 31. 1. 1923. 


i 8 1. 

Für die Durchführung des Geſetzes betreffend die Einführung des deutſchen Geſetzes über die 
Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Reichsverſorgungsgeſetz) 
vom 12. Mai 1920 — Reichsgeſetzbl. S. 989 — und des Geſetzes betreffend die Einführung des deutſchen 
Geſetzes über die Verſorgung der vor dem 1. Anguſt 1914 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen Militär- 
perſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz) vom 18. Juli 1921 — Reichsgeſetzbl. S. 953 — 

ſowie der vor ihrem Inkrafttreten ergangenen Militärverſorgungsgeſetze (Verſorgungsgeſetze) werden die 
Beſtimmungen des nachſtehend abgedruckten deutſchen Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungsſachen 
vom 10. Januar 1922 (Reichsgeſetzbl. S. 59) entſprechend mit der Maßgabe eingeführt, daß Verwaltungs- 
behörde das Hauptverſorgungsamt in Danzig und Spruchbehörden das Verſorgungsgericht in Danzig 
und das Reichsverſorgungsgericht in Berlin ſind. x 
8 2. 

An Stelle des in den 88 156, 157 des Verfahrensgeſetzes vom 10. Januar 1922 genannten 
Zeitpunkts des 1. Februar 1922 tritt der Erſte des auf die Verkündung des vorliegenden Geſetzes 
folgenden Monats. 

8 3. 
3.32 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: N 
Bis zum 31. Dezember 1926 dürfen Oberregierungsräte ($ 24 Abi. 2) und als Hilfs⸗ 
richter auf Wartegeld geſetzte oder im Ruheſtand befindliche Beamte, welche die Befähigung 
zum höheren Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdienſte beſitzen, mit dem Vorſitz in einem Senate 
(Hilfsſenate) beauftragt und an Stelle von Mitgliedern des Reichsverſorgungsgerichts andere 
Perſonen, welche die Befähigung zum höheren Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdienſte beſitzen, als 
Beiſitzer (Hilfsrichter) zugezogen werden. Die Zahl der Hilfsſenate darf nicht größer ſein 
als die der ordentlichen Senate. f a 
84. 4 
§ 96 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: f 
Der vom Fiskus eingelegte Rekurs bewirkt keinen Aufſchub, ſoweit es ſich um Rente 
(S 24-30) und Pflegezulage (§ 31) oder Hinterbliebenenrente (88 36—50) nach dem Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetz oder um Rente, Penſion oder Hinterbliebenengebührniſſe nach den früheren 

Militärverſorgungsgeſetzen für die Zeit nach Erlaß des angefochtenen Urteils handelt. Im 

Falle der Bedürftigkeit können für die gleiche Zeit auf Antrag auch die ſonſtigen Gebührniſſe 
gezahlt werden. a ER) 


§ 128 erhält folgende Faſſung: ' 

Wird nach $ 126 die Sache an eine Vorinſtanz zurückverwieſen oder nach 8 127 Abſ. 2 

nur über den Grund des Anſpruchs entſchieden, ſo kann das Gericht auf Antrag eine vorläufige 

Leiſtung von beſtimmter Höhe anordnen, wenn der Kläger bedürftig iſt. Die Anordnung 
iſt nicht anfechtbar. 


sd. 


86. 
Dem 8 153 wird folgender Abfag angefügt: 

Der Senat wird ermächtigt, die im 8 145 vorgejehenen Grenzen der Vergütung für 
die Berufstätigkeit eines Rechtsanwalts im Verfahren vor den Spruchbehörden und die in 
den 88 148 bis 150 angedrohten Geldſtrafen nach dem jeweiligen Stande der Geldentwertung 
abzuändern. Se 5 
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5 159 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Bis zum 1. Januar 1924 können beim Reichsverſorgungsgericht an die Stelle der Bei⸗ 


ſitzer aus der ſozialen Fürſorge die beim Inkrafttreten des Geſetzes beſtellten Beiſitzer aus 
dem Verſorgungsweſen treten. 


Danzig, den 31. Januar 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. 5 Dr. Schwartz. 


Geſetz f 
über das Verfahren in Verſorgungsſachen. Vom 10. Januar 1922. 
Der Reichstag hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats hiermit 


verkündet wird: 7 
Erſter Teil. 3 
Verſorgungsbehörden. 
Erſter Abſchnitt. . 

Allgemeine Vorſchriften. i 

81. 
Das Reichsverſorgungsgeſetz vom 12. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 989) und das Altrentnergeſetz 
vom 18. Juli 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 953) ſowie die vor ihrem Inkrafttreten ergangenen Militär⸗ 
verſorgungsgeſetze (Verſorgungsgeſetze) werden, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein anderes vorgeſchrieben⸗ 
iſt, im Verwaltungsverfahren von den Verſorgungsämtern und den Hauptverſorgungsämtern (Verwaltungs 
behörden der Reichsverſorgung), im Spruchverfahren von den Verſorgungsgerichten und dem Reichs⸗ 


verſorgungsgerichte (Spruchbehörden der Reichsverſorgung) durchgeführt. Die oberſte Leitung des Ver⸗ 


ſorgungsweſens hat der Reichsarbeitsminiſter. - 
Die bei den Verwaltungs⸗ und Spruchbehörden (Verſorgungsbehörden) tätigen Perſonen haben 
5 über die vermöge ihrer dienſtlichen Tätigkeit ihnen bekanntgewordenen Angelegenheiten, deren Geheim⸗ 
| haltung ihrer Natur nach erforderlich oder dienſtlich vorgeſchrieben iſt, Verſchwiegenheit zu beachten; zu 
dieſen Angelegenheiten gehören insbeſondere die geſundheitlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der 


Beteiligten, in Hinterbliebenenangelegenheiten auch des Verſtorbenen. Die Verpflichtung bleibt nach dem 
Ausſcheiden aus dem Dienſte beſtehen. b 


1 8 8. 

Die Vorſitzenden und Beiſitzer der Kammern und Senate der Spruchbehörden ſind bei der 
Rechtſprechung unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen, insbeſondere ſind ſie an Aufträge und 
Weiſungen irgendwelcher Art nicht gebunden. 

Zweiter Abſchnitt. 
Verwaltungsbehürden. 
8 4. | | 

Die Verwaltungsbehörden der Reichsverſorgung find Reichs behörden; ihren Sitz und Bezirk 
beſtimmt der Reichsarbeitsminiſter. a 

Die Beamten der Verwaltungsbehörden ſollen für ihren Beruf beſonders vorgebildet ſein 

8 ; 

Dem Reichsarbeitsminiſter unmittelbar unterſtellt ſind die Hauptverſorgungsämter. Dieſen unter⸗ 
ſtehen die Verſorgungsämter. An Orten, die nicht Sitz eines Verſorgungsamts find, können nach näherer, 
Anordnung des Reichsarbeitsminiſters Verſorgungsſprechtage abgehalten werden. . 
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Die Hauptverſorgungsämter und Verſorgungsämter nehmen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
die Geſchäfte der Reichsverſorgung wahr. Die Hauptverſorgungsämter leiten das Verſorgungsweſen für 
ihren Bezirk und überwachen die Gleihmäßigfeit der Geſetzesanwendung. Die Verſorgungsämter erteilen 
in Angelegenheiten der Reichsverſorgung Auskunft. 8 


Dritter Abſchnitt. 
Spruchbehörden. 
I. Versorgungsgerichte. 
86. 
Die Verſorgungsgerichte find bei den Oberverſicherungsämtern ($ 62 der Reichsverſicherungsordnung) 
errichtet. Für den Bezirk mehrerer benachbarter Oberverſicherungsämter kann bei einem von ihnen ein 


gemeinſames Verſorgungsgericht durch die oberſte Landesverwaltungsbehörde oder, wenn ſein Bezirk über 
das Gebiet eines Landes hinaus ſich erſtrecken ſoll, durch die beteiligten Landesregierungen errichtet werden. 
3 9 7. 
1 Die Dienſtaufſichtsbehörde für das Oberverſicherungsamt führt auch die Dienſtaufſicht über das 
Di Verſorgungsgericht. Soweit zur ordnungsmäßigen Durchführung des Verſorgungsweſens erforderlich, 
kann der Reichsarbeitsminiſter mit den Verſorgungsgerichten unmittelbar in Verbindung treten. 
88. 

Die Koſten der Verſorgungsgerichte tragen die Länder. Das Reich erſtattet die Koſten durch 
Zahlung eines Pauſchbetrags für jede im Beruſungsverſahren erledigte Sache. Dieſer wird nach Grund» 
ſätzen, die zwiſchen der Reichsregierung und dem Reichsrat vereinbart werden, jedesmal für ein Rechnungs⸗ 
jahr von der Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats einheitlich für das Reich feſtgeſetzt. Die 
Feſtſetzung erfolgt innerhalb der erſten Hälfte des Rechnungsjahrs, erſtmalig für das Rechnungsjahr 1922. 
Je am Vierteljahrsende hat das Reich angemeſſene Abſchlagszahlungen zu leiſten. 

Für die Zeit bis zum 31. März 1922 werden die den einzelnen Ländern erwachſenen tatſäch⸗ 
lichen Auslagen nach den zwiſchen der Reichsregierung und dem Reichsrat zu vereinbarenden Grundſätzen 
vom Reiche erſtattet. 5 

Die Einnahmen der Verſorgungsgerichte fließen in die Reichskaſſe. 
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8 9. 

Der Vorſitzende des Oberverſicherungsamts if zugleich der Vorſitzende des Verſorgungsgerichts. 

Iſt ein Direktor des Oberverſicherungsamts als ſtändiger Stellvertreter des Vorſitzenden beſtellt, 
ſo iſt er auch ſein ſtändiger Vertreter für Verſorgungsſachen. In den Angelegenheiten des Verſorgungs⸗ 
gerichts führt er die Amtsbezeichnung „Direktor des Verſorgungsgerichts“. Seine Vertretung wird durch 
die oberſte Landesverwaltungsbehörde geregelt. 5 

810, 

Bei den Verſorgungsgerichten werden nach Anordnung der oberſten Landesverwaltungsbehörde 
eine oder mehrere Kammern gebildet. Nach Bedarf können auch außerhalb des Sitzes der Verſorgungs⸗ 
gerichte Kammern eingerichtet oder Sitzungen abgehalten werden. 

Jede Kammer beſteht aus dem Vorſitzenden ſowie einer in der ſozialen Fürſorge erfahrenen, 
mit dem Verſorgungsweſen vertrauten Perſon und einem aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen Verſorgungs⸗ 
berechtigten als Beiſitzer. 

Zu den Verhandlungen über Hinterbliebenenangelegenheiten ſoll an die Stelle des aus der 
Wehrmacht ausgeſchiedenen Verſorgungsberechtigten eine verſorgungsberechtigte Hinterbliebene treten. 

Richterliche Mitglieder eines ordentlichen Gerichts, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes als 
5 Beiſitzer bei einem Verſorgungsgerichte tätig find, können an Stelle des in der ſozialen Fürſorge erfahrenen 
Pu Beiſitzers verwendet werden. 8 
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8 11. 3 

Den Vorſitz der Kammer führt der Vorſitzende oder der Direktor des Verſorgungsgerichts. Die 
oberſte Landesverwaltungsbehörde beſtellt nach Bedarf weitere Vorſitzende aus den anderen Mitgliedern 
des Oberverſicherungsamts für die Dauer ihrer Beſchäftigung bei dieſem. Sie kann auch andere Perſonen, 
welche die Befähigung zum höheren Juſtiz⸗ oder Verwaltungsdienſte beſitzen, im Einverſtändnis mit dem 
8 Reichsarbeitsminiſter auf beſtimmte Zeit zu Vorſitzenden beſtellen. Ihre Beſtellung kann gegen ihren 
5 Willen nur widerrufen werden, wenn ſie ihren Wohnort verlegen und ihre Heranziehung zu den Sitzungen 
| dadurch weſentlich erſchwert wird. 


8 12. 
5 Die in der ſozialen Fürſorge erfahrenen, mit dem Verſorgungsweſen vertrauten Perſonen werden 
auf Vorſchlag der Hauptfürſorgeſtelle der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge, in deren 
Bezirk das Verſorgungsgericht ſeinen Sitz hat, von der oberſten Landesverwaltungsbehörde im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Reichsarbeitsminiſter beſtellt. 8 

Die Beſtellung dieſer Beiſitzer erfolgt auf 4 Jahre. Sie bleiben nach Ablauf dieſer Zeit im 
Amte, bis ihres Nachfolger eintreten. Wer ausſcheidet, kann wiederbeſtellt werden. Die Vorſchrift des 
8 11 Satz 4 findet Anwendung. 4 ö 

Die als Beifiger zuzuziehenden Verſorgungsberechtigten werden auf Vorſchlag der im Bezirke 
des Verſorgungsgerichts vertretenen Verbände von Verſorgungsberechtigten von den Hauptfürſorgeſtellen 
der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge beſtellt, deren Bezirk ſich auf den des Ver⸗ 
ſorgungsgerichts erſtreckt; ſie ſollen im Bezirke des Verſorgungsgerichts und mindeſtens zur Hälfte am 
Sitzüngsorte wohnen. Sind mehrere Hauptfürſorgeſtellen beteiligt, ſo regeln ſie die Verteilung unter 
ſich. Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Reichsausſchuß der Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge. Die oberſte Landesverwaltungsbehörde kann über die Beſtellung Näheres 
beſtimmen. gen 

Die Beſtellung der Verſorgungsberechtigten erfolgt für je vier Kalenderjahre. Sie bleiben nach 

Ablauf dieſer Zeit im Amte, bis ihre Nachfolger eintreten. Wer ausſcheidet, kann wiederbeſtellt werden. 

Solange und ſoweit eine Beſtellung nicht erfolgt, beruft der Vorſitzende des Verſorgungsgerichts 
die erforderlichen Beiſitzer aus der Zahl der Perſonen, die als ſolche beſtellt werden können. 


8 14. 5 | 
. Ein Beiſitzer eines Verſorgungsgerichts darf nicht zugleich Beiſitzer beim Reichsverſorgungs⸗ 
gerichte fein. en ; 


Als Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten kann nicht beſtellt werden, 
1. wer infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
verloren hat, oder wer wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das den Verluſt dieſer 
Fähigkeit zur Folge haben kann, verfolgt wird, falls gegen ihn das Hauptverfahren er⸗ 
öffnet iſt, x 
2. wer entmündigt ift oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht. 
3. wer infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen zur Ausübung des Amtes nicht geeignet ift. 
8 16. 
Ein Verſorgungsberechtigter kann die Uebernahme des Amtes als Beiſitzer nur ablehnen, wenn er 
1. das 60. Lebensjahr vollendet hat, s f 
2. mehr als vier minderjährige eheliche oder legitimierte Kinder hat; Kinder, die ein anderer 
an Kindes Statt angenommen hat, werden dabei nicht gerechnet, 
3. durch Krankheit oder Gebrechen verhindert iſt, das Amt ordnungsmäßig zu führen, 
| 4. mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt; die Vormundſchaft oder Pflegſchaft über 
x mehrere Geſchwiſter gilt nur als eine; zwei Gegenvormundſchaften ſtehen einer Vormundſchaft, 
ein Ehrenamt der Reichsverſicherung einer Gegenvormundſchaft gleich. i 


” 
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= 8 17. 

Der Vorfigende des Verſorgungsgerichts kann einen Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten 
auf ſeinen Antrag vom Amte entbinden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Eines Antrags bedarf es 
nicht, wenn der Beiſitzer ſeinen Wohnort verlegt und ſeine Heranziehung zu den Sitzungen dadurch 
weſentlich erſchwert wird. ö 

Die Beiſitzer haben dem Vorſitzenden des Verſorgungsgerichts Mitteilung zu machen, wenn in— 
folge einer Veränderung in ihren perſönlichen Verhältniſſen die Vorausſetzungen für ihre Beſtellung 
wegfallen. 
N Hi Werden von einem Beſitzer Tatſachen bekannt, die ſeine Beſtellung ausſchließen oder eine grobe 
Verletzung ſeiner Amtspflicht darſtellen, jo hat ihn der Vorſitzende des Verſorgungsgerichts nach Anhören 
ſeines Amtes zu entheben. a 

Gegen die Verfügung nach Abj. 1 und 3 iſt die Beſchwerde an die oberſte Landesverwaltungs— 
behörde zuläſſig. { er 


Der Vorſitzende des Verſorgungsgerichts ſetzt im voraus für jedes Kalenderjahr die Reihenfolge 
jeft, in der die Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten zu den Verhandlungen der Kammer zuzuziehen 
find. Von der Reihenfolge darf nur aus beſonderen Gründen abgewichen werden. Die Gründe ſind in 
den Akten zu vermerken. f f 

n 5 $ 19. 

Der Vorſitzende der Kammer verpflichtet die Beiſitzer vor der erſten Verhandlung, an der fie 
teilnehmen, durch Handſchlag auf die gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Pflichten unter Hinweis auf die Vör⸗ 
ſchriften der 85 2 und 131 Abſ. 2 Satz 2. Die Verpflichtung, über die eine Niederſchrift aufzunehmen 
iſt, gilt für die Dauer der Beſtellung. Bei Wiederbeſtellung genügt die Verweiſung auf die frühere 
Verpflichtung. 

i 8 20. 

Die Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten erhalten eine Sitzungsgebühr in Höhe eines vollen 
Tagegeldſatzes in der für die Reichsbeamten der Beſoldungsgruppe X jeweils feſtgeſetzten Höhe. Wohnen 
ſie außerhalb des Sitzungsorts, ſo erhalten ſie außerdem Erſatz der Koſten für die Hin⸗ und Rückreiſe 
und für jedes auswärtige Nachtquartier ein dem Tagegeld entſprechendes Ubernachtungsgeld. llberſteigen 
die durch die Teilnahme an der Sitzung verurſachten notwendigen Auslagen und der Ausfall an Arbeits— 
einkommen den Betrag des Tagegeldes, ſo wird der Mehrbetrag in angemeſſenem Umfang erſetzt. 

Die Sitzungsgebühr für die übrigen Beiſitzer ſetzt der Reichsarbeitsminiſter feſt; hierbei iſt für 
die Tätigkeit als Berichterſtatter eine beſondere Vergütung zu gewähren. 

5.21. 
Die für das Verſorgungsgericht erforderlichen Hilfskräfte werden aus den Beamten und An— 
geſtellten des Oberverſicherungsamts vom Vorſitzenden des Amtes beſtellt. 
8 22. ö 

Das Verſorgungsgericht wählt für je vier Kalenderjahre, in der Regel nach Anhören der 
zuſtändigen Arztevertretung, aus ſeinem Bezirke die Arzte aus, die nach Bedarf zu den Verhandlungen 
des Verſorgungsgerichts als Sachverſtändige zugezogen werden ſollen (Gerichtsärzte). Sie ſollen mindeſtens 
zur Hälfte am Sitzungsorte wohnen. Arzte, die bei einem Hauptverſorgungsamt oder Verſorgungsamte 
dauernd tätig ſind, können nicht ausgewählt werden. ü f 
75 Über die Auswahl beſchließt nach Stimmenmehrheit die Kammer, welche der Vorſitzende beſtimmt. 
Die Namen der Gewählten ſind öffentlich bekanntzumachen. d i 

Die oberſte Landesverwaltungsbehörde regelt die Durchführung dieſer Beltimmungen. 


II. Das Reichsversorgungsgericht. 
23 


Das Reichsverſorgungsgericht iſt die oberſte Spruchbehörde in Verſorgungsſachen. Seine Ent⸗ 
ſcheldungen ſind endgültig, ſoweit nicht dieſes Geſetz ein anderes vorſchreibt. 
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$ 24. 
Der Präſident des Reichsverſicherungsamts ift, ſolange ſich das Reichsverſorgungsgericht und 
das Reichsverſicherungsamt an demſelben Orte befinden, zugleich der Präſident des Reichsverſorgungs⸗ 
gerichts. Der Vizepräſident iſt ſein ſtändiger Vertreter und leitet unter ſeiner Oberleitung die Geſchäfte 
des Reichsverſorgungsgerichts. 


Der Vizepräſident, die Senatspräſidenten und die übrigen Mitglieder des Reichsverſorgungs⸗ 
gerichts (Oberregierungsräte und Regierungsräte) werden vom Reichspräſidenten auf Lebenszeit ernannt. 


Sie müſſen die Befähigung zum höheren Juſtiz- oder Verwaltungsdienſte beſitzen. 
Die übrigen Beamten ernennt der Reichsarbeitsminiſter. 
§ 25. 
Im Falle des Bedarfs können ſtändige Mitglieder des Reichsverſicherungsamts an das Reichs⸗ 


verſorgungsgericht und Mitglieder des Reichsverſorgungsgerichts an das Reichsverſicherungsamt ver⸗ 
ſetzt werden. 


Beim Reichsverſorgungsgerichte werden Senate und ein Großer Senat gebildet. Die Zahl der 
Senate beſtimmt der Reichsarbeitsminiſter. N 5 

) $ 27. 

Jeder Senat beſteht aus dem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. a 8 

Den Vorſitz führt der Präſident, der Vizepräſident oder ein Senatspräſident. Den Vorſitzenden 
vertritt im Behinderungsfalle der dem Senat angehörende Oberregierungsrat. 

Als Beiſitzer wirken mit ein Mitglied des Reichsverſorgungsgerichts, ein richterliches Mitglied 
eines ordentlichen Gerichts, eine in der ſozialen Fürſorge erfahrene, mit dem Verſorgungsweſen vertraute 
Perſon ſowie ein aus der Wehrmacht ausgeſchiedener Verſorgungsberechtigter oder eine aus dem Kreiſe 
der Hinterbliebenen zu entnehmende Beiſitzerin. 

e 8 28. 

Die als Beiſitzer zuzuziehenden richterlichen Mitglieder ordentlicher Gerichte werden vom Reichs⸗ 
arbeitsminiſter für die Dauer ihres Hauptamts berufen. Bei vorübergehendem Bedarfe kann die Berufung 
auch auf Zeit erfolgen. Sie ſind tunlichſt aus Richtern in höherer Stellung zu entnehmen. 


8 29. 
Die Beiſitzer aus der ſozialen Fürſorge werden vom Reichsarbeitsminiſter für je vier Kalender- 
jahre beſtellt. Sie bleiben auch nach Ablauf dieſer Zeit im Amte, bis ihre Nachfolger eintreten. Wer 
ausſcheidet, kann wiederbeſtellt werden. N 
Sie können zunächſt vorläufig bis zur Dauer eines Jahres beſtellt werden. Werden ſie end⸗ 
gültig beſtellt, ſo bleibt die Zeit der vorläufigen Beſtellung bei der Berechnung der vier Jahre außer Anſatz. 
Dieſe Beſtellung dieſer Beiſitzer kann gegen ihren Willen nur widerrufen werden, wenn ſie ihren 
Wohnort verlegen und ihre Heranziehung zu den Sitzungen dadurch weſentlich erſchwert wird. — 
§ 30. i a 
Die Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten werden nach Anhören von Verbänden Verſorgungs⸗ 
berechtigter vom Reichsausſchuſſe der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge beſtellt. Der 
Reichsarbeitsminiſter kann Näheres beſtimmen. 


Für die in den 88 28 bis 30 genannten Beiſitzer gelten die Vorſchriſten des § 19, für die Beiſitzer aus 
den Verſorgungsberechtigten auch die Vorſchriften des 8 13 Abſ. 2 und 3 ſowie der 83 15, 16, 17 Abſ. 1 
bis 8 entſprechend. 7 f DE ; 
8 82. 


Bis zum 31. Dezember 1926 dürſen Oberregierungsräte (8 24 Abſ. 2) mit dem Vorſitz in 
einem Senate (Hilfsſenate) beauftragt werden und an Stelle von Mitgliedern des Reichsverſorgungs⸗ 


4 


gerichts planmäßig angeſtellte, auf Wartegeld geſetzte oder im Ruheſtande befindliche Reichs⸗ oder Landes⸗ 


\ 


8 26. 85 
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9 83 f 

Über die Zuteilung der Vorſitzenden und die Verteilung der Sachen auf die Senate beſchließt 
für je ein Kalenderjahr im voraus das Präſidium nach Stimmenmehrheit. Das Präſidium beſteht aus 
dem Präſidenten, dem Vizepräſidenten, den beiden dienſtälteſten Senatspräſidenten ſowie dem als Bei⸗ 
ſitzer mitwirkenden dienſtälteſten Mitglied. Zur Beſchlußfaſſung genügt die Anweſenheit von drei Mit- 
gliedern; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präſidenten, im Falle ſeiner Behinderung die des 
Vizepräfidenten den Ausſchlag. 

In gleicher Weiſe wird für beſtimmte Zeiträume, in der Regel für die Dauer eines Viertel- 
jahres, im voraus feſtgeſetzt, im welchem Senat und an welchen Tagen die Beiſitzer an den Sitzungen teil⸗ 
nehmen. Der Präſident regelt im Einzelfall, unbeſchadet der Vorſchrift des § 27 Abſ. 2 Satz 2, die 
Vertretung verhinderter Vorſitzender und Beiſitzer. i 

i § 84. 

Der Große Senat beſteht aus dem Vorſitzenden und acht Beiſitzern. 

Den Vorſitz führt der Präfident oder der Vizepräſident des Reichsverſorgungsgerichts. Als 
Beiſitzer wirken mit zwei weitere Mitglieder des Reichsverſorgungsgerichts, zwei richterliche Mitglieder 
eines ordentlichen Gerichts und je zwei Beiſitzer aus der ſozialen Fürſorge und aus den Verſorgungs⸗ 
berechtigten. 

Die Auswahl der Beiſitzer erfolgt für je ein Kalenderjahr im voraus durch das Präſidium nach 
Maßgabe des $ 33 Abſ. 1. Für jeden Beiſitzer ſind mindeſtens zwei Stellvertreter zu bezeichnen, die 
bei Behinderung der zunächſt benannten Beiſitzer in der Reihenfolge ihrer Bezeichnung eintreten. 

Der verweiſende Senat ($ 130) beſtimmt eins feiner Mitglieder, das für die Entſcheidung der 
Sache in den Großen Senat eintritt. Gehört dieſes Mitglied nicht zu den nach Abſ. 3 beſtimmten 
Beiſitzern, jo ſcheidet von den Beiſitzern der gleichen Gruppe der dem Dienſtalter nach jüngere für die 
Entſcheidung der Sache aus. 9 35 i 


Wichtige Angelegenheiten, insbeſondere zweifelhafte Rechtsfragen, können auf Anordnung des 
Präſidenten oder des Vizepräſidenten in Geſamtſitzungen erörtert werden. Eine Abſtimmung in der 
Geſamtſitzung bindet nicht für eine ſpätere Abſtimmung in einem Senate. 

Zur Teilnahme an einer Geſamtſitzung ſind einzuladen: 

1. die Mitglieder und die Hilfsrichter des Reichsverſorgungsgerichts, 

2. die Beiſitzer des Großen Senats, die am Sitze des Reichsverſorgungsgerichts oder in der 
näheren Umgebung wohnen oder am Sitzungstage dort anweſend ſein werden; iſt ein Bei⸗ 
ſitzer verhindert, ſo iſt tunlichſt fein nach $ 34 Abſ. 3 zur Vertretung berufener Stellvertreter 
einzuladen. 5 i a 

Bei der Einladung iſt die Tagesordnung mitzuteilen. 

$ 36. 
Für die Entſchädigung der Beiſitzer gilt § 20, 
Zweiter Teil. 
Verſorgungsverfahren. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 
I. Gegenstand des Versorgungsberfahrens. 
’ 5 37. 

Die Verſorgungsbehörden entſcheiden über die nach den Verſorgungsgeſetzen (8 1) zu 

währenden Verſorgungsgebührniſſe. 


Heilbehandlung und Krankengeld (88 4 bis 12 des Reichsverſorgungsgeſetzes) werden durch die 
Krankenkaſſen gewährt. Soweit die Gewährung der Heilbehandlung dem Reiche obliegt oder von ihm 
übernommen wird ($ 8 Abſ. 1, 2 und 7 des Reichsverſorgungsgeſetzes) oder es ſich um die Einleitung 
einer neuen Heilbehandlung im Sinne des $ 18 des Reichsverſorgungsgeſetzes handelt, entſcheiden die 
Verſorgungsbehörden. Das Krankengeld wird auch in dieſen Fällen durch die Krankenkaſſe gewährt. 
HGausgeld (5 13 des Reichsverſorgungsgeſetzes) wird von der Stelle angewieſen, welche die Heilanitalts- 
pflege oder die Badekur anordnet. 

Gegen die Berechnung des Hausgeldes durch die Krankenkaſſe kann der Berechtigte innerhalb 
eines Monats nach der Bekanntmachung die Entſcheidung der Verwaltungs behörde ) anrufen. Im 
übrigen werden Streitigkeiten über die von den Krankenkaſſen zu gewährenden Leiſtungen, ſoweit nicht 
ihre Gewährung von dem pflichtgemäßen Ermeſſen der entſcheidenden Stelle abhängt, in dem in der 
Reichsverſicherungsordnung für die Krankenverſicherung vorgeſchriebenen Spruchverfahren entſchieden. 

Für die Erſatzanſprüche der Krankenkaſſen gilt $ 17 des Reichsverſorgungsgeſetzes. 

Für die ſoziale Fürſorge gelten die Vorſchriften der 88 21 bis 23 des Reichsverſorgungsgeſetzes. 


II. Oertliche Zuständigkeit. 
8 38 


Ortlich zuſtändig iſt diejenige Verſorgungsbehörde, in deren Bezirk der Verſorgungsberechtigte 
zur Zeit der Stellung des Antrags oder der Einlegung der Berufung wohnt. 

Bei Geltendmachung von Anſprüchen Hinterbliebener iſt der Wohnort der Witwe und, wenn 
eine Witwe in dem nach Abſ. 1 maßgebenden Zeitpunkt nicht vorhanden iſt, der letzte Wohnort des 
Verſtorbenen oder Verſchollenen maßgebend. Sind für den Berechtigten Verſorgungsgebührniſſe bereits 
früher bewilligt, ſo iſt ſein Wohnort maßgebend. a 

In Fällen, in denen es eines Antrags nicht bedarf, finden die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Zeitpunkts der Stellung des Antrags der Zeitpunkt der 
Einleitung des neuen Verfahrens entſcheidet. 8 5 

Für die Fälle, in denen nach Abſatz 1 bis 3 eine Zuſtändigkeit nicht begründet iſt, beſtimmt 
der Reichsarbeitsminiſter die zuſtändige Verſorgungsbehörde. 

8 39. 

Bei einem Wechſel des Wohnorts iſt die Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk der neue Wohnort 
liegt, zuſtändig, ſobald die Verſorgungsakten an ſie abgegangen ſind. 

5 f 8 40. N 

Hält eine Verſorgungsbehörde eine andere für zuſtändig, ſo gibt ſie die Sache an dieſe weiter. 
Hält ſich auch dieſe nicht für zuſtändig, ſo entſcheidet über die Zuſtändigkeit 

1. des Verſorgungsamts das beiden Amtern übergeordnete Hauptverſorgungsamt oder, wenn 

ein ſolches nicht vorhanden iſt, der Reichsarbeitsminiſter, 

2. des Hauptverſorgungsamts der Reichsarbeitsminiſter, 

3. des Verſorgungsgerichts das Reichsverſorgungsgericht durch Beſchluß ohne mündliche Ver⸗ 

handlung. i 
Die Entſcheidung iſt für die Inſtanzen bindend. 
2 8 41. 

Von den Vorſchriften der 88 38, 39 kann der Reichsarbeitsminiſter Ausnahmen zulaſſen. 

Beſcheide und Urteile ſind nicht deshalb unwirkſam oder anfechtbar, weil ſie von einer örtlich 
unzuſtändigen Verſorgungsbehörde erlaſſen ſind. 8 

III. Ausschlieung und Ablehnung der bei den Versorgungsbehörden mitwirkenden personen. 
f i 8 42. 
Von der Mitwirkung in Verſorgungsſachen iſt ausgeſchloſſen, f e 
1. wer in der Sache ſelbſt Partei iſ, DE 
2. wer einer Partei erſatzpflichtig iſt, n 5 
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3. wer mit einer Partei verheiratet ift oder geweſen ift, Sue Sr 
4. wer mit einer Partei in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder in der Seitenlinie 
im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert iſt, 
5. wer in der Sache als Bevollmächtigter oder Beiſtand einer Partei zugezogen oder als ihr 
geſetzlicher Vertreter aufzutreten berechtigt iſt oder geweſen iſt, 
6. wer in der Sache als Zeuge oder Sachverſtändiger vernommen iſt, 
7. wer beim Erlaſſe des angefochtenen Beſcheids oder Urteils mitgewirkt hat. g 
| Iſt der Verſorgungsberechtigte bei einer Verſorgungsbehörde beſchäftigt, ſo iſt dieſe von der 
Entſcheidung ausgeſchloſſen. ar: 


Die Mitglieder der Kammern und Senate der Spruchbehörden können ſowohl aus Gründen, 
die ſie von der Mitwirkung ausſchließen, als auch wegen Befangenheit abgelehnt werden. Die Ab- 
lehnung wegen Befangenheit iſt begründet, wenn Tatſachen vorliegen, die Mißtrauen gegen die Unpartei⸗ 
lichkeit des Abgelehnten rechtfertigen können. > 

Der Ablehnungsgrund muß glaubhaft gemacht werden. Lehnt die Partei eine Perfon als 
befangen ab, nachdem ſie ſich in eine Verhandlung eingelaſſen hat, ſo muß ſie glaubhaft machen, daß der 
Ablehnungsgrund erſt ſpäter entſtanden oder ihr bekannt geworden ift 


5 44. 

Über die Ablehnung entſcheidet die Kammer oder der Senat durch Beſchluß ohne mündliche Ver⸗ 
handlung endgültig. Von einer Entſcheidung kann abgeſehen werden, wenn der Abgelehnte die Ab⸗ 
lehnung für begründet hält. a 

Bei der Entſcheidung über die Ablehnung darf der Abgelehnte nicht mitwirken. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gilt die Ablehnung als zurückgewieſen. Dürfen bei der Eutſcheidung nicht mindeſtens zwei 
Mitglieder mitwirken, ſo überträgt der Vorſitzende des Gerichts einer anderen Kammer oder einem 
anderen Senate die Entſcheidung über die Ablehnung. a 


Dieſe Vorſchriften gelten auch, wenn ein Mitglied ſelbſt eine Tatſache anzeigt, welche die Ab⸗ 
lehnung rechtfertigen könnte. i 


. 


: 8 45. 
Kann die Entſcheidung der Sache infolge der Vorſchriften der 89 42 bis 44 nicht durch die 


örtlich zuſtändige Verſorgungsbehörde erfolgen, ſo beſtimmt der Reichsarbeitsminiſter, welche andere 
Behörde gleicher Ordnung zu entſcheiden hat. 


IV. Die Parteien und ihre Vertreter. 


$ 46. 

Die Geſchäftsfähigkeit des Verſorgungsberechtigten und die Vertretungsbefugnis eines geſetzlichen 
Vertreters ſind von Amts wegen zu prüfen. f 

Für Geſchäftsunfähige oder beſchränkt Geſchäftsfähige iſt die Beſtellung eines Vormundes oder 
Pflegers zu reranlaſſen. Bis zur Beſtellung eines geſetzlichen Vertreters durch die Vormundſchafts⸗ 
behörde und bis zu deſſen Eintritt in das Verfahren kann von der Verwaltungsbehörde, im Spruch⸗ 
verfahren vom Vorſitzenden der Kammer oder des Senats, ein beſonderer Vertreter beſtellt werden. 
Dem beſonderen Vertreter ſtehen alle Rechte des Vertretenen außer der Empfangnahme von Zahlungen zu. 

Minderjährige, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, können ſelbſtändig Anträge ſtellen und 
Rechtsmittel einlegen. Macht ein Minderjähriger von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo iſt zur Zurücknahme 
des Antrags oder Rechtsmittels das Einverſtändnis des Minderjährigen und ſeines geſetzlichen oder 
beſonderen Vertreters erforderlich. 9 47 


Die Beſtellung eines beſonderen Vertreters iſt auch zuläſſig, wenn der Aufenthaltsort des 
Berechtigten oder ſeines geſetzlichen Vertreters nicht zu ermitteln iſt. f 


N 


punkt fällt. 


Der Berechtigte, ſowie die geſetzlichen und beſonderen Vertreter können ſich durch Bevollmächtigte 
vertreten laſſen. Bei Verhandlungen können ſie mit einer geſchäftsfähigen Perſon als Beiſtand erſcheinen. 

Die Vollmacht muß ſchriftlich erteilt werden und auf den Namen einer beſtimmten Perſon 
lauten. Sie iſt von Amts wegen zu prüfen. — 

Ehegatten und geſchäftsfähige Verwandte oder Verſchwägerte der geraden Linie können auch 
ohne Nachweis der Vollmacht zur Vertretung zugelaſſen werden. Das gleiche gilt für die im § 109 
Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Perſonen, doch iſt ihnen die Nachbringung einer ſchriftlichen Vollmacht aufzugeben. 

Der Berechtigte muß das Verfahren gegen ſich gelten laſſen, wenn er zu der betreffenden 
Handlung auch nur mündliche Vollmacht erteilt oder ſie ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. 

N een e 

Der Reichsfiskus wird im Spruchverfahren durch die zuſtändige oberſte Reichsbehörde vertreten. 
Dieſe kann unbeſchadet ihrer eigenen Vertretungsmacht die Vertretung einer nachgeordneten Stelle über- 
tragen. Die Vorſchriften des 8 46 Abſ. 1 ſowie des 8 48 Abſ. 1 und 4 finden entſprechende Anwendung. 

f $ 50. 

Dritte, die am Ausgang des Verfahrens ein berechtigtes Intereſſe haben, können auf Antrag 
oder von Amts wegen zum Verfahren zugezogen werden oder dem Verfahren beitreten. Sie ſind als⸗ 
dann berechtigt, Ausführungen zu machen und Anträge zu ſtellen, und müſſen vom Fortgang und Aus- 
gang des Verfahrens in Kenntnis geſetzt werden. Die Vorſchriften des 8 46 Abſ. 1, 2 ſowie der 89 47, 
48 gelten entſprechend. E | 

V. Fristen. 
i 8 81. . 

Richtet ſich der Anfang einer Friſt nach einem Ereignis oder Zeitpunkt, ſo beginnt die Friſt 
mit dem Tage, der auf das Ereignis oder den Zeitpunkt folgt. 

Wird eine Friſt verlängert, ſo beginnt die neue mit Ablauf der alten Friſt. 

: 8 52. 

Eine nach Tagen beſtimmte Friſt endigt mit dem Ablauf ihres letzten Tages, eine nach Wochen 
oder Monaten beſtimmte Friſt mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten 
Monats, welcher nach Benennung oder Zahl dem Tage entſpricht, in den das Ereignis oder der Zeit- 


Fehlt dem letzten Monat der entſprechende Tag, ſo endigt die Friſt mit dem Monat. 


8 58. 

Fällt der für eine Erklärung oder für den Ablauf einer Friſt geſetzte Tag auf einen Sonntag 
oder allgemeinen Feiertag, der am Erklärungsorte — bei Rechtsmittelfriſten am Sitze der über das 
Rechtsmittel entſcheidenden Behörde — ſtaatlich anerkannt iſt, ſo gilt dafür der nächſtfolgende Werktag. 

§ 54. 


Iſt ein Beteiligter durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden, 
eine Verfahrensfriſt einzuhalten, ſo wird ihm auf Antrag die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erteilt. 
a Die Wiedereinſetzung wird auf Antrag auch dann erteilt, wenn das verſpätet eingelaufene 
Schriftſtück der Poſt ſpäteſtens am drittletzten Tage der Friſt zur Beſtellung übergeben worden it. 
Eines Antrages bedarf es nicht, wenn das Vorliegen der Vorausſetzungen erſichtlich iſt. 
i $ 55. 
Die Wiedereinſetzung ift im Falle des § 54 Abſ. 1 innerhalb einer Friſt zu beantragen, die 
der verſäumten Friſt entſpricht und mit dem Ablauf des Tages beginnt, an dem das Hindernis behoben iſt. 
Im Falle des $ 54 Abſ. 2 iſt die Wiedereinſetzung innerhalb eines Monats nach dem Tage zu 
beantragen, an welchem dem Beteiligten bekannt wird, daß er die Friſt verſäumt hat. 


N 
a 
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Nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Ende der verſäumten Friſt kann die Wiedereinſetzung 

nicht mehr beantragt werden. i x 
VI. Zustellungen. 
$ 56. 

Zuſtellungen können in jeder Form geſchehen, die den Nachweis der erfolgten Zuſtellung und 
ihres Zeitpunkts ermöglicht. Es genügt die Behändigung des zuzuſtellenden Schriftſtücks gegen ſchriftliches 
Empfangsbekenntnis oder Mberfendung durch eingeſchriebenen Brief. N f 

Der Poſteinlieferungsſchein begründet die Vermutung dafür, daß die Zuſtellung in der ordnung⸗ 
mäßigen Friſt nach der Einlieferung erfolgt iſt. N 
d 8 87. d 5 

Für Perſonen, die einen geſetzlichen oder beſonderen Vertreter haben, erfolgt die Zuſtellung nur 
an den Vertreter. Betreibt ein Minderjähriger, der das 16. Lebensjahr vollendet hat, das Verfahren 


ſelbſtändig, ſo erhält er gleichzeitig mit der Zuſtellung an ſeinen geſetzlichen Vertreter eine Abſchrift des 


zuzuſtellenden Schriftſtücks. 5 
Für Perſonen, die durch einen Bevollmächtigten vertreten werden, erfolgt die Zuftellung nur an dieſen. 
Sind mehrere Vertreter derſelben Perſon vorhanden, ſo genügt die Zuſtellung an einen von ihnen. 


8 58. 8 a 
Wer nicht im Inland wohnt, hat auf Verlangen einen Zuſtellungsbevollmächtigten zu benennen. 
Iſt der Aufenthalt unbekannt oder wird der Zuſtellungsbevollmächtigte nicht innerhalb einer 
angemeſſenen Friſt benannt, jo kann die Zuſtellung durch einwöchigen Aushang in den Geſchäftsräumen 


der Behörde erſetzt werden. 
VII. Akteneinsicht. 


8 59. 

Die Beteiligten und ihre Vertreter können Einſicht in die Akten nehmen und ſich daraus 
Auszüge und Abſchriften ſelbſt fertigen oder gegen Erſtattung der Koſten erteilen laſſen. 5 f 

Anderen Perſonen kann ohne Einwilligung des Berechtigten oder ſeines geſetzlichen Vertreters 
die Einſicht in die Akten nur dann geftattet werden, wenn ein rechtliches Intereſſe glaubhaft gemacht wird. 

Aus beſonderen Gründen kann die Einſicht in die Akten oder Teile derſelben ſowie die Fertigung 
oder Erteilung von Auszügen und Abſchriften verſagt oder beſchränkt werden. ö 

Entwürfe zu Entſcheidungen, Gutachten der Berichterſtatter ſowie Schriftſtücke, welche Abſtimmungen 
betreffen, werden weder vorgelegt noch abſchriftlich mitgeteilt. 

$ 60. 

Uber den Antrag auf Gewährung der Afteneinficht oder Erteilung von Auszügen und Abſchriften 
entſcheidet die Verſorgungsbehörde, bei der die Akten ſich befinden, und zwar bei einer Verwaltungs- 
behörde deren Leiter, bei einer Spruchbehörde der Vorſitzende der Kammer oder des Senats. 

Inm Falle gänzlicher oder teilweiſer Ablehnung find die Gründe und der Zeitpunkt der 
Bekanntgabe in den Akten zu vermerken. Gegen die Entſcheidung iſt innerhalb eines Monats nach der 
Bekanntgabe die Beſchwerde zuläſſig. N ’ 

VIII. Beschwerde. 


ü 8 61. OR 
Gegen die Entſcheidungen der Verſorgungsbehörden findet in den beſonders beſtimmten Fällen 


die Beſchwerde ſtatt. 
ſch f 9 62 


Die Beſchwerdefriſt beträgt in Fällen, für die nicht ein anderes ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, 
einen Monat ſeit der Zuſtellung der anzufechtenden Entſcheidung, bei Zuſtellung außerhalb Europas 
ſechs Monate. TE 

Die Beſchwerde iſt innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt ſchriftlich oder mündlich unter Aufnahme 
einer Niederſchrift bei der Stelle einzulegen, welche die anzufechtende Entſcheidung erlaſſen hat. Rechts⸗ 


Stelle oder bei einem Träger der 
derſchrift unter 


— 


a S = „ 
wirkſam iſt auch die Einlegung bet einer anderen deutſchen amtlichen 
Reichsverſicherung. In dieſem Falle iſt die Beſchwerdeſchrift oder die aufgenommene Nie 
Benachrichtigung des Beſchwerdeführers unverzüglich an die zuſtändige Stelle abzugeben. 
Die Beſchwerde hat auſſchiebende Wirkung. 
2 08 
Erachtet die Stelle, welche die angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat, die Beſchwerde für begründet, 
ſo hat ſie ihr abzuhelfen. Andernfalls hat ſie die Beſchwerde mit den Vorgängen innerhalb einer Woche 
der zur Entſcheidung berufenen Stelle mit einer Begründung ihrer Stellungnahme vorzulegen. 


8 64. ; 

Soweit nicht in dieſem Geſetz ein anderes vorgeſchrieben iſt, entſcheidet über die Beſchwerde, 
wenn ſie ſich richtet gegen eine Entſcheidung 

1. des Verſorgungsamts das Hauptverſorgungsamt, 

2. des Hauptverſorgungsamts das Verſorgungsgericht, ‘ 

3, des Verſorgungsgerichts das Reichsverſorgungsgericht, 

4. des Vorſitzenden oder des Leiters der Beweisverhandlung die Kammer oder der Senat. 

Die Entſcheidung iſt den Beteiligten zuzuſtellen. 

Die Spruchbehörden entſcheiden über die Beſchwerde durch einen mit Gründen verſehenen 
Beſchluß ohne mündliche Verhandlung. Die Vorſchriften über Beweisaufnahme, Unterbrechung und 
Ausſetzung des Verfahrens ſowie Beratung und Abſtimmung gelten entſprechend. 


IX. Rechtskraft und Wiederaufnahme des Verfahrens, 

8 65. 

Die Beſcheide der Verwaltungsbehörden werden dem Reichsfiskus gegenüber mit der Zuſtellung 

rechtskräftig. Im übrigen ſind die Entſcheidungen der Verſorgungsbehörden inſoweit rechtskräftig, als ſie 
nicht mehr anfechtbar ſind. N N = 8 : 

Eine durch eine rechtskräftige Entſcheidung abgeſchloſſenes Verfahren kann auf Antrag oder von 

Amts wegen wieder aufgenommen werden, wenn N 

1. die Stelle, welche die Entſcheidung erlaſſen hat, nicht vorſchriftsmäßig beſetzt war, 

2. bei der Entſcheidung eine Perſon mitgewirkt hat, die von der Mitwirkung aus einem geſetz⸗ 
lichen Grunde ausgeſchloſſen war, ſofern nicht dieſes Hindernis durch Ablehnung oder Rechts⸗ 
mittel ohne Erfolg geltend gemacht worden iſt, 

3. bei der Entſcheidung einer Spruchbehörde eine Perſon mitgewirkt hat, obgleich ſie als befangen 
abgelehnt und die Ablehnung für begründet erklärt worden war, f 

4. eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorſchrift der Geſetze vertreten war, ſofern ſie nicht 
die Führung des Streites ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat, 

5. Tatſachen, die für die Entſcheidung von weſentlicher Bedeutung waren, wiſſentlich falſch 
angegeben oder verſchwiegen worden ſind, 

6. eine Urkunde, auf die ſich die Entſcheidung ſtützt, fälſchlich angefertigt oder verfälſcht war, 

7. durch Beeidigung eines Zeugniſſes oder Gutachtens, auf das ſich die Entfheidung ſtützt, der 

euge oder Sachverſtändige vorſätzlich oder fahrläſſig die Eidespflicht verletzt hat, 

8. die Entſcheidung durch eine mit öffentlicher Strafe bedrohte Handlung erwirkt worden iſt, 
9. bei der Entſcheidung eine Perſon mitgewirkt hat, die bei der Verhandlung ihre Amtspflichten 
gegen die Partei verletzt hat, ſofern dieſe Verletzung mit öffentlicher Strafe bedroht iſt, 

10. ein ſtrafgerichtliches Urteil, auf das ſich die Entſcheidung ſtützt, durch ein anderes rechtskräftig 

gewordenes Urteil aufgehoben worden it, 

11. eine Partei nachträglich eine zur Zeit der Entſcheidung ber 


eits vorhandene Urkunde, die eine 


ihr günſtigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde, auffindet oder zu benutzen inſtand 8 


geſetzt wird, 
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12. das Reichsverſorgungsgericht in einer veröffentlichten grundſätzlichen Entſcheidung ($ 141) 
nachträglich eine andere Rechtsauffaſſung ausſpricht, als der Entſcheidung zugrunde gelegen hat, 

In den Fällen der Nr. 1, 3, 5 bis 12 iſt die Wiederaufnahme nur zuläſſig, wenn die Partei 

ohne ihr Verſchulden außerſtande war, den Anfechtungsgrund in dem früheren Verfahren, insbeſondere 

durch Einlegung eines Rechtsmittels gelten zu machen. In den Fällen der Nr. 6 bis 9 iſt die 

Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme weiter davon abhängig, daß 

a) wegen der ſtrafbaren Handlung eine rechtskräftige ſtrafgerichtliche Verurteilung ergangen 
iſt oder 

b) ein gerichtliches Strafverfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweis nicht 
eingeleitet oder durchgeführt werden konnte. 5 


§ 67. 

Mit dem Antrag auf Wiederaufnahme können Anfechtungsgründe, durch die eine ältere Ent- 
ſcheidung derſelben oder einer unteren Stelle betroffen wird, geltend gemacht werden, wenn die an- 
gefochtene Entſcheidung auf der älteren beruht. 

$ 68. 

Der Antrag iſt innerhalb eines Monats, bei Aufenthalt außerhalb Europas innerhalb ſechs 
Monate zu ſtellen. Wird das Verfahren von Amts wegen wieder aufgenommen, ſo hat die Verſorgungs⸗ 
behörde innerhalb eines Monats die neue Prüfung einzuleiten. 

Die Friſt beginnt mit der Kenntnis des Anfechtungsgrundes, jedoch nicht vor Eintritt der 
Rechtskraft der Entſcheidung. Der Antrag und die Einleitung der neuen Prüfung von Amts wegen 
ſind nach Ablauf von fünf Jahren vom Tage der Rechtskraft an unzuläſſig. 

Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten nicht, wenn die Wiederaufnahme wegen mangelnder Ver⸗ 
tretung beantragt wird. Die Friſt läuft dann von dem Tage, an dem die Entſcheidung der Partei 
oder, wenn ſie nicht fähig war, den Streit ſelbſt zu betreiben, ihrem geſetzlichen Vertreter zugeſtellt 
worden iſt. 

Für den Antrag auf Wiederaufnahme finden die für Rechtsmittel geltenden Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Anwendung. i 
8 69. i 
Über die Wiederaufnahme entſcheidet die Stelle, welche die aufzuhebende Entſcheidung 
erlaſſen hat. c 

Handelt es ſich um mehrere Entſcheidungen, die von Stellen verſchiedener Ordnung erlaſſen 
ſind, ſo entſcheidet die Stelle höherer Ordnung. 

Für das neue Verfahren gelten die Vorſchriften, die für diejenige Stelle maßgebend ſind, bei 
welcher das neue Verfahren anhängig geworden iſt. 

Rechtsbehelfe ſind zuläſſig, ſoweit ſolche gegen die Entſcheidungen der mit der Wiederaufnahme 
befaßten Stelle gegeben ſind. 5 

8 70. 

Im Spruchverfahren kann ein unzuläſſiger oder verſpäteter Antrag vom Vorſitzenden ohne 
mündliche Verhandlung durch eine mit Gründen verſehene Verfügung verworfen werden. Iſt ein Bei⸗ 
figer zum Berichterſtatter beſtellt, ſo iſt ſein Einverſtändnis erforderlich. 

Der Antragſteller kann innerhalb einer Woche nach der Zuſtellung, bei Zuſtellung außerhalb 
Europas innerhalb ſechs Monate, die Entſcheidung der Kammer oder des Senats anrufen. Die Ver⸗ 
fügung muß darauf hinweiſen. Für den Antrag gelten die Vorſchriften des § 93 entſprechend. 

Iſt der Antrag rechtzeitig geſtellt worden und zuläſſig, ſo wird die Hauptſache, ſoweit der 
Anfechtungsgrund ſie betrifft, verhandelt. = 

§ 71. 
Zugunſten des Berechtigten kann die zuſtändige Verwaltungsbehörde jederzeit einen nenen 


Beſcheid erteilen. Das Verſorgungsamt bedarf hierzu der vorherigen Genehmigung des Haupt⸗ 
verſorgungsamts. Ba 
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X. Sonstige Vorschriften. 
8 72. 

Die Geſchäftsſprache iſt die deutſche. Für die mündliche Behandlung vor den Spruchbehörden 

gelten die 88 187 bis 193 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechend. f 
8 73. 

In Verſorgungsſachen iſt der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ausgeſchloſſen. Die 

Verſorgungsbehörden entſcheiden auch über die Rückforderung zu Unrecht erhobener Verſorgungsgebührniſſe. 
f 8 74. 

Gebühren, außergerichtliche Koſten und Geldſtrafen werden, wenn die Entſcheidung hierüber 
unanfechtbar geworden iſt, wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Das gleiche gilt für zu Unrecht erhobene 
Verſorgungsgebührniſſe. f 8 

Die zuſtändige Verſorgungsbehörde kann von der Einziehung abſehen, wenu ſie mit Koſten oder 
Weiterungen, die in keinem Verhältnis zu der Einnahme ſtehen, verknüpft iſt, oder die Beitreibung eine 
beſondere Härte bedeutet. Et 

8 75. 

Die öffentlichen Behörden, insbeſondere auch die Fürſorgeſtellen und Hauptfürſorgeſtellen der 
Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge ſind verpflichtet, den Verſorgungsbehörden auf 
Erſuchen Rechtshilfe zu leiſten. Die Träger der Reichsverſicherung ſind auf Erſuchen der Verſorgungs⸗ 
behörden zur Auskunfterteilung verpflichtet. i 

Die aus der Rechtshiſfe erwachſenden baren Auslagen mit Ausnahme der Portokoſten ſind von 
der erſuchenden Behörde zu erſtatten. Den Fürſorgeſtellen und Hauptfürſorgeſtellen werden nur die 
gemäß 8582 und 85 an Beteiligte, Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Entſchädigungen erſtattet. 

Pi E 37:76: 

Gebühren⸗ und ſtempelfrei find alle gerichtlichen und außergerichtlichen Verhandlungen und 
Urkunden, Vollmachten und amtlichen Beſcheinigungen, die im Verfahren vor den Verſorgungsbehörden 
zur Durchführung der Verſorgungsgeſetze und der zu ihrer Ergänzung ergangenen Vorſchriften erforder⸗ 
lich werden. 5 

Die Vorſchriften über die Gebühren und Auslagen der Notare werden hierdurch nicht berührt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Verwaltungsverfahren. 
I. sachliche Zuständigkeit der Vetwaltungs behörden. 
f 8 77. 

Die Verſorgungsämter find zuſtändig für die Bearbeitung und Entſcheidung aller Verſorgungs⸗ 
angelegenheiten, ſoweit nicht der Reichsarbeitsminiſter die Hauptverſorgungsämter für zuſtändig erklärt. 
II. Antragstellung. 

ö ; 8 78. — 

Die Anträge in Verſorgungsangelegenheiten ſind ſchriftlich oder mündlich unter Aufnahme einer 
Niederſchrift bei dem Verſorgungsamte zu ſtellen, auch wenn für die Entſcheidung das Hauptverſorgungs⸗ 
amt zuftändig iſt. Rechtswirkſam iſt auch die Antragsſtellung bei einer anderen deutſchen amtlichen Stelle 
oder bei einem Träger der Reichsverſicherung. Die Anträge ſind in ſolchen Fällen unter Benachrichtigung 
des Antragſtellers unverzüglich an die zuſtändige Stelle abzugeben. 

$ 79. 5 
Die Anträge ſollen die Leiſtungen, die begehrt werden, bezeichnen, die zur Begründung 


erforderlichen Tatſachen und Beweismittel angeben und von dem Antragſteller oder einer zu ſeiner Ver⸗ 


tretung befugten Perſon mit Orts- und Tagesangabe unterzeichnet ſein. 5 
Die Verwaltungsbehörden (5 4) haben auf die Stellung ſachdienlicher Anträge hinzuwirken und 
gegebenenfalls deren Ergänzung zu veranlaſſen, c 8 er 
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A III. Aufklärung des Sachverhalts. 
8 80. 


Der Sachverhalt iſt von Amtswegen aufzuklären. Die Beteiligten find verpflichtet, zur Auf⸗ 
klärung mitzuwirken. 


8 81. 
a Das perſönliche Erſcheinen des Verſorgungsberechtigten zur mündlichen Erörterung der geſtellten 
5 * Anträge, zur ärztlichen Unterſuchung oder zur Vornahme ſonſtiger Feſtſtellungen ſowie ſeine Beobachtung 
5 in einem Krankenhaus oder einer Heilanſtalt können jederzeit angeordnet werden. 
Leiſtet der Berechtigte einer ſolchen Anordnung ohne wichtigen Grund nicht Folge, ſo können 
daraus ungünſtige Schlüſſe für den geltend gemachten Anſpruch gezogen werden, wenn die Anordnung 
5 einen entſprechenden Hinweis enthält. 


$ 82. 


5 Wer einer Ann gemäß 5 81 Folge leiſtet, erhält auf Verlangen in angemeffenem 
. Umfange Erſatz der baren Auslagen und Entſchädigung für entgangenen Arbeitsverdienſt. Iſt die An⸗ 
a ordnung durch einen unbegründeten Antrag des Verſorgungsberechtigten veranlaßt worden, jo kann der 
5 Erſatz abgelehnt werden, ſofern der Antragſteller ſich nicht in einem entſchuldbaren Irrtum beſunden hat. 
Er Gegen die Feſtſetzung oder Ablehnung iſt innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe die 
2 Beſchwerde zuläſſig; die Bekanntgabe iſt in den Akten zu vermerken. 

? 8 83. 

8 Die Verwaltungsbehörde kann zur Aufklärung des Sachverhalts Ermittlungen anſtellen und 
5 Beweis erheben. Sie kann insbeſondere Zeugen und Sachverſtändige vernehmen, Gutachten und amtliche 
8 Auskünfte jeder Art einholen, den Augenſchein einnehmen und Urkunden beſchaffen oder ihre Vorlegung 
oder Beibringung den Beteiligten aufgeben. 

Iſt die Beweisaufnahme vor der zuſtändigen Verwaltungsbehörde mit Schwierigkeiten verbunden, 
namentlich wegen der Entfernung des Aufenthaltsorts der zu vernehmenden Perſon vom Sitze der 
Verwaltungsbehörde, ſo kann eine andere Verwaltungsbehörde und, wenn die Beweisaufnahme vor dieſer 
ebenfalls Schwierigkeiten unterliegen würde, eine andere Behörde, auch eine Fürſorgeſtelle oder Haupt- 
fürſorgeſtelle der Kriegsbeſchädigten⸗ und Buiegshinterblichenenrärjorge um die Erledigung erſucht werden. 
Das gleiche gilt bei Gefahr im Verzuge. 

$ 84. 

Leiſten Zeugen oder Sachverſtändige der Vorladung nicht Folge oder verweigern ſie ohne Vor⸗ 

liegen der in den 88 376, 383 bis 385, 407, 408 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Gründe ihr 
Zeugnis oder die Erſtattung des Gutachtens, ſo kann die für die Entſcheidung zuſtändige Behörde das 
für den Wohnort des Zeugen oder Sachverſtändigen zuſtändige Amtsgericht um die Vernehmung erſuchen. 

Erſcheint es zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Ausſage notwendig, jo kann das Amts- 
gericht um eidliche Vernehmung erſucht werden. 

In den Fällen der Abſ. 1 und 2 finden die Vorſchriſten der Zivilprozeßordnung entſprechende 
Anwendung; die Ausſage oder die Eidesleiſtung darf nicht deshalb verweigert werden, weil dieſes Geſetz 
oder die Reichsverſicherungsordnung eine Schweigepflicht begründet. Ob die Ausſage oder die Eidesleiſtung 
verweigert werden darf, entſcheidet der erſuchte Richter. Gegen ſeine Entſcheidung iſt innerhalb einer 
e Beſchwerde an das zunächſt höhere Gericht nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung zuläſſig. 


8 85. 
Zeugen und Sachverſtändige erhalten auf Verlangen Gebühren wie bei Vernehmungen vor den 
ordentlichen Gerichten in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 


Gegen die n oder Ablehnung iſt innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe die 
Beſchwerde zuläſſig; die Bekanntgabe iſt in den Akten zu vermerken. 


2 g z 


IV. Bescheide. 
8 86. FE ER 

Die Beſcheide der Verwaltungsbehörden find in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung zu 
begründen, ſchriftlich auszufertigen und den Beteiligten zuzuſtellen. 

In Beſcheiden, die eine Bewilligung von Verſorgungsgebührniſſen enthalten, iſt zugleich Betrag 
und Beginn der Leiſtung feftzuftellen und die Art der Berechnung erſichtlich zu machen. 

§ 87. 

In den Beſcheiden der Verwaltungsbehörden muß das zuläſſige Rechtsmittel und die Friſt, in 
der es einzulegen iſt, angegeben werden. Wenn die Rechtsmittelbelehrung oder die Aalener fehlt 
oder unrichtig iſt, wird die Rechtsmittelfriſt nicht in Lauf geſetzt. 

Ein Beſcheid, der nicht anfechtbar iſt, ſoll den Hinweis enthalten, daß gegen ihn ein Rechts- 
mittel nicht gegeben iſt. 

§ 88. 

Der Reichsarbeitsminiſter kann anordnen, daß die Beſcheide des Verſorgungsamts der Zu⸗ 

ftimmung des Hauptverſorgungsamts bedürfen. 
$ 89. i 

Schreib: und Rechenfehler ſowie ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in dem Beſcheide vorkommen, 
ſind jederzeit auf Antrag oder von Amts wegen zu berichtigen. Über die Berichtigung entſcheidet die 
Verwaltungsbehörde, die den Beſcheid erlaſſen hat. Die Verfügung, die den Beſcheid berichtigt, wird 
auf der Urſchrift und den Anfertigungen des Beſcheids vermerkt. 


Gegen die Entſcheidung iſt die Beſchwerde zuläſſig. 


Dritter Abſchnitt. 
Spruchverfahren. 
I. Rechtsmittel. 

§ 90. 

Gegen die Beſcheide der Verwaltungsbehörden iſt für den Kläger die Berufung an das Ver⸗ 
ſorgungsgericht und gegen die Urteile der Verſorgungsgerichte für beide Parteien der Rekurs an das 
Reichsverſorgungsgericht gegeben. a 

Die Rechtsmittelfriſt beträgt einen Monat ſeit der Zuſtellung der anzufechtenden a 
bei Zuſtellung außerhalb Europas ſechs Monate. 
§ 91. 

Die Berufung iſt ausgeſchloſſen, ſoweit die Gewährung der Leiſtungen nach den Versorhp a 

geſetzen in das pflihtmäßige Ermeſſen der Verwaltungsbehörde geſtellt iſt. 
8 m. 

n Der Rekurs iſt ausgeſchloſſen, wenn durch den Beſcheid eine Rente, die für eine Minderung der 
Erwerbsfähigkeit um nicht mehr als 40 vom Hundert gewährt worden war, wegen weſentlicher Veränderung 
der Verhältniſſe gemindert oder entzogen wird, es ſei denn, daß bereits im Verwaltungsverfahren ein 
Antrag auf Erhöhung der Rente geſtellt war oder einem erſt im Spruchverfahren geſtellten Erhöhungs⸗ 
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antrage jtattgegeben ift. Iſt durch den Beſcheid zugleich über Anſprüche anderer Art eee worden, en: 


fo iſt der Rekurs inſoweit zuläſſig. 
Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten entſprechend, wenn eine nach den früheren Militärverſorgungs⸗ 


geſetzen feſtgeſtellten Teilrente von nicht mehr als 40 vom Hundert erſtmalig auf Grund des Nene 8 2 


verſorgungsgeſetzes neu feſtgeſtellt wird. ; 

Der Rekurs ift ferner ausgeſchloſſen, ſoweit es ſich um Heilbehandlung, Hausgeld oder ie 3 
geld handelt, es ſei denn, daß der ee Sifanmenfong des Schadens ober bes Todes . 3 
Dienſtbeſchädigung ſtreitig iſt. . 8 5 75 | e 


Unzuläſfig ift auch ein Rekurs, der lediglich die Entſcheidung über die Gebühren oder die außer⸗ 
gerichtlichen Koſten des Verfahrens anficht. 5 
* 39. 

Die Rechtsmittel find ſchriftlich oder mündlich unter Aufnahme einer Niederſchrift bei derjenigen 
Stelle einzulegen, die darüber zu entſcheiden hat. Rechtswirkſam iſt auch die Einlegung bei einer anderen 
deutſchen amtlichen Stelle oder bei einem Träger der Reichsverſicherung. In dieſem Falle iſt die Rechts⸗ 
mittelſchrift oder die aufgenommene Niederſchrift unter Benachrichtigung des Antragſtellers unverzüglich 
an die zuſtändige Stelle abzugeben. er 

* 9 91. 
Die Rechtsmittelſchriften ſollen die Beteiligten, den Gegenſtand des Anſpruchs und die angefochtene 
Entſcheidung bezeichnen, einen beſtimmten Antrag enthalten, die zur Begründung erforderlichen Tatſachen 
und Beweismittel angeben und von der Partei oder einer zu ihrer Vertretung befugten Perſon mit 
Orts- und Tagesangabe unterzeichnet ſein. 
9 95. 

Den Rechtsmittelſchriften iſt für jeden Beteiligten eine Abſchrift beizufügen. Fehlen die Ab- 
ſchriften, ſo kann der Vorſitzende der Partei oder ihren Vertreter aufgeben, ſie nachzureichen oder ſie 
ſelbſt anfertigen laſſen; die Koſten können von der Partei oder ihrem Vertreter eingezogen werden. 

Von Schrtftſtücken, die als Beweismittel dienen ſollen, find ebenfalls Abſchriften für die Bes 
teiligten beizufügen. Inwieweit hiervon abgeſehen werden kann, unterliegt dem Ermeſſen des Vorſitzenden. 

Bu § 96. f 
Ein vom Kläger eingelegtes Rechtsmittel hat auſſchiebende Wirkung, wenn es ſich um die Ver⸗ 
ſagung der Rente nach § 19 des Reichsverſorgungsgeſetzes oder um die Rückzahlung zu Unrecht erhobener 
Gebührniſſe handelt. 

Der vom Reichsfiskus eingelegte Rekurs bewirkt keinen Aufſchub, ſoweit es ſich um Grundrente, 
Schwerbeſchädigtenzulage oder Hinterbliebenenrente nach dem Reichsverſorgungsgeſetz oder um Rente, 
Penſion oder Hinterbliebenengebührniſſe nach den früheren Militärverſorgungsgeſetzen für die Zeit nach 
Erlaß des angefochtenen Urteils handelt. 5 f 
5 x II. Vorbereitung der mündlichen Verhandlung. 

8 97. de; 
Die Vorverhandlungen find alsbald einzufordern. Sie umfaſſen ſämtliche Akten und Schrift⸗ 


ſtüce, die über den Anſpruch bei den Verwaltungs- und Spruchbehörden vorhanden ſind, einſchließlich 
derjenigen, die ſich in den Vorakten befinden oder etwa im Laufe des Verfahrens neu entſtanden ſind. 
Neue Schriftſtücke ſind auch ohne Aufforderung unverzüglich nachzureichen. 


Das Verſorgungsgericht hat dem Reichsverſorgungsgericht eine Abſchrift des angefochtenen Urteils 

zu überſenden. 5 i 
5 5 8 98. 8 ek 3 
Der Vorſitzende überſendet der Gegenpartei eine Abſchrift der Rechtsmittelſchrift. Auf der Ab⸗ 


ſchrift iſt der Tag der Einlegung des Rechtsmittels zu vermerken. | 


Die Gegenpartei kann innerhalb einer vom Vorſitzenden zu beſtimmenden Friſt, die auf Antrag 
verlängert werden kann, eine Gegenſchrift einreichen. Bei Beſtimmung der Friſt iſt darauf hinzuweiſen, 
daß nach ihrem Ablauf verhandelt und entſchieden werden kann, auch wenn eine Gegenſchrift nicht 
eingegangen iſt. 700 ER 

$ 99. . 

Für die Gegenſchrift und die weiteren Schriftſätze gelten die Vorſchriften des 8 95 entſprechend; 
von ihrer Anwendung kann bei Schriftſätzen, die neue und weſentliche Ausführungen nicht enthalten, 
abgeſehen werden. a 5 N 

Von der Gegenſchrift und den weiteren Schriftjägen iſt, wenn ſie neue und weſentliche Aus⸗ 
führungen enthalten, eine Abſchrift den Beteiligten mitzuteilen. 1 2 


5 100. 5 : 
Der Vorſitzende beſtellt in den einzelnen Sachen einen oder mehrere Berichterſtatter. Beim 
Verſorgungsgerichte kann er ſelbſt die Berichterſtattung übernehmen, es ſei denn, daß das Verſorgungs⸗ 
gericht endgültig entſcheidet. 5 
Die Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten ſind nicht verpflichtet, die Berichterſtattung zu 
übernehmen. u j 
Die Berichterſtatter haben vor der Verhandlung ſich zur Sache ſchriftlich zu äußern. Der Vor⸗ 
figende des Gerichts kann nähere Anordnungen treffen. a a 
8 101. = 
Ein unzuläſſiges oder verſpätet eingelegtes Rechtsmittel kann der Vorſitzende ohne mündliche 
Verhandlung durch eine mit Gründen verſehene Verfügung verwerfen. Iſt ein Beiſitzer zum Bericht⸗ 


erſtatter beſtellt, jo iſt fein Einverſtändnis erforderlich. In gleicher Weiſe kann in geeignet erſcheinenden 
Fällen ein unbegründetes Rechtsmittel zurückgewieſen werden. 5 


Der Antragſteller kann innerhalb einer Woche nach der Zuſtellung, bei Zuſtellung außerhalb 
Europas innerhalb ſechs Monate, die Entſcheidung der Kammer oder des Senats anrufen. Die Ver⸗ 
fügung muß hierauf hinweiſen. Die Vorſchriften des § 93 finden entſprechende Anwendung. 

Wird die Entſcheidung der Kammer oder des Senats rechtzeitig beantragt, ſo gilt die Verfügung 
des Vorſitzenden als nicht ergangen. - 

5 $ 102. 

Der Vorſitzende beſtimmt Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung. Er kann Zeugen und 
Sachverſtändige laden und anderes anordnen, insbeſondere auch das perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten; 
iſt ein Beiſitzer Berichterſtatter, jo iſt, abgeſehen von dringenden Fällen, ſein Einverſtändnis erforderlich. 

Von. Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung ſind die Beteiligten nach Vorſchrift der 88 56 
bis 58 zu benachrichtigen; ſie ſind darauf hinzuweiſen, daß auch im Falle ihres Ausbleibeus verhandelt 
und entſchieden werden kann. Soweit das perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten angeordnet wird, iſt 


ihm zu eröffnen, daß aus ſeinem Nichterſcheinen ungünſtige Schlüſſe für den geltend gemachten Anſpruch 


gezogen werden können. 


Zwiſchen der Benachrichtigung und dem Tage der mündlichen Verhandlung ſoll in der Regel 
ein Zeitraum von mindeſtens einer Woche liegen. 


III. Beweisaufnahme vor der mündlichen Verhandlung. 

$ 108. 
Iſt die Sache nicht genügend aufgeklärt, ſo ſoll der Vorſitzende vor der mündlichen Verhandlung 
weitere Ermittelungen anſtellen und Beweis erheben. Iſt ein Beiſitzer zum Berichterſtatter beſtellt, ſo 
iſt ſein Einverſtändnis erforderlich; der Vorſitzende kann ihn mit der Ausführung beauftragen. Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 80, 81, 83 und 85 ſinden entſprechende Anwendung. Die Verwaltungsbehörde, die den 
angefochtenen Beſcheid erlaſſen hat oder den Reichsfiskus im Spruchverfahren vertritt, ſoll nur beim 

Vorliegen beſonderer Gründe um die Ausführung der Beweisaufnahme erſucht werden. 2 


§ 104. 
Soll dem Antrag des Klägers, einen beſtimmten Arzt gutachtlich zu hören, ſtattgegeben werden, 


ſo kann die Anhörung davon abhängig gemacht werden, daß der Antragſteller die Koſten vorſchießt und 
vorbehaltlich einer anderen Entſcheidung des Gerichts endgültig trägt. 


— . § 105. 


5 Den Zeugen und Sachverſtändigen iſt bei der Ladung der Gegenſtand ihrer Vernehmung mit⸗ 
zuteilen. Aus beſonderen Gründen, namentlich zur Herbeiführung einer unbeeinflußten Ausſage, kann 8 


hiervon abgeſehen werden. Die Gründe ſind in den Akten zu vermerken. > ee 


’ 


* 
8 
3 
1 
2 
. 
{ 
4 
— 


2256 
9 108. 
5 Zeugen und Sachverſtändige können vereidigt werden, wenn es . . einer wahr⸗ 
heitsgemäßen Ausſage für notwendig erachtet wird. 


§ 107. 
N Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Pflicht, als Zeuge oder Sachverständiger zu 
erſcheinen, auszuſagen und den Zeugen⸗ oder Sachverſtändigeneid zu leiſten ſowie über die Ablehnung 
eines Sachvarſtändigen finden entſprechende Anwendung. Die Ausſage oder die Eidesleiſtung darf nicht 
deshalb verweigert werden, weil dieſes Geſetz oder die Reichsverſicherungsordnung eine Schweige⸗ 
pflicht begründet. 

Gegen Zeugen und Sachverſtändige, die ſich auf Ladung ohne genügende Entſchuldigung nicht 
einfinden, die Ausſage oder die Eidesleiſtung ohne Angabe eines Grundes oder, nachdem der angegebene 
Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt iſt, verweigern, kann eine Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark 
verhängt werden. Außerdem können ihnen die durch das Ausbleiben oder die Weigerung entſtehenden 
Koſten auferlegt werden. Die getroffenen Anordnungen ſind wieder aufzuheben, wenn das Ausbleiben 
nachträglich genügend entſchuldigt wird. 

Über die Zuläſſigkeit der Verweigerung der Ausſage oder der Eidesleiſtung ſowie der Ablehnung 
eines Sachverſtändigen und über die Auferlegung von Strafe und Koſten entſcheidet der Leiter der Be⸗ 
weisverhandlung. Gegen die Entſcheidung iſt für die Parteien ſowie für die Zeugen und Sachverſtändigen 
innerhalb einer Woche die 7 gegeben. Iſt das Amtsgericht um die Vernehmung erſucht, ſo gilt 
die Vorſchrift des § 84 Abſ. 3 9408 


Bei Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen iſt den Beteiligten Gelegenheit zur Teil⸗ 
nahme zu geben. Die Vorſchriften des $ 102 Abf. 2 und 3 finden entſprechende Anwendung. 
Die Beteiligten ſind berechtigt, den Zeugen und Sachverſtändigen Fragen vorlegen zu laſſen. 
Der Leiter der Beweisverhandlung kann ihnen die unmittelbare Frageſtellung geſtatten. Er entſcheidet 
e der Beſchlußfaſſung durch das Gericht über die Zuläſſigkeit einer Frage. 
8 109. 
Der Leiter der Beweisverhandlung kann Bevollmächtigte und Beiſtände zurückweiſen, die das 
Verhandeln vor Behörden geſchäftsmäßig betreiben. Dies gilt nicht für Rechtsanwälte und ſolche Per⸗ . 
ſonen, denen das Verhandeln vor Gerichten oder Verſicherungsbehörden geftattet iſt. ſowie für Vertreter 
gemeinnütziger Rechtsauskunftsſtellen und gemeinnütziger oder wirtſchaftlicher Organiſationen. 
E Parteien, ihre Vertreter und Beiſtände, Zeugen, Sachverſtändige und nicht beteiligte Perſonen, 
die den zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlaſſenen Anordnungen nicht Folge leiſten, können vom 
= Leiter der Beweisverhandlung entfernt werden. 
8 Macken die genannten Perſonen ſich einer Ungebühr ſchuldig, ſo kann der Leiter der Beweis⸗ | 
EN verhandlung gegen fie, ſoweit es ic) nicht um Rechtsanwälte handelt, vorbehaltlich der ſtrafgerichtlichen 
8 oder disziplinariſchen Verfolgung eine Ordnungsſtrafe bis zu dreihundert Mark oder bis zu drei Tagen | 
ee Haft feſtſetzen. Gegen die Feſtlehung iſt innerhalb einer Woche nach der N die Beſchwerde zuläſſig. | 
* $ 110, 
Über das ene n der Beweisverhandlung iſt unter Zuziehung eines vereidigten oder vom 
Leiter der Beweisverhandluug durch Handſchlag verpflichteten Schriftführers eine Niederſchrift aufzunehmen. 
Die Vorſchriften der SS 123 und 124 gelten entſprechend. L 
Über das Ergebnis eines Augenſcheins kann der Leiter der Beweisverhandluug in einfacheren 
8 Faällen allein eine Feſtſtellung zu den Akten bringen. 
= 8 111. 
5 25 Den Beteiligten iſt der Inhalt und auf e eine Abſchrift der edge 
2 mitzuteilen. a f 


e 
0 = a 


Gericht kann die Mitteilung nachholen. 
IV. Unterbrechung und Aussetzung des Verfahrens. 
8 112. 
Durch den Tod des Klägers wird das Verfahren bis zur Aufnahme durch den Rechtsnachfolger 


unterbrochen. 
Die Aufnahme erfolgt durch eine Erklärung gegenüber der zuſtändigen Spruchbehörde; die Vor⸗ 


ſchriften des $ 93 finden entſprechende Anwendung. Wird die Aufnahme verzögert, jo kann der Vor⸗ 


ſitzende auf Antrag oder von Amts wegen dem Verfahren Fortgang geben. 
8 118. 

Das Verfahren wird ferner unterbrochen, wenn der Kläger beſchränkt gefchäftsfähig oder geſchästs⸗ 
unfähig wird. Das gleiche gilt, wenn der geſetzliche Vertreter des Klägers ſtirbt oder ſeine Vertretungs⸗ 
befugnis verliert, ohne daß der Kläger geſchäftsfähig geworden iſt. 

Die Unterbrechung endigt, wenn der Kläger geſchäftsfähig oder ein gejeklicher Vertreter beftellt wird. 

8 114. 

Die Unterbrechung des Verfahrens hat die Wirkung, daß der Lauf einer jeden Friſt aufhört und 
nach Beendigung der Unterbrechung die volle Friſt von neuem zu laufen beginnt. 

Durch die nach dem Schluſſe einer mündlichen Verhandlung eintretende Unterbrechung wird die 
Verkündung der auf Grund dieſer Verhandlung zu erlaſſenden Entſcheidung nicht gehindert. 

Bes 5 

Die Vorſchriften der 88 112, 113 und 114 Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, wenn die 
Vorausſetzungen der Unterbrechung nach Zuſtellung des Beſcheids einer Verwaltungsbehörde vor Ein⸗ 
legung der Berufung eintreten. 

§ 116. 

Hängt der Anſpruch von einem familienrechtlichen oder erbrechtlichen Verhältnis ab, ſo kann das 
Gericht oder der Vorſitzende das Verfahren ausſetzen und den Beteiligten aufgeben, das Verhältnis im 
ordentlichen Rechtsweg feſtſtellen zu laſſen. 

Bei der Ausſetzung wird beſtimmt, bis wann die Klage zu erheben iſt; die Friſt kann auf 528 
verlängert werden. 

V. Mündliche Verhandlung. 
8 117. 

Die von der Kammer oder dem Senate zu treffenden Eatſchelbungen ergehen ac) mündlicher 

Verhandlung, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein anderes vorgeſchrieben iſt. 


Die mündliche Verhandlung iſt öffentlich. Die Offentlichkeit kann aus Gründen des öffentlichen 
Wohles oder der Sittlichkeit oder auf Antrag des Klägers aus beſonderen Gründen für die ganze Vers 


handlung oder einen Teil derſelben ausgeſchloſſen werden. Hierüber kann unter Ausſchluß der Offent⸗ 


lichkeit verhandelt werden. 
$ 118. 


Der Zutritt zur öffentlichen Verhandlung kann unerwachſenen und ſolchen Perſonen verſagt 


werden, die ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden oder in einer der Würde des 


Gerichts nicht entſprechenden Weiſe erſcheinen. 


Zu nichtöffentlichen Verhandlungen kann das Gericht einzelnen Perſonen den Zutritt ee 


einer Anhörung der Beteiligten bedarf es nicht. 
$ 119. 


Die Sachen werden in der Regel in der durch den Aushang vor ren Sipungspiumer bean 
gemachten Reihenfolge verhandelt. 


Wieweit Aube geugniſſe und Gutachten mitzuteilen find, entſcheidet der Vorſitzende. 8 


. 
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Dem Vorſitzenden liegt die Aufrechterhaltuug der Ordnung in der Sitzung ob. Er eröffnet, 
leitet und ſchließt die Verhandlung, erteilt das Wort und kann es demjenigen, der ſeinen Anordnungen 
nicht Folge leiſtet, entziehen. 

Die Vorſchriften des 8 109 finden entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß die dort 
dem Leiter der Beweisverhandlung zuſtehenden Befugniſſe vom Gericht ausgeübt werden und die 
Beſchwerde nur im Verfahren vor dem Verſorgungsgericht zuläſſig iſt. 

War die Zurückweiſung eines Bevollmächtigten oder Beiſtandes (§ 109 Abſ. 1) dem Beteiligten 
nicht vorher rechtzeitig angedroht, ſo iſt die Verhandlung zu vertagen, wenn der Beteiligte nicht 
erſchienen iſt oder es auf Befragen beantragt. Wird ein Beteiligter zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
aus dem Sitzungszimmer entfernt (8 109 Abſ. 2), fo wird in gleicher Weiſe verfahren, wie wenn er ſich 
freiwillig entfernt hätte. 9 120 : 


Die mündliche Verhandlung beginnt nach dem Aufruf der Sache mit der Darſtellung des Sach 
verhalts durch den Vorſitzenden oder den Berichterſtatter. 

Demnächſt ſind die Beteiligten zu hören. Der Vorſitzende hat das Sach⸗ und Streitverhältnis 
mit ihnen zu erörtern und dahin zu wirken, daß fie über alle erheblichen Tatſachen fich vollſtändig 
erklären ſowie angemeſſene und ſachdienliche Anträge ſtellen. a 

Die Anträge können ergänzt, berichtigt und geändert werden. Der Vorſitzende hat den Bei⸗ 
figern auf Verlangen zu geſtatten, Fragen an die Beteiligten ſowie die Zeugen und Sachverſtändigen 
zu ſtellen. Zweifel über die Zuläſſigkeit einer Frage entſcheidet das Gericht. 

$ 121. 

Hält das Gericht die Sache noch nicht für genügend aufgeklärt, jo beſchließt es den erforderlichen 
Beweis. Die Ausführung des Beweisbeſchluſſes kann einem Mitglied der Kammer oder des Senats 
übertragen werden. 

Für die Beweisaufnahme durch das Gericht und das beauftragte Mitglied gelten die Vor⸗ 
ſchriften der 88 103 bis 111 entſprechend. N 

Findet die Beweisaufnahme durch das Gericht ſtatt, ſo entſcheidet dieſes in den Fällen des 
3 107 Abſ. 3. Gegen die Entſcheidung des Verſorgungsgerichts findet innerhalb einer Woche die 
Beſchwerde ſtatt. 9 192, 


Iſt eine Partei bei der Beweisaufnahme nicht zugegen und nicht vertreten, ſo darf in dieſer 
Verhandlung ein ihr ungünſtiges Urteil nur erlaſſen werden, wenn über das Stattfinden der Beweis⸗ 
aufnahme der Partei vor der Verhandlung Mitteilung gemacht iſt oder die Beweisaufnahme lediglich 
in der Anhörung eines ärztlichen Sachverſtändigen beſteht. - } 

g 123. 

Über die Verhandlung iſt durch einen vereidigten Schriftführer eine Niederſchrift aufzunehmen. 

Die Riederſchrift enthält Ort und Tag der Verhandlung, die Bezeichnung der Kammer oder 
des Senats, Namen und Dienſtſtellung oder Beruf des Vorſitzenden, der Beiſitzer und des Schriftführers 
unter Angabe der Eigenſchaft, in der ſie mitwirken, den Namen des etwa zugezogenen Dolmetſchers, die 
Bezeichnung der Streitſache, die Namen der erſchienenen Beteiligten und Vertreter ſowie die Angabe, daß 
öffentlich verhandelt oder die Öffentlichkeit für die ganze Verhandlung oder einen Teil derſelben aus: 
geſchloſſen iſt. J f 

9 124. | 

In der Niederſchrift iſt der Gang der Verhandlung im allgemeinen anzugeben. 

Ferner ſind aufzunehmen: i ö 

1. Erklärungen der Beteiligten über die Zurücknahme eines Rechtsmittels, Anerkenntniſſe ſowie 

andere Erklärungen, deren Feſtellung angezeigt erſcheint, 125 
2. Anträge und erhebliche Erklärungen der Beteiligten, die von dem Inhalt der Schriftſätze 
abweichen; f 


. 
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3. die weſentlichen Ausſagen der Zeugen und die Feſtellung, ob fie beeidigt find oder nicht, 


4. die weſentlichen Ausführungen der Sachverſtändigen, 
5. das Ergebnis eines Augenſcheins, g 
6. Beſchlüſſe, die Urteilsformel und deren Verkündung. 


Der Aufnahme in die Niederſchrift ſteht die Aufnahme in eine Schrift gleich, die der Niederſchrift 


als Anlage beigefügt, als ſolche von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer gekennzeichnet und in der 
Niederſchrift aufgeführt iſt. 5 a 

Die Niederſchrift iſt vom Vorſitzenden und vom Schriftführer, wenn ſie jedoch eine Urteilsformel 
enthält, auch von dem etwa beſtellten Berichterſtatter zu unterſchreiben. Iſt dieſer Berichterſtatter ver⸗ 
hindert, ſo genügt die Unterſchrift des Vorſitzenden. Iſt dieſer verhindert, ſo unterſchreibt für ihn der 


Berichterſtatters iſt in der Niederſchrift zu vermerken. 
: § 125. 
Das Gericht trifft die Entſcheidung auf Grund freier Beweiswürdigung. 


Die angefochtene Entſcheidung kann auch aus anderen als den von den Beteiligten geltend 
gemachten Gründen geändert oder beſtätigt werden. t 


Soweit die Parteien den Anſpruch anerkennen oder das Rechtsmittel zurücknehmen, gilt der 
Streit als erledigt. 9 120 | 


Berichterſtatter oder ein anderer Beiſitzer. Die Tatſache der Verhinderung des Vorſitzenden oder des 


Hebt das Gericht die angefochtene Entſcheidung auf, ſo kann es die Sache an eine Vorinſtanz 


zurückverweiſen. Das Verſorgungsgericht iſt zur Zurückverweiſung nur befugt, wenn das Verfahren an 
einem weſentlichen Mangel leidet. 


Die Stelle, an welche die Sache vom Reichsverſorgungsgerichte zurückverwieſen wird, iſt an die 


rechtliche Beurteilung gebunden, die der Aufhebung des angefochtenen Urteils zugrunde liegt. 
§ 127. 


Hält das Gericht den Anſpruch für begründet, ſo ſtellt es in der Regel zugleich Betrag und 


Beginn der Leiſtung feſt. Soweit über den Betrag entſchieden wird, muß aus der Entſcheidung die Art 
der Berechnung erſichtlich fein. 

Das Gericht kann unter Angabe von Gründen ſich darauf beſchränken, über den Grund des 
Anſpruchs und über alle oder einzelne Grundlagen für die Berechnung der Leiſtungen zu entſcheiden⸗ 


In gleicher Weiſe kann das Gericht ſich auf die Entſcheidung der Punkte beſchränken, die von f 


den Parteien bemängelt werden. 8 128. 5 . 


Wird nach § 126 die Sache an eine Vorinſtanz zurückverwieſen oder nach $ 127 Abſ. 2 nur 
über den Grund des Anſpruchs entſchieden, ſo kann das Gericht auf Antrag eine vorläufige Leiſtung 
von beſtimuter Höhe anordnen, ſoweit es ſich um Grundrente, Schwerbeſchädigtenzulage oder Hinter⸗ 
bliebenenrente nach dem Reichsverſorgungsgeſetz oder um Rente, Penſion oder Hinterbliebenengebührniſſe 


nach den früheren Militärverſorgungsgeſetzen handelt und der Kläger bedürftig iſt. Die Anordnung iſt 


nicht anfechtbar. s 129. : 


amtlich veröffentlichten grundſätzlichen Entſcheidung des Reichsverſorgungsgerichts abweichen, oder handelt 


1 * 


Will ein Senat des Reichsverſorgungsgerichts in einer grundsätzlichen Rechtsfrage von einer 


früheren Entſcheidung eines anderen Senats abweichen, ſo hat er die Sache zur Entſcheidung an den 


1 


Fe — 
8 7 * 


aer 1 


Will das Verſorgungsgericht in einem Falle, in dem Rekurs ausgeſchloſſen iſt (§ 92), von einer 5 


N 


Yin x 3 2 1 * 8 1 
D 
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2 Großen Senat (8 34) zu verweilen. Das gleiche gilt, wenn ein Senat von einer Entſcheidung des 
Großen Senats ſelbſt abweichen will. 
Der verweiſende Senat hat in dem Verweiſungsbeſchluſſe die Entſcheidung, von der er abweichen 


will, zu bezeichnen, und ſeine eigene Rechtsauffaſſung zu begründen. 


VI. Beratung und Abstimmung. Verkündung der Entscheidungen. 
8 131. 
Bei Entſcheidung auf Grund einer Verhandlung dürfen nur Mitglieder mitwirken, die an der 
Verhandlung teilgenommen haben. 

Die Beratung und Abſtimmung ſchließen ſich an die Verhandlung an und ſind nicht öffentlich. 
Die Anweſenden ſind verpflichtet, den Hergang und das Stimmenverhältnis geheimzuhalten. Außer den 
zur Entſcheidung Berufenen und dem Schriftführer dürfen nur die bei dem Gerichte zu ihrer Ausbildung 
beſchäftigten Perſonen zugegen ſein, ſoweit der Vorſitzende ihnen die Anweſenheit geſtattet. 

Der Vorſitzende leitet die Beratung, ſtellt die Fragen und ſammelt die Stimmen. 

i a f 8 132. 
Das Gericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 

Bilden ſich in bezug auf Beträge, über die zu entſcheiden iſt, mehr als zwei Meinungen, deren 
teine die Mehrheit für ſich hat, ſo werden die für den größeren Betrag abgegebenen Stimmen den für 
den zunächſt geringeren Betrag abgegebenen ſolange Stimmen hinzugerechnet, bis ſich eine Mehrheit ergibt. 

i Es ſtimmen in nachſtehender Reihenfolge: 

1. die Berichterſtatter mit Ausnahme des Vorſitzenden, der die Berichterſtattung ſelbſt über⸗ 

nommen hat, 

2. der Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten, 

3. der Beiſitzer aus der ſozialen Fürſorge, 

4. das richterliche Mitglied eines ordentlichen Gerichts, 

das Mitglied des Reichsverſorgungsgerichts oder der an ſeiner Stelle mitwirkende Hilfsrichter, 

6. der Vorſitzende. J 

Beim Großen Senate richtet ſich die Reihenfolge der Stimmabgabe innerhalb derſelben Gruppe z 
nach dem Dienſtalter, bei gleichem Dienſtalter nach dem Lebensalter. Der dem Dienſtalter oder Lebens⸗ 

alter nach Jüngere ſtimmt zuerſt. 


e NER SEAN IHREN SSR N 


e 
S 


8 133. 
Niemand darf die Abſtimmung über eine Frage verweigern, weil er bei der Abſtimmung über 
eine vorhergehende Frage in der Minderheit geblieben iſt. 
Meinungsverſchiedenheiten über Gegenſtand, Faſſung und Reihenfolge der Fragen und über 
das Ergebnis der Abſtimmung entſcheidet das Gericht. 
N Die Abſtimmung der einzelnen Mitglieder darf keinen ſchriftlichen Ausdruck finden. 


8 134. 


Die Entſcheidungen werden durch den Vorſitzenden öffentlich verkündet. Dabei werden die 
Gründe mitgeteilt, ſoweit es für erforderlich erachtet wird. 


= en s 13. = 
Be. Das Urteil wird ſchriftlich abgefaßt. Es enthält eine gedrängte Darftellung des Sachverhalts 
E unter Hervorhebung der Anträge (Tatbeſtand), die Entſcheidungsgründe und die hiervon äußerlich zu 


5 ſondernde Urteilsformel. Bei endgültigen Urteilen genügt neben der Urteilsformel die Angabe der Gründe. 
Im Eingang des Urteils find die Parteien und ihre geſetzlichen Vertreter, das Gericht, welches 
die Entscheidung gefällt hat, und die Mitglieder, welche bei ihr mitgewirkt haben, dieſe nach 8 128 Abs. 2 


aufzuführen. Auch iſt der Stzungstag, an dem die Entſcheidung ergangen iſt, zu bezeichnen und an⸗ 
zugeben, daß mündlich verhandelt ii . i E 
Das Urteil hat einen Hinweis über die Zuläſſigkeit des Rekurſes zu enthalten. 

Die Urteile des Verſorgungsgerichts find von dem Vorſitzenden der Kammer und dem Bericht 
erſtatter zu unterſchreiben. Hat der Vorſitzende die Berichterſtattung ſelbſt übernommen, oder iſt der 
Berichterſtatter verhindert, ſo unterſchreibt der Vorſitzende allein. Iſt der Vorſitzende verhindert, ſo 
unterſchreibt für ihn ein Beiſitzer. f i } N ER 

Die Urteile des Reichsverſorgungsgerichts werden von dem Vorſitzenden des Senats und den 
Berichterſtattern, falls jedoch nur ein Berichterſtatter beſtellt ift, noch von einem weiteren Mitglied des 
Senats unterſchrieben. Iſt der Vorſitzende oder ein Berichterſtatter verhindert, ſo unterſchreiht für das 


verhinderte Mitglied ein anderes Mitglied des Senats. 


a N $ 137. 8 

Schreib- und Rechenfehler, ſowie ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die im Urteil vorkommen, 
ſind jederzeit auf Antrag oder von Amts wegen zu berichtigen. 

Ob zu berichtigen iſt, entſcheiden ohne mündliche Verhandlung die Mitglieder des Gerichts, die 
das Urteil unterſchrieben haben. Bei Stimmengleichheit iſt die Berichtigung abzulehnen. 

Die Verfügung, die ein Urteil berichtigt, iſt auf die Urſchrift des Urteils und die Ausfertigungen 
zu ſetzen oder mit dieſen urkundlich zu verbinden. f ! 

- Die Verfügung, die eine Berichtigung ablehnt, iſt unanfechtbar. Gegen die Verfügung, welche 

die Berichtigung eines Urteils des Verſorgungsgerichts ausſpricht, iſt die Beſchwerde an das Reichs⸗ 
verſorgungsgericht gegeben. i 3 105 5 


Hat das Urteil einen von einer Partei erhobenen Haupt- oder Nebenanſpruch oder den Koften- 
punkt ganz oder teilweiſe übergangen, jo wird es auf Antrag nachträglich ergänzt. Über den Antrag 
kann ohne mündliche Verhandlung entschieden werden, wenn es ſich nur um den Koſtenpunkt handelt. 

Die ergänzende Entſcheidung wird auf der Urſchrift des Urteils und den Ausfertigungen ver- 
merkt oder mit dieſen urkundlich verbunden. f 

§ 189. 5 

Eine Ausfertigung des Urteils ſoll ſpäteſtens drei Wochen nach der Verkündung den Beteiligten 
gugeſtellt werden. i 8 
n Das Verſorgungsgericht, deſſen Urteil angefochten war, erhält eine Abſchrift des vom Reichs ⸗ 
verſorgungsgericht erlaſſenen Urteils. Er 


Ausfertigungen und Abſchriften find als ſolche zu bezeichnen. a 

Die Ausfektigungen erhalten bei den Verſorgungsgerichten die Überſchrift, die für die Urteile 
der ordentlichen Gerichte vorgeſehen oder, ſofern der Bezirk des Verſorgungsgerichts ſich über das Gebiet 
eines Landes hinaus erſtreckt, von den beteiligten Regierungen vereinbart iſt. Am Schluſſe wird die 
Ausfertigung mit dem Siegel des Verſorgungsgerichts verſehen und von dem Vorſitzenden der Kammer, 
im Falle ſeiner Behinderung von ſeinem Stellvertreter unterſchrieben. n N 

Hat die oberſte Landesverwaltungsbehörde beſtimmt, daß die Ausfertigungen von einem Büro- 
oder Kanzleibeamten des Verſorgungsgerichts unterzeichnet werden, ſo iſt unter die einſchließlich der 
Unterſchriften gefertigte Abschrift zu ſetzen: a 

„Die Ubereinſtimmung dieſer Ausfertigung mit der Urſchrift wird hiermit beglaubigt“. 
Der Beamte unterſchreibt dieſen Zufag unter Beifügung ſeiner Amtseigenſchaft. 


verfehen: ? 
8 „Im Namen des Reichs!“ 


8 
n 


Beim Reichsverſorgungsgerichte werden die Ausfertigungen der Urteile mit der Aberſchri == 


8 
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2» Sie enthalten neben dem Siegel des Reichsverſorgungsgerichts die Schlußformel ! 
3 Re „Urkundlich unter Siegel und Unterſchrlft 
i 1 Das Reichsverſorgungsgericht 
a ü der Senat“. 
gi Ausfertigungen vollzieht der Vorſitzende, bei ſeiner Behinderung ein Mitglied des Senats, 
das bei zer Entſcheidung mitgewirkt hat. 8 14¹ a 


N Grundſätzliche Eutſcheidungen des Reichsverſorgungsgerichts werden amtlich veröffentlicht. Der 
Senat entſcheidet darüber, ob die Entſcheidung grundſätzlich iſt; über die Veröffentlichung beſchließt das 


Präfidium ($ 38). VIII. Gebühren und Kosten. 
et 2 b § 142. 
Das Verfahren vor den— Spruchbehörden iſt gebührenfrei. 
§ 148. 
Bei der Verhandlung wird von Amts wegen geprüft, ob und in welchem Betrage die unterlegene 
Partei dem Gegner die Koſten der Rechtsverfolgung im Spruchverfahren zu erſtatten hat. 
Die Höhe der zu erſtattenden Koſten wird in der Entſcheidung feſtgeſetzt. Wird die Sache ohne 
Entscheidung zur Hauptſache erledigt, ſo wird auf Antrag über die Erſtattung durch Urteil entſchieden. 
5 14. 

It der Kläger auf Anordnung des Vorſitzenden oder des Gerichts in der mündlichen Ver⸗ 
handlung oder zu einer Beweisaufnahme erſchienen, ſo werden ihm bare Auslagen und entgangener 
Arbeits verdienſt auf Antrag in angemeſſenem Umfang als gerichtliche Koſten vergütet. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter kann Näheres beſtimmen und insbeſondere anordnen, daß die Vergütung nach den für Zeugen 
geltenden Vorſchriften erfolgt. 

Iſt der Kläger ohne Anordnung in der mündlichen Verhandlung erſchienen, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften des Abſ. 1 Anwendung, ſofern ihm keine außergerichtlichen Koſten (8 148) zugeſprochen ſind und 
das Gericht feſtſtellt, daß ſein Erſcheinen für die Entſcheidung von weſentlicher Bedeutung” war. Wird 
dieſe Feſtſtellung in der mündlichen Verhandlung über die Hauptſache nicht ausdrückich getroffen, ſo gilt 
die Vergütung endgültig als abgelehnt. a — 
Die Vergütung nach Abs. 1 und 2 wird durch den Vorſitzenden ſeſtgeſetzt. Gegen ſeine Wer- 
fügung iſt innerhalb einer Woche nach der Bekanntgabe die Beſchwerde zuläſſig. 
a IX. Gebühren der Rechtsanwälte, 
§ 145. 
Die Vergütung für die Berufstätigkeit eines Rechtsanwalts im Verfahren vor den Spruchbehörden 
beträgt für jede Inſtanz zwanzig bis fünfhundert Mark. 
Für die Teilnahme an Beweisverhandlungen außerhalb des Sitzes der Spruchbehörde kann der 
Rechtsanwalt, wenn ſeine Anweſenheit notwendig war, außer der Vergütung eine anger eſſene Entſchädigung 
beanſpruchen. a f 
Werden mehrere Streitfälle zwiſchen denſelben Parteien zu gemeinſamer Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung verbunden, ſo werden die Vergütung und die Entſchädigung für die Inſtanz nur einmal gewährt. 

Auslagen, wie Schreib- und Poſtgebühren und Reiſekoſten, werden nicht beſonders erſtattet, ſind 
jedoch bei der Bemeſſung der Vergütung und der Entſchädigung zu berückſichtigen. 

Eine Vereinbarung, nach der Vergütung, Entſchädigung oder Auslagen über dieſe Vorſchriften 
hinaus zu zahlen find, iſt nichtig. 
X. Besonderes Verfahren beim Zusammentreffen von Versorgungsansprüchen und Ansprüchen aus 


3 der Untallversicherung nach der Reichsversicherungsordnung, 
ER Kommt wegen desſelben Schadens oder eines Teiles desſelben entweder nur die Verſorgung 


nach den Verſorgungsgeſetzen oder nur die Entſchädigung nach den Vorſchriften der Reichs verſicherungs⸗ 


2386 
ordnung über Unfallverſicherung in Betracht, und haben ſowohl die Verſorgungsbehörden wie die Träger 
oder Spruchbehörden der Unfallverſicherung den Anſpruch rechtskräftig anerkannt, ſo hebt, wenn die 
zuletzt ergangene Entſcheidung von einer Verſorgungsbehörde erlaſſen war, das Reichsverſorgungsgericht 
die zu Unrecht ergangene Entſcheidung auf und erkennt zugleich über die Rückerſtattung der zu Unrecht 
geleiſteten Zahlungen. a e f ; 

Zur Verhandlung und Entſcheidung find zwei vom Präſideuten des Reichsverſicherungsamts 
bezeichnete nichtſtändige Mitglieder dieſes Amtes, und zwar ein Arbeitgeber und ein Verſicherter aus 
dem entſprechenden Bereiche der Unfallverſicherung (§ 87 Abſ. 1, §s 89 bis 91 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung), als weitere Beiſitzer zuzuziehen. f > 

Das Verfahren wird auf Antrag eines Beteiligten eingeleitet. Als Parteien gelten der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigte, der Reichsfiskus und der Träger der Unfallverſicherung. abe 

8 147. 

Kommt ſtatt der Verſorgung nach den Verforgungsgejegen oder neben ihr wegen desſelben 
Schadens eine Entſchädigung nach den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung über Unfallverſicherung 
in Frage, fo können die mit der Sache befaßten Verſorgungsbehörden in jeder Lage des Verwaltungs 
oder Spruchverfahrens dem Träger der Un Üverſicherung die Verhandlungen mitteilen und ihn zur 
Anerkennung der Entſchädigungspflicht auffordern. Lehnt dieſer die Entſchädigungspflicht ab, oder erklärt 
er ſich nicht innerhalb eines Monats, ſo iſt die Sache durch das Reichsverſorgungsgericht zu entſcheiden. 
Das Reichsverſorgungsgericht entſcheidet über die erhobenen Anſprüche in ihrem vollen Umfang. 
Es kann dabei den Träger der Unſallverſicherung zur Entſchädigung verurteilen, auch wenn der Anſpeuch 
gegen ihn bereits rechtskräftig abgelehnt worden iſt. = 

Die Vorſchriften des 8 146 Abſ. 2 und 3 Satz 2 finden Anwendung. 

5 Dritter Teil. 

Erſter Abſchnitt. 
Schutz- und Strafvorſchriften. 
8 148. a 

Beifitzer der Spruchbehörden, die ohne genügende Entſchuldigung nicht rechtzeitig zu den Sitzungen 
ſich einfinden oder der Erfüllung ihrer Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich entziehen, werden mit einer 
Ordnungsſtrafe bis zu dreißig Mark, im Wiederholungsfalle bis zu dreihundert Mark und mit Auferlegung 
der durch ihr Verhalten verurſachten Koſten beſtraft. > agb 

Die Strafe wird beim Verſorgungsgerichte durch den Vorfitzenden, beim Reichsverſorgungsgerichte 
durch den Präfidenten ausgeſprochen. Erfolgt nachträglich genügende Entſchuldigung, ſo iſt ſie aufzuheben 
oder zu ermäßigen. Gegen die Verfügung des Vorſitzenden des Verſorgungsgerichts iſt die Beſchwerde 
an die oberſte Laudesverwaltungsbehörde zuläſſig. Die Vorſchrift des 8 74 Abſ. 1 findet Anwendung. 

$ 149. 
Macht ein Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten ſeinem Arbeitgeber von der Einladung zu 
Sitzungen der Spruchbehörden ohne ſchuldhaſtes Zögern Mitteilung, ſo gibt dieſem das Fernbleiben 
keinen Grund, das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu löſen. 


Arbeitgeber und ihre Vertreter, die vorſätzlich einen bei ihnen beſchäſtigten Beiſitzer aus den 


Verſorgungsberechtigten in der Ausübung des Amtes beſchränken oder wegen der Übernahme oder der 


Art der Ausübung benachteiligen, werden mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder mit Haft beſtraft. 


Strafgeſetzen eine härtere Straſe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Gefängnis 


$ 150. i 
; Ber unbefugt offenbart, was ihm vermöge ſeiner dienſtlichen Tätigkeit bei einer Verſorgungs⸗ 
behörde über die geſundheitlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe eines Beteiligten, in Hinterbliebenen ⸗ 
angelegenheiten auch des Verſtorbenen, bekannt geworden iſt, wird, ſoweit nicht nach den lallgemeinen 


bis zu drei Monaten beſtraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Verſorgungsberechtigten oder 


der Dienſtaufſichtsbehörde ein. 


SEchluß⸗ und Übergangsvrihriften. . 2.000. 
FFP A x 2 5 — ek 
Die zs 1703 a und 173 Ta der Reichsverſicherungsordnung werden aufgehoben. SH 
este Ak die Reichs verſicherungsordnung werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

822 Es Se ED a ei ER, ei RT 
Kommt wegen desſelben Schadens oder eines Teiles desſelben entweder nur die Unfallentſchädigung 
oder muy Die Verſorgung nach dem Reichsverſorgungsgeſetz oder einem vor ſeinem Inkrafttreten ergangenen 
Militärverſorgüngsgeſetz in Beträcht und haben ſowohl die Träger oder Spruchbehörden der Unfall⸗ 
verfiherung wie die Verſorgungsbehörden den Anſpruch endgültig anerkannt, ſo hebt, wenn die zuletzt 
ergangene Eutſcheidung von einem Träger oder einer Spruchbehörde der Unfallverſicherung erlaſſen war, 
ein Spruchſenat des Reichsverſicherungsamts die zu Unrecht ergangene Entſcheidung auf und erkennt 
zugleich über die Rückerſtattung der zu Unrecht geleiſteten Zahlungen. Z 
a Zur Verhandlung und Entſcheidung ſind zwei vom Präſidenten des Reichsverſorgungsgerichts 
bezeichnete Beiſitzer dieſes Gerichts, und zwar je eine in der ſozialen Fürſorge erfahrene, mit dem 
Verſorgungsweſen vertraute Perſon und ein Verſorgungsberechtigter (88 29 und 30 des Geſetzes über 
das Verfahren in Verſorgüngsſachen vom 10. Januar 1922) als weitere Beiſitzer zuzuziehen. Ihre 
Teilnahme gilt für ihre Vergütung als Teilnahme au einer Sitzung des Reichsverſorgungsgerichts. 
Dias Verfahren wird auf Antrag eines Beteiligten eingeleitet. Als Parteien gelten der Verletzte, 
der Reichsfiskus und der Träger der Unfallverſicherung. N 7 ER 
er 8 1738 a. ER 
Kommt ſtatt der Unfallentſchädigung oder neben ihr wegen desſelben Schadens die Verſorgung 
nach dem Reichsverſorgungsgeſetz oder einem vor ſeinem Inkrafttreten ergangenen Militärverſorgungs⸗ 
geſetz in Frage, jo können die mit dek⸗Sache befaßten Träger oder Spruchbehörden der Unfallverſicherung 
in. jeder Lage des Jeſtſtellungs⸗ oder Spruchverfahrens der nach dem Geſetz über das Verfahren in 
Verſörgungsſachen vom 10. Januar 1922 zuſtändigen Verwaltungsbehörde die Verhandlungen mitteilen 
und ſie zur Anerkennung der Verſorgungspflicht auffordern. Lehnt dieſe die Verſorgung ab oder erklärt 
ſie ſich nicht innerhalb eines Monats, ſo iſt durch einen Spruchſenat des Reichs verſicherungsamts zu 
entſcheiden. Der Senat entſcheidet über die erhobenen Anſprüche in vollem Umfang. Er kann dabei 
den Reichsfiskus zur Gewährung der Verſorgung verurteilen, auch wenn der Anſpruch gegen ihn bereits 
rechtskräftig abgelehnt worden iſt. ** Re. d BERN 
Die Vorſchriſten des 8 1706 a Abſ. 2 und 3 Satz 2 finden Anwendung. 
Er 3 182. | | Ze 
„ Bei dem Streite zwiſchen. einer Krankenkaſſe und dem Reiche über Erſatzanſprüche (5 17 des 
Meichsverſorgungsgeſetzes) finden die Vorſchriſten des § 49 über die Vertretung des Reichsfiskus im 
Spruchverfahren Anwendung. . ö i f 3 
Weitere Beſtimmüngen erläßt der Reichsarbeitsminiſter. Für die Verſorgung der in den auf 
Grund des Friedensvertrages vom 28. Juni 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1329) vom Deutſchen Reiche 
abgetrennten Gebieten und im Sargebiete wohnenden oder wohnhaft geweſenen Perſonen kann er mit 
Zuſtimmung des Reichsrats auch von den Vorſchriften dieſes Geſetzes abweichende Anordnungen treffen. 
„Dieie oberſte Le ndesverwaltungsbehörde kann die ihr durch dieſes Geſetz zugewieſenen Aufgaben 
Stellen übertragen. f | Fa 


N 


353 SE ae ae = 8 5 
a auj weiteres tritt das beim Bayertſchen Landesverſicherungsamt errichtete Bayeriſche Landes⸗ 
verſorgungsgericht für Verſorgungsſachen, die zur Zuſtändigkeit eines bayeriſchen Verſorgungsgerichts 
gehören, als oberſte Spruchbehörde an die Stelle des Reichsverſorgungsgerichts. Für die bayeriſchen 


2 


gerichts im Sinne des 8 129 eine amtlich veröffentlichte grundſätzliche Entſcheidung des Landesverſorgungs⸗ 
gerichts gleich; ſoll von einer Entſcheidung des Reichsverſorgungsgerichts abgewichen werden, ſo ent⸗ 
ſcheidet dieſes. Für die Verweiſung an den Großen Senat gelten die Vorſchriften des § 180 entiprehend; 
will ein Senat oder der Große Senat des Landesverſorgungsgerichts von einer amtlich veröffentlichten 
Entſcheidung des Neichsverſorgungsgerichts in einer grundſätzlichen Rechtsfrage abweichen, ſo entſcheidet 
der Große Senat des Reichsverſorgungsgerichts, zu deſſen Verhandlung der verweiſende Senat des 
Laudesuerſorgungsgerjchts in dieſem Falle zwei ſeiner Mitglieder als Beiſitzer entſendet. ER 


6 


Bayeri 


Der Reichsarbeitsminiſter beſtimmt ihre Aufgaben und kann fie mit Zuſtimmung des Reichsrats auflöſen. 


find für das weitere Verfahren die Vorſchriften dieſes Geſetzes maßgebend. Angelegenheiten, die vor 
dem 1. Februar 1922 bei der bisher örtlich und ſachlich zuſtändigen Stelle anhängig geworden ſind, 
werden von dieſer Stelle weiter bearbeitet und entſchieden. 


wirkend vom 1. März 1919 ab. 


einem ordentlichen Gericht anhängig, ſo wird er nach den bisher geltenden Vorſchriften erledigt. 


Verſorgungsgerichte ſteht einer amtlich veröffentlichten rundſätzlichen Entſcheidung des Reichsverſorgungs⸗ 


x das Reichsverſorgungsgericht geltenden Vorſchriſten entſprechende Anwendung. Die nach dieſem 
eſetze dem Reichsarbeitsminiſter zuſtehenden Befügniſſe einſchließlich der Dienſtauſſicht übt für das 
Laudesverſorgungsgericht die Bayeriſche Regierung aus. Dieſe erläßt auch, ſoweit erforderlich, Vor⸗ 
ſchriſten über die Zuſammenſetzung des Gerichts und die Abhaltung von Geſamtſitzungen. Die Beiſitzer Z 
aus ber ſozialen Fürſorge werden vom Reichsarbeitsminiſter auf Vorſchlag der Bayeriſchen Regierung, 
die Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten von der bayeriſchen Landeshauptfürſorgeſtelle im Benehmen 
mit ihrem Beirat beſtellt. RE = 


zugeſtellt find, iſt von dieſem Tage ab ſtatt der Klage im ordentlichen Rechtsweg bis zum Ablauf der 
für ſie gegebenen Friſt die Berufung an das Verſorgungsgericht zuläſſig. Eine nach dieſem Tage inner- 
halb der Friſt erhobenen Klage gilt als Verufung. Es 


it, tr 


chen Regierung werden die Geſchäfte des Landesverſorgungsgerichts auf das Reichsverſorgungs⸗ 
gericht übertragen; die Einzelheiten regelt der Reichsarbeitsminiſter. 5 #3 


Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes treten außer Kraft: 


u... das Geſetz über die Verſorgungsbehörden vom 15. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. ©. 


Soweit in eee und ſonſtigen Beſtimmungen auf die aufgehobenen V 
eten die entſprechenden Vorſchriften dieſes“ Geſetzes an ihre Steebe 


Für die Bildung und Zuſammenſetzung der Senate des Landesverſorgungsgerichts finden die 


Die Koſten des Landesverſorgungsgerichts trägt der Freiſtaat Bayern. Auf Antrag der 


ee 100 3 
In Bayern beſteht bis auf weiteres eine Landesdienſtſtelle für das Rentenverſorgungsweſen. 


2 = Ir | 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Februar 1922 in Kraft. In den an dieſem Tage anhängigen Sachen 


Die Vorſchriften des 8 8 Abſ. 2 und 3 über die Koſten der Verſorgungsgerichte gelten rück⸗ 


55 8 
Gegen Beſcheide über die Regelung von Verſorgungsgebührniſſen, die vor dem 1. Februar 1922 


Iſt am 1. Februar 1922 ein Rechtsſtreit über die Regelung von Verſorgungsgebührniſſen vor 
$ 158. 


1. die Zuſtändigkeits⸗ und Verfahrensvorjejriften der vor dem Inkrafttreten des Reichsverſorgungs⸗ 
geſetzes ergangenen Militärverſorgungsgeſetze, ſoweit es ſich nicht um die im 8 160 Abf 2 
bezeichneten Angelegenheiten handelt. j 

2. die Verordnung der Reichsregierung über Anderung des Verfahrens in Militärverſorgungs-⸗ 
ſachen vom 1. Februar 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 149) und das Geſetz, betreffend Abänderu 
„diefer Verordnung, vom 15. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 1064), ee 

rſchriften 


or 


— 
* 


2 


5 „ San Ren 

Die auf Grund der bisherigen Vorfehritten zu Senatsvorfitzenden oder Beiſitzern des Reichs⸗ E 

Militärverſorgungsgerichts beſtellten ſtändigen Mitglieder des Reichsverſicherungsamts ſind vom Inkraft⸗ 

treten dieſes Geſetzes ab Mitgtieder des Reichsverſorgungsgerichts. Sie können mit Genehmigung des 

Reichsarbeitsminiſters gleichzeitig ſtändige Mitglieder des Reichsverſicherungsamts bleiben; den Umfang 

ihrer Tätigkeit bei beiden Behörden beſtimmt der Reichsarbeitsminiſter. 

b Bis 1. Januar 1923 können au die Stelle der Beiſitzer aus der ſozialen Fürſorge die beim 

Inkrafttreten des Geſetzes beſtellten Beiſitzer aus dem Verſorgungsweſen treten. 

8 Die auf Grund der bisherigen Vorſchriften erfolgte Wahl von Gerichtsärzten (Vertrauensärzten) 

wird durch das Inkrafttreten des Geſetzes nicht berührt. 5 

i f 9 160. 

Dieſes Geſetz findet im Verwaltungsverfahren keine Anwendung, ſoweit es ſich handelt 

J. um Penſionsfragen der aktiven Offiziere der alten Wehrmacht und der auf Grund des 8 32 
des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (Reichsgeſetzbl. S. 565) Penſion beanſpruchenden 
Perſonen und deren Hinterbliebenen nach den vor dem Inkrafttreten des Reichsverſorgungs⸗ 
geſetzes ergangenen Militärverſorgungsgeſetzen, x 

2. um den Vollzug des Offizierentſchädigungsgeſetzes und des Kapitutantenentſchädigungsgeſetzes 
vom 13. September 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1654 und ©. 1659). 

Es gilt uneingeſchränkt für die Angelegenheiten der Kapitalabfindung. 

Berlin, den 10. Januar 1922. 


Der Reichspräſident. 
Hbert. 


Der Reichsarbeitsminiſter. 


Dr. Brauns. 
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Schriftleitung: Milo 


